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le Royals, die Firma, das Empire

Eine skandaltrachtige wie reformfahige Institution zur Bewahrung der Ungleichheit

SIGRUN MATTHIESEN

ehn Schlésser, ein Flughafen, un-
zahlige Immobilien in bester Lon-
doner Innenstadtlage, dazu noch
diverse Hektar Ackerland. Alldas
gehort zum »Duchy of Lancasters,
jenem Herzogtum, das seit anno
1300 dem jeweils gekronten Haupt des Verei-
nigten Konigreiches gehort. Jetzt also Konig
CharlesIII. Allein mit diesem Erbe wachst sein
Vermogen um umgerechnet rund 750 Millio-
nen Euro, so der geschatzte Wert des Herzog-
tums. Charles' Mutter hat es allein in ihrem
letzten Lebensjahr 27,6 Millionen Gewinn be-
schert. Ahnlich lukrativist das»Duchy of Corn-
wall«, das, ebenfalls traditions- wie rechtma-
Rig, dem jeweiligen Thronfolger (notfallsauch
einer Frau) gebtihrt, also von Prinz Charles an
Prinz William {iberging. Die Erbschaftssteuer
von immerhin 40 Prozent, die das britische
Recht fiir Vermodgen tiber 375.000 Pfund vor-
sieht, miissen weder Kénig noch Prinz zahlen.
Auchdasist geltendes Recht, eingefiihrt 1993
als Teil einer grofReren Steuerreformunter der
konservativen Regierung von John Major.

In Zeiten, da immer mehr Brit:innen jeden
Teebeutel zweimal aufbrihen, wird die Kri-
tik an derartigen ganz legalen Steuertricks
wieder lauter. Was verlasslich zur Folge hat,
dass Reichtums- und Unternehmensexper-
ten wie die »Forbes«-Redaktion darauf ver-
weisen, welchen enormen 6konomischen Wert
»die Firma« fir die Volkswirtschaft darstelle:
Hunderte Millionen wiirde dieses kdnigliche
Unternehmen Jahr um Jahr in die britische
Wirtschaft pumpen, hauptsachlich in Form
von Tourismus sowie Werbung und PR im glo-
balen wie nationalen Wettbewerb um Absatz-
madrkte. Da es aus dieser Volkswirtschaft an-
geblich kein Entrinnen gibt, sie eigentlich
identisch ist mit dem Wohl der Biirger:innen,
seien die Steuerzahlungen, die jene an die
Firma leisten, nur scheinbar hoch: Rund 100
Millionen pro Jahr, oder knapp ein Euro pro
Kopf. Vielleicht zwei, wenn die Renovierungs-
kosten von Buckingham Palace eingerechnet
werden. Weniger als der Preis einer Tasse Tee.

Das leisten wir und das génnen wir uns, mo-
gen sich viele der Untertan:innen denken, die
als Konsument:innen schlieRlich wirklich da-
ran gewohnt sind, Schlechteres fir ihr Geld
zu bekommen: Die Windsors, the Crown, die
Royals, MegDiKateWillHarryAndrewFergie-
Camilla: Zuverldssig liefert der Hof Liebe,
Wahnsinn, Familiendrama. Lange bevor Cele-
brities dieses Geschaftsmodell fiir sich entde-
ckenkonnten. Auf besondersbrillante Artund
Weise verkorpere die Royal Family universelle
Fakten, damit hatte Walter Bagehot, Herausge-
ber der liberalen Zeitschrift »The Economistx,
schon 1867 gegen die Abschaffung dieser Ins-
titution argumentiert.

Tatsachlich fordert das seit der biirgerlichen
Aufklarung zuverlassig ein Viertel bis ein Drit-
telderbritischen Bevolkerung —abhangigauch
davon, wer gerade dazu gezahlt wurde. In den
kolonisierten Weltregionenlag die Ablehnung
weit hoher. Ernsthaft versucht hat es dennoch
seit dem 19. Jahrhundert keine der amtieren-
den Regierungen, auch dann nicht, wenn die
Labour-Partei an der Macht war. Vielmehr
begniigten sie sich damit, die Royals politisch
einzuhegen und den steuerfinanzierten Lu-
xusausgaben gesetzliche Grenzen zu setzen.
Jonathan Parry, Philosoph und Historiker, for-
muliert es so: Der britische Staat, dessen fiih-
rendes Symbol das Konigshaus war, habe sich
bis zur beinahe vollstandigen verfassungs-
rechtlichen Neutralisierung der Monarchie
gereinigt und liberalisiert. Die akzeptierte,
wenn auch murrend, beides, den tagespoliti-
schen Maulkorb wie die Ausgabenkontrolle.
Diese Light-Version der Monarchie hatte an-
geblich den Vorteil, einen politisch unschadli-
chen Populismus zu ermoglichen. Sie habe also
dazubeigetragen, Autokraten und Diktatoren
zu verhindern: »Als Hitler wahrend des Zwei-
ten Weltkriegs seine Macht durch Massenmo-
bilisierung ausspielte, stotterte Georg VI fiir
England«, schrieb Parry 2020 in einem Beitrag
fiir die »London Review of Books«.

Das ist ein sehr schones Bild und bester
britischer Humor. Die Richtigkeit der Ein-
schatzung muss dennoch bezweifelt werden.
Denn die leicht herablassende Ironie, mit der

auch viele Linksliberale die Monarchie als
liebenswerte bis bestenfalls schrullige Fol-
klore abtun, verkennt oder verschleiert das
systemerhaltende Teamplay von Krone und
Kapital. Anpassungsfahigkeit an den jewei-
ligen Zeitgeist gehdrt dabei zu ihren leichte-
ren Ubungen, egal ob nun gerade schlankes
Management gefragt ist und sich also auch
die fiirstlich finanzierte Fiihrungsebene der
royalen Firma verkleinert, oder ob Koénig
Charles wie die HSBC-Bankengruppe mehr
Nachhaltigkeit und Naturschutz verspricht.
Unberiithrt vonnoch jeder derartigen Reform,
ob nun im Haus des Geldes oder dem House
of Windsor, bleibt die soziale Ungleichheit.
Also dass es Besitzende gibt und Besessene,
Chef:innen und Untergebene, solche, die zur
Feder greifen, und andere, die das konigliche
Tintenfass wegrdumen, Belieferte und Lie-
ferdienste, volle und eingeschrankte Biirger-
rechte, Aulengrenzen und Aufnahmelager,
uns und die anderen.

Dabeiist esdannauchnicht mehr entschei-
dend, ob die einen zu Héherem geboren oder
berufen wurden oder sich das Héhere durch
Leistungen angeblich verdient haben. Dieses
globale wie nationale Herrschaftssystem zu
verinnerlichenund zu akzeptieren, trotz tag-
licher gegenteiliger Erfahrungen mit Teebeu-
teln, kalter Heizung, iiberhohter Miete, ras-
sistischen Polizeikontrollen und iberfiillter
Notaufnahme, dazu tragt die britische Monar-
chie jahrhundertealtes Know-howbei, das an-
derswo die Marketingexperten des Status quo
mit Neid erfiillt. Alsdie Queenam 19. Septem-
ber 2022 mit insgesamt rund sechs Milliar-
den teurem Pomp & Circumstance beigesetzt
wurde, verschoben britische Gewerkschaf-
ten klaglos ihre Streiks, Familien den Be-
erdigungstermin ihrer Angehorigen. »Lizzy
is in a box«, sangen despektierlich Fans der
FuBballclubs Dundee United und Shamrock
Rovers. Das konnte hoffen lassen. Oder auch
wieder nur Folklore sein. Der nordirische So-
ziologe Richard Seymour schrieb nach dem
Tod der Queen bei »Jacobin«: »Um in Grofbri-
tannien ein wirklicher Republikaner zu sein,
muss man zuerst Sozialist sein.«
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In Berlin gibt es im Marz einen Feiertag.
Der 8. war es, und die politische
Entscheidung, diesen Internationalen
Frauentag so zu wiirdigen, war eine

von den richtig guten. Wahrscheinlich
verbringen trotzdem viele Frauen

den Tag mit unbezahlter Care-Arbeit.
Der Equal Pay Day fiel in diesem Jahr
auf den 7. Mérz und eine wegweisende
Entscheidung des Bundesarbeitsge-
richts dazu sogar schon im Februar. Wird
doch langsam mit dem allgemeinen
Verdienstunterschied zwischen Frauen
und Méannern. In einhundert Jahren
gibt es den nicht mehr.

Vor nicht allzu langer Zeit ist die
Linksfraktion im Bundestag mit einem
Antrag gescheitert, auf ein Wochen-
ende fallende gesetzliche Feiertage an
Werktagen nachzuholen, weil diese
Tage nicht nur der kulturellen Besin-
nung (was ist das?) dienten, sondern
auch fir die Erholung wichtig seien.

Ein verniinftiger Antrag, der abge-
lehnt wurde. Die Begriindung: Auf die-
sem Weg liefBen sich Arbeitsbelastung
und Stress nicht reduzieren, es wiirde in
die Tarifautonomie eingegriffen und
(sic!) die Standortattraktivitat Deutsch-
lands seibedroht.

Wenn das Leben der Standortattrakti-
vitdt davon abhdngt, steht es wirklich
schlimm. Lautet der Umkehrschluss. Es
seidenn, dieses Argument gegen Aus-
gleich ist schlicht und einfach dumm.

Auch gut moglich.
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EDITORIAL

Man muss nur oft genug auf eine Rede-
wendung starren, dann kommen die
Zweifel von allein. Was heifst eigentlich
»in eigener Sache«reden? Und wieso
sagt man dann Sache, statt Angelegen-
heit oder gar Interesse? Wir haben es
trotzdem bei der nebenstehenden Uber-
schrift belassen, obwohl uns der Be-
griff Sache ein wenig kiihl erscheint,
aber auch klar war, dass wir mit
»Herzensangelegenheit«ins Fahrwas-
ser von Groschenromanen gelangen
konnten. Womit sich fast nahtlos iiber-
leiten lasst zu jenen, die in eigener
Sache streiken.

In GroRbritannien zum Beispiel. Hier
auch, aber mit der Wucht der Streiken-
den im Brexitland kénnen wir nicht mit-
halten. Hat viel mit dem Streikrecht
zu tun. Aber auch ohne dessen Hiirden,
von denen eine ganz grassliche ist,
dass Generalstreiks, die ein politisches
Ziel verfolgen, verboten sind: Schwer
vorstellbar, dass Lehrer:innen, Bahnar-
beiter:innen, Grenzbeamte, Kranken-
pfleger:innen, Beschaftigte im 6ffentli-
chen Dienst und an Universitaten
zusammen fiir bessere Lohne streiken.
Streik ist ein fundamentales Recht.
Eines, das hier wie dort immer wieder
Versuchen ausgesetzt ist, es kleinzu-
machen, einzuhegen, zu fragmentieren,
so dass man zwar fir sich, aber nicht
fir die anderen streiken darf. Auch dann
nicht, wenn man deren Anliegen und
Kampfe zur eigenen Sache macht.

Thre Redaktion

WIRTSCHAFT
ANDERS DENKEN

Wer hérenméchte, womit wir unsin
der jeweils aktuellen Ausgabe der
Zeitung beschdftigen und was die
ndchste bringen wird, kommt mit
unserem Podcast ein gutes Stiick
weiter. Uns macht es Spaf, Ihnen ge-
fallt es hoffentlich. Ihre Redaktion
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Die Aprilausgabe kommt am 14. April zu
unseren Abonnent:innen.
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Es war einmal ein Bundesbank-
prasident, der schon qua Amt
»Falke« sein musste. Er hiels Axel
Alfred Weber, und wie jedes
Exemplar dieser geldpolitischen
Vogelgattung vertraute er auf
den Segen des freien Marktes -
komme, was da wolle. Bevor der
Falke Anfang 2011 aus seinem
Amt in Richtung Grofbank UBS
davonflog, sagte er im Dezember
2010 bei einer Feier der Borse
Miinchen tiber den Trend, Gelder
wieder starker im eigenen Land
anzulegen: »Ein dauerhafter
Riickzug auf den Heimatmarkt
ware die falsche Schlussfolge-
rung, da die Chancen einer inter-
nationalen Diversifizierung des
Risikos und einer effizienten Ka-
pitalallokation ungenutzt
blieben.«

Weber fiihrt hier die beiden
zentralen Argumente an, die
Marktglaubige regelmdfig zur
Begriindung freier internatio-
naler Finanzmarkte vorbringen:
die breite, also internationale
Streuung (»Diversifizierung«) von
Risiken und den optimalen Ein-
satz von Kapital (»effiziente Kapi-
talallokation«). Streuung meint,
dass ein Finanzinvestor eine mog-
lichst breite Palette von Wert-
papieren besitzen solle: Nie alle
Eier in einen Korb! Eine solche
Strategie begrenze mogliche Zah-
lungsausfalle, da bei Verlusten
immer nur ein Teil der Papiere
betroffen sei. Optimaler Einsatz
von Kapital wiederum bedeutet,
dass Kapital dorthin flieRen

konnen solle, wo die hochsten
Profite winken. Denn hohe
Profitméglichkeiten zeigten
einen Mangel an Kapital an.
Werde dieser Mangel behoben,
seidies stets zu unser aller
Nutzen. Freie und unregulierte
Finanzmarkte sowie ein freier
Kapitalverkehr seien fiir all dies
die Voraussetzungen.

Wer nach all den Finanzkrisen
der letzten Jahrzehnte denkt:
»Die haben doch einen Vogell« -
der liegt so falsch nicht. Denn
im Marchen vom Segen der frei-
en Finanzmarkte werden Ef-
fekte wie Herdenverhalten, spe-
kulative Verhaltensweisen
und Blasenbildungen ganzlich
ausgeblendet. So konnen stei-
gende Kurse von Wertpapieren
beispielsweise dazu fiithren,
dass Marktakteure diese nur er-
werben, weil sie auf weitere
Wertsteigerungen spekulieren.
Den gleichen Effekt kann es
auch bei Immobilien, Kryptowah-
rungen, Edelmetallen und ande-
ren Vermogensgiitern geben. Sol-
che Kaufe konnen zu einer sich
selbst erfiillenden Prophezeiung
fiihren: Die steigende Nachfrage
erhoht den Preis des Wertpapiers
bzw. Vermdgensguts, was weitere
Kauferinnen und Kaufer anzieht.
Es entsteht eine Preisblase.
Wenn sie kreditfinanziert ist,
wird sie besonders gefahrlich.
Platzt die Blase, konnen Kredite
nicht mehr getilgt werden. Es
kommt zu Zahlungsausfédllen und
schlimmstenfalls einem wirt-
schaftlichen Einbruch.

Die internationale Finanz- und
Weltwirtschaftskrise ab dem

Jahr 2008 verlief geradezu
schulbuchmaRig nach diesem
Muster. In den USA war es

nach der Jahrtausendwende zu
einem spekulationsgetriebenen
Anstieg der Immobilienpreise ge-
kommen. Angefeuert war dies
von Krediten, fiir die steigende
Immobilienwerte als Sicherheit
dienten. Die Kreditforderungen
wurden in Wertpapiere gepackt
und in einem komplizierten Ver-
fahren weltweit iiber die Finanz-
markte verkauft. Die Risiken
waren also breit gestreut. Als

die Preisblase schlieRlich platzte,
zeigte sich: Durch die breite
Streuung der Risiken hatte die
Krise rasch den ganzen Globus
im Griff, denn viele groffe Banken
und Fonds hatten sich mit

den Schrottpapieren eingedeckt.
Auch von effizienter Kapital-
verwendung konnte keine Rede
sein, im Gegenteil. Weltweit
stockte die Kreditvergabe der
Banken. Die Weltwirtschaft
stand vor dem Abgrund. Unter-
nehmen und Produktion bra-
chen zusammen. Arbeitsplatze
gingen verloren.

Freie Finanzmarkte machen
auch die Spekulation mit
Wéahrungen, Rohstoffen oder
Nahrungsmitteln iberhaupt
erst moglich. Dabei wetten Fi-
nanzakteure wie Banken,
Hedgefonds, Versicherungen,
Staats- oder Pensionsfonds
auf steigende oder fallende Kur-
se bzw. Preise. Dies fiihrt im-
mer wieder zu Kursschwankun-
gen, fir die es keine in der
Sache liegenden Griinde gibt. Die
Folgen dessen sind verheerend:

Steigende Nahrungsmittel-Prei-
se etwa fihren zu Hungerkrisen
insbesondere in armeren Lan-
dern. Und ein stark schwanken-
der Aulenwert einer Wahrung
hat verheerende Folgen fiir die
Wirtschaft und die Arbeitsplatze
des betreffenden Landes.

Von all dem aber wollen Neo-
liberale nichts wissen. Fiir
Axel Alfred Weber hat sich seine
neoliberale Haltung tibrigens
ausgezahlt. Schon vor Beginn
seines neuen Jobs als Prasident
des Verwaltungsrats bei der
UBS kassierte er die marchen-
hafte Antrittspramie von vier
Millionen Schweizer Franken.

Kai Eicker-Wolf

ist Okonom und
arbeitet als Gewerk-
schafter in Frankfurt
am Main.

Patrick Schreiner
arbeitet als Gewerk-
schafter in Berlin
und betreibt den
Blog www.blickpunkt-wiso.de.

Bei OXI waren dies die letzen
»Marchen des Neoliberalis-
mus«. Wir danken den Autoren
fur die lehrreiche Serie und
empfehlen ihr im Laufe des
Jahres im PapyRossa-Verlag
erscheinendes Buch. Es enthalt
neben den in unserer Zeitung
abgedruckten vielen weitere
ihrer Texte Uber zeitgendssische
Wirtschaftsmarchen.
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In eigener Sache

~ \Von nix kommt nix

Liebe Lesende, Neugierige, Sympathisierende, nicht Abgeneigte

it dieser Ausgabe
iiber die Okonomie
eines Landes, das als
Wiege der Industri-
alisierung gilt und
uns viel dariiber leh-
ren kann, wie Kapitalismus funktioniert,
verabschieden wir uns aus einer fast sechs
Jahre dauernden und guten Kooperation.
Seit Oktober 2017 konnten alle Abonnentin-
nen und Abonnenten der Tageszeitung »nd«
und der Wochenendausgabe »nd.Die Woche«
einmal im Monat die Wirtschaftszeitung OXI
lesen. 24 Seiten Wirtschaft, anders gedacht.
Es war fir beide Seiten eine gute Zusam-
menarbeit und hoffentlich fiir die Lesen-
den ein inhaltlicher Mehrwert. Nun also
der »OXIT«.

Dies ist das letzte Mal, ab April wird es
diese Beilage im »nd« nicht mehr geben.
Stattdessenwird die Monatszeitung »OXI

- Wirtschaft anders denken« als Abo-

Zeitung erhaltlich sein. Digital oder ge-

druckt. Weiterhin mit 24 Seiten, weiter-

hin aus der Uberzeugung gespeist, dass
der Neoliberalismus eine Ideologie ist,
die ihre Aufgabe darin sieht, uns weis-
zumachen, dassesnur die eineund ka-
pitalistische Wirtschaftsweise sein
kann, die den Laden am Laufen halt. Kri-
tik daran ist - in Abwandlung eines Marx-
Zitates - nicht nur eine Leidenschaft des
Kopfes, sondernimklugen Fall der Kopf der
Leidenschaft.
Die Kooperation ist seitens des »nd« aus
wirtschaftlichen Griinden beendet wor-
den. Was wir verstehen, schliefilich schrei-
ben wir andauernd dariiber, wie Wirtschaft
unter den gegenwartigen Bedingungen
funktioniert und wissen, dass sich an be-

— |

Herrschaﬂsfragen im Homeoffice

kbar, unvermehrbar

wnSlaatsweuE“

triebswirtschaftlichen Zahlen nicht vorbeire-
den lasst. Und natiirlich wissen wir auch, wie
schwer und schwierig es ist, eine linke Tages-
zeitung, die sechsmal in der Woche erscheint,
am Leben und am Laufen zu halten.

Bedauern tun wir es trotzdem. Denn in ge-
wisser Weise haben sich durch die Koopera-
tion zwei materiell nicht iippig ausgestattete,
aber zielstrebig linke - und wir finden, kluge
- Zeitungsprojekte gegenseitig stlitzen und
ermutigen konnen. Nun gehen wir getrennte
Wege. Mit solidarischem Blick auf die jeweils
andere Publikation.

Allen Leserinnen und Lesern des »nd«, die
OXIvermissenwerden, empfehlen wir den Ab-
schluss eines Einzelabonnements. Das kostet
gedruckt 44 Euroim Jahr. Dafiir gibt es 12 Aus-
gaben, und im April sogar noch ein zweites Ex-
emplar zum verschenken und weiter empfeh-
len. Wer uns abonniert, bekommt also viel
geboten. Nur eines nicht: Mainstream. Und
wer es sich leisten kann und uns tber dieses
Abo hinaus unterstiitzen mochte, verschenkt
vielleicht noch eins oder schlielt ein Forder-
abonnement ab, das 60 Euro im Jahr kostet.

Mit den gegenwartig vorhandenen Einzel-
abonnements kénnen wir nach Beendigung
der Kooperation noch eine Weile eine Monats-
zeitung produzieren, drucken und verteilen.
Aber die aktuelle Zahl der Abonnements ge-
nigt nicht, um das tiber einen langeren Zeit-
raum zu schaffen. Wir wollen aber noch lange
diese Zeitung machen.

5.000 Abonnements wiirden das ermégli-
chen. Digital als E-Paper ist die Zukunft und
auf jeden Fall ein klein wenig ckologischer,
aber gedruckt ist auch sehr schon.

Wir jedenfalls werden uns mit unseren be-
scheidenen finanziellen Mitteln, aber groem
Verve und Optimismus, der nicht aus der Wol-

Ihr habt

‘:} dochalle
1" keinen
Plan!

kenkuckucksheim kommt, dariiber
Gedanken machen, in welchen For-
men, mit welchen Mitteln und Mog-
lichkeiten wir und unsere Autor:innen
weiterhin anders iiber Wirtschaft den-
ken und schreiben kénnen. Worauf es
auf langere Sicht hinauslauft, kénnen
wir jetzt noch nicht sagen. Nur verspre-
chen, dass wir uns anstrengen.

Vielleicht fragen sich manche: Soll ich
wirklich eine Zeitung abonnieren, deren
Macherinnenund Macher nicht genauwissen,
obesdienochlange gebenkann? Ganzsachlich
lautet die Antwort: Auf jeden Fall und ohne Ri-
siko.Dennsollte ein Jahresabonnement nicht
mitdenversprochenen 12 Ausgaben vertrag-

lich eingeldst werden, bekommt jede undje- A

der das entsprechende Geld zuriick.

Wir gehen aber vom besseren Fall aus.

In dem Buch »Kanaillen-Kapitalismus -
eine literarische Reise durch die Geschichte
der freien Marktwirtschaft« schreibt der
spanische Soziologe César Rendueles: »Die

—

orthodoxen Wirtschaftswissenschaften =~

und diehegemoniale Politik sind lebende Tote,
die sich noch bewegen, Leiden aller Art ver-
ursachen und unverstandliche Gerdusche von
sich geben. Zugleich sind Probleme, wie der
Klassenkampf, die wir fir friedlich iberwun-
den hielten, mit voller Wucht zuriickgekehrt.
Die gute Nachricht lautet, dass wir zum ers-
ten Mal seit Jahrzehnten ahnen, dass es einen
- wenn auch schwierigen und teilweise ver-
schiitteten - Notausstiegin Richtung einerra-
dikalen Demokratie geben kénnte.«

Wenn Sie uns abonnieren, werden wir mit
OXIweiterhin Argumente und Wissen liefern,
die tiber die Gegenwart ohne Ewigkeitsklau-
sel hinausweisen.

Ihre Redaktion

LR
Vergesst die nigitalisierung

Die Rolle der Erde

Wirtschafts-
politik?

=2
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Erinnerungs-Bilder

Die Fotos zum Schwerpunkt dieser
OXI-Ausgabe entstanden vor fast

40 Jahren. Martin Shakeshaft, der sie
gemacht hat, war 1984 noch Kranken-
pfleger. Doch die Arbeitsbedingungen im
britischen Gesundheitsbereich
erschienen ihm schon damals miserabel,
und als politischer Aktivist wollte er

den gerade ausgerufenen landesweiten
Streik der Bergarbeiter unterstiitzen.
Zwolf Monate fotografierte Martin Shakes-
haft den Kampf zwischen den
Arbeiter:innen und der Staatsmacht

in all seinen Facetten - und studierte im
Anschluss Dokumentarfotografie.

Wir bedanken uns herzlich, dass wir eine
Auswahl seiner Bilder nutzen kénnen
und empfehlen auch sein Fotoprojekt
»Looking back in Anger« (Blick zuriick im
Zorn), in dem er die Orte und

Personen des Bergarbeiterstreiks

30 Jahre danach portratiert. sim

Zu finden im Internet:
https://strike84.co.uk/

Die als Gentlemen’s Agreement

getarnte eiserne Faust

Die gegenwdrtig streikenden Berufsgruppen sind Ausdruck einer erfolgreich umgebauten
Industrie und machen Hoffnung auf neue Biindnisse

PETER KERN

ine Debatte in der britischen Of-
fentlichkeit, die Frage betref-
fend, warum das staatliche Ge-
sundheitswesen Tote zur Folge
hat, statt Tote zu vermeiden. Die
Tories insinuieren, die Streiks
der Pflegekrafte und Rettungssanitater seien
mitverantwortlich und es brauchte ein neues,
die lebensgefahrlichen Folgen von Streiks
verhinderndes Gesetz. Kommt das »Minimum
Services Agreement«durch, ermachtigt es die
Konzernleitung bestreikter Betriebe, nament-
lichbenannte Beschaftigte zur Arbeit zwangs-
weise zu verpflichten. Wer sich weigert als
Streikbrecher herzuhalten, dem droht die so-
fortige Kiindigung. Seine dem Gesetz den Ge-
horsam verweigernde Gewerkschaft sieht sich
mit der Forderung nach Schadenersatz kon-
frontiert.

Die in GroRbritannien als »Streiksommer«
bezeichneten Ausstande desvergangenen Jah-
res finden trotz derartiger Drohungen ihre
Fortsetzung. Die mit Kurzzeitvertragen aus-
gestatteten Amazon-Lagerarbeiter haben ge-
streikt, darunter viele Migrant:innen. Es sind
sogenannte Ungelernte, Einwanderer:innen
ausdenverschiedensten Landern.Ihnen génnt
Amazon einen knapp tber der Armutsgrenze
liegenden Lohn. Sie gehdren der von Marx als
»Lazarusschicht«bezeichnetenKastean;denn
fiir sie gilt, wie zu Zeiten des marxschen »Ka-
pitals«, »Maximum der Arbeitszeit und Mini-
mum des Salairs«. Wer mit einer Familie tiber
die Runden kommen will, muss 60 Wochen-
stunden Arbeit abliefern. Amazon UK Services
Limited hat in 2021 einen Vorsteuergewinn
von 204 Millionen Pfund erzielt (bei gerade
mal 11 Millionen gezahlten Steuern). Mehrals
50 Pence pro Stunde mehr kénne man nicht
zahlen, so die CEOs. Dieses Angebot war das
Fanal zum Streik. Uber Tiktok feuerten sich
die »Fulfilment-Workers« der verschiedenen
Lagerhauser wechselseitig an.

Seit Margaret Thatcher die Gewerkschaften
»an die Wand genagelt hat«, wie der »Spiegel«
damals schrieb, ist die fiir einen Streik zuneh-
mende Hiirde hoch. 50 Prozent einer Beleg-
schaft miissen fiir die Arbeitsniederlegung vo-
tieren; da ist viel Spielraum fiir die Profis des
Union Bashing. Bei Amazon hat eine riesige
Mehrheit sich nicht einschiichternlassen und
von ihrem Recht Gebrauch gemacht.

Vergegenwartigt man sich, welche Be-
rufsgruppen die Arbeit niederlegten oder
demnachst niederlegen wollen - die Kran-

[ L]

kenpfleger, Sanitater, Assistenzarzte, Phy-
siotherapeuten, Eisenbahner, Call-Center-
Angestellte, Grenzschiitzer, Feuerwehrleute,
Busfahrer, Lehrer, Hafenarbeiter, Millwer-
ker und Brieftrager (jeweils in mannlicher
und weiblicher Spezies) -, dann fallt auf, wel-
che Berufe nicht streiken: die der klassischen
Industrie.

Der Grund ist ein zweifacher. Man erinnere
sich an den Thatcherismus; der sah seine his-
torische Mission darin, eine fiir seine Begriffe
vollig veraltete Erzeugungsform des »Wohl-
stands der Nation« abzuschaffen. Sein Sieg
war der des in der Londoner City angesiedel-
ten Finanzmarktkapitalismus iiber die Old
Economy der Midlands. Die industriellen Zen-
tren wurden geschleift und mit ihnen die in
diesem Milieubeheimateten Gewerkschaften.
Die Industriearbeiterschaft ist seither mach-
tig geschrumpft. Ganze Branchen haben auf-
gehort zu existieren. So die britische Hausge-
rate-Industrie, die in den 1980er Jahren noch
20.000 Beschaftigte aufwies, von denen noch
1.000 Kundendiensttechniker {ibrig geblie-
ben sind. )

Betrachtet mandie fiir GroRbritanniens Oko-
nomie viel bedeutendere Automobilindustrie,
kommt der zweite Grund in den Blick. Als die
deutschen Konzerne britische Fabriken und
ihre Marken billig ibernahmen, fanden sie
eine vollig tiberalterte Produktionsweise vor.
In Deutschland langst automatisierte Ferti-
gungsschritte wurden noch mit Muskelkraft
ausgefiihrt. Die Bodengruppe eines Automo-
bils mit der Karosserie zusammenzufiigen-im
Jargon der Autoleute die Hochzeit genannt -,
ging in Riisselsheim und Untertiirkheim schon
wie von Geisterhand vor sich, wahrend sich die
Monteure an den Bandern von Rover noch mit
Brett und Holzkeil abmiihten. Die deutschen
Geschéftsfiihrer verordneten den britischen
Fabriken erst einmal einen Modernisierungs-
schub. Die Manager von Toyota fingen das Mo-
dernisieren gar nicht erst an, sondern stell-
tenihre nagelneue Fabrik auf die griine Wiese.

Der grofe Rationalisierungsschritt hatte die
damals noch spektakularen Mikrochips zur
technischen Voraussetzung und eine neue Zu-
sammensetzung der alten Arbeiterklasse zur
Folge. Die Fabrikarbeit mutierte in den zent-
ralen Bereichen zur qualifizierten Arbeit. In
dervorherigen, der Thatcher-Arawar hohe in-
dustrielle Produktivitdt ein Fremdwort, ein Ar-
gument fiir die Neoliberalen, mit dem in ihren
Augenarchaischen Archipel namens Industrie
aufzurdaumen. Das vom Festland importierte
neue Produktionskonzept sorgte nun fiir ein

reibungsloses Zusammenspiel von Forschung,
Entwicklung, Konstruktion, Produktion und
Vertrieb, was wiederum den erwiinschten ho-
hen Output und die gute Qualitat der Produkte
zur Folge hatte.

Der Taylorismus - die zerlegten, in immer
kiirzeren Takten zu verrichtenden Arbeits-
vorgange — galt nicht langer als der Weisheit
letzter Schluss. Das ihn ersetzende Produkti-
onsparadigma verlangte nach Facharbeit, fla-
chen Hierarchien und dem Zusammenfiihren
von planenden und ausfiithrenden Jobs. Heu-
tige Industriearbeiter miissen standig neue
Produktanldufe bewdltigen. Die von ihnen
iiberwachten automatisierten Fertigungsan-
lagen erfordern ein hohes MaR an IT-Kennt-
nissen. Sie warten die Anlagen, beseitigen
Storungen, sorgen fir die Instandhaltung.
Das erledigt man nicht mit ein paar schnell
angelernten Handgriffen, das verlangt einen
hochprofessionellen Aufgabenzuschnitt. Und
solche Industriearbeit 1asst sich nicht mit Ak-
kordlohnbezahlen. Ein fiir die Maschinerie des
Fertigungsprozesses beim Mini-Cooper Ver-
antwortlicher verdient mehr als ein fir den
Lernprozessim Chemieunterricht Verantwort-
licher. Fiir das Selbstverstandnis der Arbeiter-
schicht bleibt dies natiirlich nicht folgenlos.

Abgeflachte Hierarchien sind gefordert, weil
das Erfahrungswissen der Produktionsarbei-
ter:innen den Produktionsprozess reibungs-
los macht und nicht der kontrollierende Vor-
gesetzte. Extreme Arbeitsteilung wiirde
untergraben, worauf es den Fabrikmanagern
ankommt: das Gefiihl von Verantwortung fir
die Qualitat des Arbeitsproduktes. Dieses Ge-
fihl bringt nur auf, wer eine qualitativ aufge-
wertete Arbeit leisten kann.

Zwar gibt es dasalte Fertigungsregime noch,
die stupide, als Hilfsarbeit organisierte Einle-
gearbeit, das Schweifien, Lackieren, Montie-
ren; aber das sind an Charlie Chaplins »Mo-
dern Times« erinnernde Reminiszenzen, die
sich noch bei den Zulieferern in den Kleinbe-
trieben finden lassen. Wo solche dequalifizier-
ten Jobs an den Fertigungslinien groRer Fab-
riken noch zu sehen sind, sind sie das Los der
bei Zeitarbeitsfirmen Beschaftigten. Diese
schlecht bezahlten und in der Krise schnell
zu feuernden Massenarbeiter:innen machen
langst nicht mehr das Gros der Industriear-
beiterschaft aus.

Was hat dieser Modernisierungsschub nun
mit den gegenwartigen Streiksin GroRbritan-
nien zu tun? Der soziologische Effekt dieser
Modernisierung ist ein neu zusammengesetz-
ter »ideeller Gesamtarbeiter« (Marx), der in
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grofien Teilen qualifiziert und gut bezahlt ist.
Diese Industriearbeiter:innen haben nichts
mehr gemein hat mit dem alten, klassischen
Proletariat im Blaumann und mit Gewerk-
schaftsbuch. Sie bilden eine vergleichsweise
privilegierte Arbeiterklasse und in ihrem
Habitus haben sie sich den Angestellten an-
geglichen. Den Ingenieur:innen der Betriebe
begegnenssie auf Augenhoéhe, denam Band Ma-
lochenden fiihlen sie sich kaum zugehérig. Von
der Umwalzung durch die schlanken Produk-
tionskonzepte haben die Gewerkschaften im
Ubrigen nicht profitiert, weder in GroRbritan-
niennochindenLandern Kontinentaleuropas.

Vor mehrals 150 Jahren schilderte Friedrich
Engels in einem Brief an Karl Marx das engli-
sche Proletariat »als faktisch mehr und mehr
verbiirgert, so daR diese biirgerlichste aller Na-
tionen es schlieflich dahin bringen zu wollen
scheint, eine blirgerliche Aristokratie und ein
biirgerliches Proletariat neben der Bourgeoisie
zu besitzen«. Hat sich diese Prognose bewahr-
heitet, und zeigt sich dies in der Abwesenheit,
mit der die Beschaftigten der Privatindustrien
in der gegenwartigen Streikbewegung glan-
zen? Es will dem Autor so scheinen.

Damit diese Abstinenz anhalt, schiebt die
rechte Kampfpresse Sonderschichten. Ihre
Kommentatoren damonisieren diese Bewe-
gung, und die Tories sind fiir jede Tatarenmel-
dung dankbar. Esbraucht aber kein »Minimum
Services Agreement«. So sorgtendie Streikko-
mitees in den Krankenhdusern selbst daftr,
dass fiir Dialyse, Chemotherapie, Geburtshilfe
und Intensivstation genug Leute bereitstan-
den. Selbst Putins Krieg muss fiir die Diskre-
ditierung herhalten. Der Vorsitzende der kon-
servativen Partei ruft die Streikenden mit
Pastorenpathos zur Besinnung auf: »Sie soll-
tendaswirklich iberdenken und nachdenken.
Das ist genau das, was Putin sehen will - diese
Spaltung. Lasst unsnicht spalten, lasst uns zu-
sammenkommen.«

Zusammenkommen ist eigentlich immer
gut. Gibt es gar keine Anzeichen fiir eine iiber-
schwappende Solidaritat? Doch, die gibt es.
Eine Generation der Jungen ist nachgekom-
men, die den Thatcherismus nur noch vom Mo-
viekennt.Der akademische Standesdiinkelist
ihr fremd. Das Mittel des Streiks halt sie nicht
fiir unter ihrer Wiirde. Die »Junior Doctorsx,
die Assistenzarzte, die akademischen Subpro-
letarier, greifen zu diesem Mittel. 45.000 von
ihnen sind aufgerufen, fiir einen dreitdagigen
Streik zu stimmen. Studierende tibersetzen
Streikaufrufe von Amazon-Lagerarbeitern in
die bendtigten Sprachen. Die Gewerkschaf-
ten, anfanglich von den Arbeitsniederlegun-
geneher iberrascht, haben sich schnell berap-
peltundstellen denim Ausstand Befindlichen
ihren Apparat zur Verfiigung. Das Know-how
des Apparats wird dankbar genutzt, und die
migrantischen Arbeitskrafte begreifenrasch,
wofir eine Trade Union gut ist.

DiehoheInflationtut dasihre, umeinem Er-
lahmen der Proteste vorzubeugen. Die Streik-
welle geht jaauf keine Laune wiedererstarkter
Gewerkschaften zuriick, sondern auf die ge-
stiegenen Lebenshaltungskosten. Die Inflati-
onsrate fiir Lebensmittel lag Ende des letzten
Jahres bei tiber 16 Prozent und ist nur maRig
gesunken.Die hohen Kosten fiir Gas und Strom
sind fiir die Leute in den unteren Lohngrup-
peneine Katastrophe. Laut derregierungsamt-
lichen Statistik miissen »7,2 Millionen Haus-
halte mit niedrigem Einkommen [...] auf das
Notigste verzichten, und 4,7 Millionen sind mit
ihren Rechnungenim Riickstand«. Die einkom-
mensschwachen Haushalte sind gezwungen,
ihre Ausgaben fiir das Heizen der Wohnungen
einzuschranken und hoffen auf den Beistand
von Friithling und Sommer.

Kénnen sie auf den Beistand von Labour hof-
fen? Die Partei fiihrt in den Umfragen, und al-
les deutet auf Regierungswechsel hin. Das
von den Konservativen mit semantischem
Schmelz Agreement genannte Antistreikge-
setz lehnt Labour ab, aber fiir die im Ausstand
will man sich nicht zu weit aus dem Fenster
lehnen. Der Parteivorsitzende spricht sibyl-
linisch vom Chaos; das lasst offen, wer dafir
verantwortlich ist, die in der Regierung oder
die im Streik. Das Kabinett der Tories hat bei
der schweigenden Mehrheit abgewirtschaf-
tet, aber eine an Corbyn erinnernde Labour-
parteiwirde die Chance auf Regierungswech-
selwohlverspielen. Und wie schnell schlagt die
Stimmung um, und was eben noch als respek-
tabler Fight fiir gerechten Lohn erschien, er-
scheint morgen als Aufstand der auler Rand
und Band geratenen Underdogs? Die britische
Mehrheitsgesellschaft ist verfiihrbar; die Bre-
xiteers haben es bewiesen.

Salamitaktik der Kramerseelen

Das offentliche Gesundheitssystem NHS wird seit drei Jahrzehnten
unter tdtiger Mithilfe des Parlaments zugunsten der Privatwirtschaft ausgeplindert

SIGRUN MATTHIESEN

och in den 1980er Jahren

kursierten in der kleinen

BRD immer mal wieder Ge-

schichten iiber besonders

gewiefte Mitbiirger:innen,

die sich wahrend des Ur-
laubs in GroRbritannien ihre maroden Wohl-
standgebisse durch Jacketkronen aufmédbeln
lieBen. Zahnersatz, der hierzulande schon
damals einiges an finanzieller Eigenbeteili-
gung erforderte, wurde jenseits des Kanals
noch aus dem Budget des National Health
Service (NHS) bezahlt. Einer 6ffentlichen,
im Wortsinn gemeinnttzigen Einrichtung,
gewissermalen Biirger-Versicherung und
Rundum-Gesundheitsversorgerin einem. Sie
stand allen offen, dieihren standigen Wohn-
sitz in GrofRbritannien hatten - was damals
noch nicht durch einen Personalausweis
nachgewiesen werden musste, eine Strom-
oder Wasserabrechnung reichte. Im Notfall
wurden auch durchreisende EU-Biirger:in-
nen behandelt.

Das ist alles langst Vergangenheit, nicht
erst seit dem Brexit, der von seinen Propa-
gandisten um Boris Johnson auch mit der
Lige vorangetrieben wurde, die eingespar-
ten EU-Beitrage konnten wochentlich zu-
satzliche 350 Millionen britische Pfund mehr
fir den NHSbedeuten. Das Wohlergehen die-
ser Institution, 1948 unter der Labour-Regie-
rung von Premierminister Clement Attleeins
Leben gerufen, ist der groRen Mehrheit al-
ler Brit:innen bis heute eine Herzensange-

legenheit. Bisauf wenige Ausnahmen wollen
sie genauso wenig in einem Kramerladen le-
ben, wo alles seinen Preis hat, wie der iiber-
wiegende Rest der Menschheit, sondern sich
darauf verlassen konnen, wenigstensimme-
dizinischen Notfall ohne Ansehen der Person
versorgt zu werden.

Genau das ist aber nicht mehr gewahr-
leistet, spatestens seit dem im Juli 2022 in
Kraft getretenen »Health and Care Act«. Es
ist das vorerst letzte einer Folge von Geset-
zen, mit denen seit drei Jahrzehnten angeb-
lich versucht wird, die chronische Finanzmi-
sere und die daraus folgende mangelhafte
Gesundheitsversorgung zu beheben. Tat-
sachlich handelt es sich aber eher um eine
systematische Auspliinderung und Privati-
sierung 6ffentlicher Gelder, die jene Unter-
finanzierung, die sie vorgibt beseitigen zu
wollen, iiberhaupt erst verursacht hat. Das
belegt eine Analyse* der Gesundheitswis-
senschaftlerin Allyson Pollock und des Ju-
risten Peter Roderick, die nachzeichnet, mit
welcher Salamitaktik das staatliche Gesund-
heitssystemin England seitdreiJahrzehnten
heruntergewirtschaftet wird.

Urspriinglich war der NHS eine ziemlich
einleuchtend und tibersichtlich konzipierte
Einrichtungderallgemeinen und umfassen-
den Gesundheitsversorgung. Sie stand allen
Nutzer:innen im Bedarfsfall kostenfrei zur
Verfiigung, war aus direkten wie indirekten
Steuermitteln finanziert, 6ffentlich verwal-
tet und entsprechend auch rechenschafts-
pflichtig gegeniiber den demokratisch ge-
wahlten Vertreter:innen der Bevélkerung.

Organisatorisch gab es mehr oder weniger
eine Dreigliederung zwischen unterschied-
lichen Versorgungsarten und Verwaltungs-
ebene: Fiir die Krankenhausplanung war die
Regierung direkt zustandig. Sie hatte sicher-
zustellen, dass pro 100.000 bis 150.000 Ein-
wohner:innen ein Krankenhaus existierte,
welches von den entsprechenden regiona-
len Verwaltungseinheiten betrieben wurde.
Diese waren gleichzeitig dafiir verantwort-
lich, dass es in ihrem Einzugsbereich aus-
reichend niedergelassene Allgemeinarzte,
Apotheken und Optikerinnen gab, deren Ge-
halter und Vertrage ebenfalls durch die Re-
gierung festgelegt wurden. Was den gesam-
tennicht-medizinischen Bereich anging, also
die Unterstiitzung von langerfristig hilfsbe-
diirftigen Biirger:innen im Einzugsbereich
desjeweiligen Distrikt-Krankenhauses, ver-
lief man sich auf die lokalen Verwaltungen.
Sie organisierten, in Absprache mit Kranken-
haus und niedergelassenen Arzten, die no-
tigen UnterstiitzungsmaRnahmen und be-
kamen sie aus dem Etat des NHS finanziert.

Der war, andersalsinder BRD, nie von spe-
ziellen Krankenkassenbeitragen abhangig,
sondern die Biirger:innen finanzierten ihr
Gesundheitssystem indirekt durch einen Teil
ihrer Steuern. Damit war das NHS-Budget
in den Haushaltsverhandlungen immer Ge-
genstand politischer Auseinandersetzungen
- insbesondere nachdem die Tochter eines
Kramerladenbesitzers in ihrer Funktion als
Premierministerin verkiindet hatte, dass es
so etwas wie Gesellschaft gar nicht gebe. Nur
folgerichtigalso, dass Thatchers Tory-Par- P
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P teiseitdemander Zerstérung des staatli-
chen Gesundheitssystems arbeitet, und sei
es auch nur als Trockeniibung. Als eine sol-
che 13sst sich riickblickend das 1990 mit
Tory-Mehrheit verabschiedete Gesetz zur
Neuregelung der kommunal organisierten
Pflegedienstleistungen bezeichnen, der
»NHS and Community Care Act«. Er fiihrte
im englischen Gesundheitswesen erstmals
eine Unterscheidung zwischen »Auftrag-
gebern«in den Regionalverwaltungen und
kommunalen, gemeinniitzig organisierten,
»Dienstleistern«ein. Letztere hatten eigene
Budgetsund Haushaltspflichten und muss-
tenjeweils eigene Vertrage mit den Auftrag-
gebern aushandeln. Als »interner Markt«
wurde diese Spaltungbezeichnet, derenIn-
tention und Folge, so Roderick /Pollock in
ihrer Studie, die Entwicklung einer Markt-
Birokratie samt Preisverhandlungen und
Konkurrenz gewesen sei. Die Ablosung des
Gesellschaftsvertrags durch die Kramerla-
den-Ideologie. Nicht zufallig nahm sie ih-
renAnfanginjenem Sektor desNHS, indem
es nicht um spektakuldre Operationen am
offenen Herzen ging, sondern um die un-
scheinbare, iiberwiegend von Frauen ver-
richtete Langzeitpflege chronisch kranker,
behinderter oder einfach alter Menschen.

Parallel wurden zu jener Zeit die Biir-
ger:innen nicht nur GroBbritanniens auch
in anderen Bereichen der Daseinsvorsorge
daran gewohnt, dass der Zugang komplizier-
ter, aufwendiger, hdufig teuer und damit
ungerechter war als zuvor, was ihnen aber
als Wahlfreiheit fir Kund:innen verkauft
wurde. Public Private Partnership (PPP) be-
deutete im britischen Gesundheitswesen,
dass die notigen Investitionsmittel nicht
mehr von einer gewdhlten Regierung be-
reitgestellt wurden, sondern von Banken,
Bauunternehmen, Dienstleistungsfirmen
und Finanzdienstleistern. An diese Profit-
interessiertenband sich der britische Staat
in Vertragen mit Laufzeiten von 30 bis 60
Jahren und beauftrage sie nicht mehr nur
mit dem Bau und der Finanzierung von Ge-
sundheitseinrichtungen, sondern in zu-
nehmendem Mafe auch mit deren Betrieb.
Urspriinglich von der Tory-Regierung un-
ter John Major initiiert, nahmen diese Po-
litik erst 1997, unter Tony Blairs New-La-
bour, richtig Fahrt auf. »Das ermdoglichte
den Verkauf und die Schliefung 6ffentli-
cher Krankenhduser und Einrichtungen in
einem enormen Ausmalf«, schreiben Ro-
derick/Pollock und folgern, es habe letzt-
lich den Weg bereitet fiir Arrangements,
bei denen der Staat iiber Leasing-Vertrdge
von privaten Anbietern Krankenhauser und
Leistungen der Gesundheitsversorgung ein-
kauft.Dasschlossauch niedergelassene All-
gemeinmediziner:innen ein, deren Praxen
gemeinsam mit Bibliotheken und Immobi-
lien als Teil von »Investitionspaketen« an
Konzerne verkauft wurden.

Ab 2003 begannen diese Investitionen
sich richtig auszuzahlen. Der in jenem Jahr
verabschiedete »Health and Social Care
Act«sicherte privaten Anbietern das Recht
zy, im stationdren wie ambulanten Bereich
eigenstandige Dienstleistungsvertrage mit
dem NHS abzuschlieen. Noch allerdings
waren mit diesem Recht auch gewisse
Pflichten verbunden. Die Gesundheitskon-
zerne konnten sich in England noch nicht
auf besonders lukrative medizinische Be-
reiche konzentrieren oder bestimmte
»kostspielige« Patienten ausschlieSen be-
ziehungsweise ihnen Dienstleistungen
der Grundversorgung in Rechnung stel-
len. Diese Profitrisiken wurden dann 2012
durch die Regierungskoalition aus Torys
und Liberaldemokraten aus dem Weg ge-
raumt. Mit dem gegen massive Widerstande
verabschiedeten neuen »Health and Social
Care Act« beendeten sie die Verpflichtung
der Regierung, die notwendige ambulante
medizinische Versorgung fiir alle Biirger:in-
nen Englands sicherzustellen. Stattdessen
wurden gut 200 sogenannte klinische Auf-
tragskommissionen geschaffen, die jeweils
Vertrige mit niedergelassenen Arzten ab-
schlossen und dann in deren Einzugsbe-
reich und auf der Grundlage von deren Pa-
tientenstamm eine angemessene stationare
und Pflege-Versorgung sicherstellen soll-
ten. Gleichzeitig verpflichtete das Gesetz
alleniedergelassenen Mediziner:innen, mit
kommerziellen Methoden um Patient:in-
nen zu werben und zu konkurrieren. Ein in
mehrfacher Hinsicht kostspieliger Wettbe-
werb: Zum einenwurdenin den Arztpraxen

wie im NHS-Budget insgesamt zunehmend
Ressourcen von der eigentlichen Behand-
lung abgezogen und in nicht medizinische
Bereiche, also Marketing und Verwaltung
verlagert. Wofiir die kommerziellen Ge-
sundheitsunternehmen selbstverstandlich
schnell passende Angebote entwickelten,
die sich positiv auf ihre Bilanz auswirkten,
warensie doch sehrviel einfacher zu kalku-
lieren als die fragile menschliche Gesund-
heit. Zum anderen fiihrte die Konkurrenz
zwischen denniedergelassenen Arzt:innen
zu »Patientenhopping« in groRem Stil. Das
wiederum machte die Budgets der Arztpra-
xen unberechenbarer und entzog den mit
der Krankenhaus-und Pflegeplanung beauf-
tragten Auftragskommissionen endgiiltig
jede seriose Grundlage. Erleichtert wurde
dagegen jede Form der Kooperation von ge-
meinniitzigen Tragern mit kommerziellen
Anbieternunter dem Dach des NHS. Erstere
durften von nun an 49 Prozent ihrer Ein-
nahmen durch die Behandlung privat ver-
sicherter Personen und andere nicht zum
NHS gehorende Aufgaben erzielen. Seit-
dem werden in 6ffentlichen Krankenhau-
sernganze Flure fiir Schénheitsoperationen
freigehalten, wahrend Betten fiir Notfall-
Patientinnen fehlen. Nicht zuletzt war es
dieses 2012 verabschiedete Gesetz, dasdem
NHS die Zustandigkeit fiir 6ffentliche Ge-
sundheitsvorsorge entzog, um sie zwischen
Innenministerium und lokalen Verwaltun-
gen aufzuteilen, was wahrend der Corona-
Pandemie genau zu jenen Zustanden fiihrte,
vor denen die Kritiker:innen in den Parla-
mentsdebatten gewarnt hatten.

Diese fiir die Anbieter von »Gesundheits-
dienstleistungen« lukrative Politik setzte
sich auch deshalb durch, weil deren Prot-
agonisten und Profiteure immer leichtfi-
Riger zwischen Management-Positionen
und politischen Amtern wechselten. Der
von 2010 bis 2012 amtierende Tory-Ge-
sundheitsminister, Andrew Lansley, mitt-
lerweilein den Adelsstand erhoben, agierte
seit 2015 als Berater in Sachen Gesund-
heitsreform. Einer seiner Amtsvorganger,
der Labour-Politiker Alan Milburn, der die
Krankenhaus-Privatisierung von 1999 bis
2003 vorangetrieben hatte, arbeitete an-
schlieRend unter anderem fiir die Unter-
nehmensberatung PwC, den Finanzinvestor
Bridgepoint Capital sowie den spanischen
Ableger des US-amerikanischen Centene-
Konzerns, die allesamt im Gesundheitssek-
tor Geld verdienen.

Centene habe sich in jingster Zeit, so
Roderick /Pollock, »mit rund 500.000 Pati-
ent:innen zum wohl groften Anbieter am-
bulanter Gesundheitsversorgung in Eng-
land« entwickelt. Entscheidend dafiir war
die Ubernahme zahlreicher NHS-Vertrage
im Grofraum London Anfang 2021. Kurz
nach Geschaftsabschluss wechselte die da-
fiir verantwortliche britische CEO des Un-
ternehmens, Samantha Jones, in die Poli-
tik —als Beraterin in Gesundheitsfragen fiir
Premierminister Johnson. Nur folgerichtig
also, dass mit demim Sommer 2022 in Kraft
getretenenjiingsten»Health and Care Act«
auchdie noch verbliebenen Zugestandnisse
an Gesundheit als 6ffentliches Gut einkas-
siert wurden: Nicht einmal mehr die Notfall-
versorgung flir jede Personinnerhalbihres
Zustandigkeitsbereichs miissen die neu ge-
schaffenen Verwaltungseinheiten des NHS
garantieren. Vielmehr gesteht das Gesetz
ihnen und ihren Dienstleistern ausdrick-
lich das Recht zu, auch Unfall- und Notfall-
Patient:innen abzuweisen und anderswo-
hin zu schicken. Sollten sich Biirger:innen
dariiber oder iiber andere unmenschliche
Zustande beiihren gewahlten Blirgermeis-
ter:innen oder Abgeordneten beschweren
wollen, wird das meist folgenlosbleiben. Die
Lokalpolitik hat namlich kaum Einfluss auf
die Unternehmensentscheidungen der in
ihrem Gebiet tatigen Gesundheitskonzerne,
denen zukiinftig bestenfalls das Gesund-
heitsministerium noch politische Vorga-
ben machen kann. Derzeit wird es gefiihrt
von Steve Barclay, einem Tory, der als Jurist
auch schon fiir den Versicherungskonzern
Axa gearbeitet hat.

Im Krdmerladen sind Kranke nur noch
Kollateralschaden.

*Allyson M. Pollock, Peter Roderick:
»Dismantling the National Health Service
in England; in: »International Journal of
Social Determinants of Health and Health
Services«, Vol. 52 No. 4, 10/2022.

Niederlage im letzten Ge

Vor fast vier Jahrzehnten endete der legendére einjahrige Streik der

AXEL BERGER

Is alles vorbei und verloren ist,

erscheint dem Miner Martin,

einem der geschlagenen Hel-

den in David Peaces grolkem

Roman »GB84«iber die Streik-

bewegung der britischen Berg-
arbeiter der Jahre 1984 und 1985, im Schlaf
sein fiirchterlichster Albtraum: »An der Spitze
ihres Stammes und triumphierend auf den
Bergenunserer Schadel«feiert Margaret That-
cher darin ihren Sieg und verkiindet einen to-
talen Neuanfang fiir das kriselnde Land: »Er-
wacht!Erwacht! Diesist England! Euer England
- im Jahre null«, ruft die damalige britische
Premierministerin den ihren zu. Und langst
weill Martin, dass diese Zukunft fiir die arbei-
tende Klasse eine sein wird, »die sich keiner
von uns leisten kann«.

Ganzeinfach war es aber nicht gewesen. Im-
merhin ein Jahr hatten die seit 1979 regieren-
denkonservativen Tories gebraucht, um dieses
»New Britain«, das keine oder kaum noch Blo-
ckaden kapitalistischer Wettbewerbsfahigkeit
aufweisen sollte, gegen die traditionell wider-
spenstigste Bastion der britischen Arbeiter:in-
nenklasse durchzukampfen. Umso euphori-
scher fiel ihre Reaktion nach dem Triumph
aus. »An die Wand genagelt« habe Thatcher
den Chef der National Union of Mineworkers
(NUM), Arthur Scargill, héhnte Schatzkanzler
NigelLawsonim Namen des Kabinettsnocham
Tag der endgiiltigen Beendigung des Streiks:
am 5. Mdrz 1985. »Jedes Pfund« — nach den
Berechnungen des Labour-Abgeordneten und
ehemaligen Energieministers Tony Benn wa-
ren es immerhin 8 Milliarden Pfund, damals
mehr als 30 Milliarden D-Mark - »das uns der
Streik gekostet hat, war zum Wohl des Volkes
angelegt«, triumphierte Lawson weiter. Und
in ihren Erinnerungen bezeichnete Thatcher
selbst die Ereignisse als wichtigsten Sieg ih-
rer Politik. »Der einjahrige Bergarbeiterstreik
von 1984 war das letzte Aufbaumen des alten
Gewerkschaftssystems;«heillt es dort, »seit je-
nem Jahrhat Grofbritannien keinenbedeuten-
den Arbeitskampf mehr erlebt.«

Wie entschlossen die Regierung beider Ver-
folgung ihrer Ziele vorgehen wiirde, war be-
reits in den ersten Streikwochen deutlich
geworden. Keine zwei Wochen nach dessen
Ausrufung durch die NUM wurden in Notting-

hamam 12. Marz 1984 zwei Streikposten, Da-
vid Jones und Joe Green, von der Polizei getdtet
und mehr als 4.000 Kumpel zeitweise inhaf-
tiert. »Die Demokratie wére am Ende, wenn
der Herrschaft des Mobs nachgegeben wiirde«,
kommentierte Thatcher die Ereignisse indem
ihr eigenen Zynismus im Unterhaus. Dann
folgte flir die NUM das Desaster der »Battle
of Orgreave«. Hier, nur wenige Kilometer von
ihrer Zentrale in Sheffield entfernt, erstick-
ten im Juni 6.000 Polizisten der neu gebilde-
ten »Riot Squad Police”-Einheiten mit bis da-
hin nie gesehener Brutalitdt - vor allem die
immer wieder in die Masse hinein getriebe-
nen Polizeipferde hinterliefen Hunderte Ver-
letzte - den Versuch von tiber 10.000 mobili-
sierten Gewerkschaftern, die riesige Kokerei,
die die Stahlwerke der Umgebung versorgte, zu
blockieren und den Streik so auf andere Wirt-
schaftssektoren auszudehnen.

Dabei hatte Orgreave eigentlich zu dem wer-
den sollen, was Saltley bei Birmingham 1972
gewesen war: Der Sieg der NUM {iber eine den
britischen Klassenkompromiss fundamental
inFrage stellende Regierung. Gegen die Regie-
rung des Konservativen Edward Heath hatten
die Miners die Strategie der »flying pickets«
entwickelt und die Stahl- und die Transport-
arbeiter der Region zu gemeinsamen Streik-
aktionen und zur Blockade des dortigen Koh-
lendepots bringen kénnen. Nach Jahren des
Lohnstopps konnten so Lohnerhéhungen von
27 Prozent in dem seit 1947 verstaatlichten
Kohlebergbau durchgesetzt werden, dieals Fa-
nalauch auf andere Branchen iibertragen wur-
den. Wie bedeutsam dieser Sieg war, konnte
man noch im Wahlkampf von 1974 sehen.
Heath fiihrte diesen unter der Parole: »Wer
regiert das Land - die Gewerkschaften oder
das Parlament?« - und verlor.

1984 erwiesensichdie Toriesjedochalsbesser
geriistet. Dies betraf nicht nur die Bildung der
gefiirchteten Biirgerkriegspolizei, die, wie spa-
ter in einem Untersuchungsausschuss zutage
gefordert wurde, zusatzlich von unter Ex-Solda-
ten, Hooligans und National-Front-Anhangern
angeworbenen »inoffiziellen« Schlagertrupps
unterstiitzt wurde, die den Terror in die Berg-
arbeitersiedlungen trugen. Vor allem politisch
hatte sich die Thatcher-Regierung auf die Ent-
scheidungsschlacht gegen die Kumpel, die seit
dem Generalstreik von 1926 stets die Speer-
spitze aller sozialen Auseinandersetzungen
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fecht

britischen Bergarbeiter. Die Deindustrialisierung des Mutterlandes des Kapitalismus begann

dargestellt hatten, langfristig vorbereitet. Be-
reits in der Opposition hatte die erste Frau an
der Spitze der Tories Plane zur Umsetzung des
von ihr unter dem Dreischritt »freier Markt,
starker Staat, eiserne Zeiten«propagierten Pro-
gramms zur Revitalisierung des 6konomisch
schwachelnden Vereinigten Kénigreichesnach
neoliberalem Muster erarbeiten lassen. Der
»Losung des Gewerkschaftsproblems«, so der
Titel der Denkschrift fiir die kiinftige Regie-
rungspraxis des Vordenkers des Thatcherismus
und spateren Industrieministers, Keith Joseph,
sollte dabeineben den Privatisierungen die zen-
trale Aufmerksamkeit gelten,.

Prézisiert wurde das spatere Vorgehen 1978
schlieRlich von Josephs kiinftigem Staatsse-
kretar Nicholas Ridley. In dessen Plan, der
durchIndiskretionennochimselben Jahr vom
»Economist«veréffentlicht worden war, wurde
empfohlen, Sektor fiir Sektor von Gewerk-
schaften, Tarifbindungen und Mitbestimmung
freizukampfen, Streikbrecher frithzeitig an-
zuwerben, die Polizei aufzuriisten und Strei-
kende kiinftig von Sozialleistungen auszu-
schlieRen, um den finanziellen Druck auf diese
zuerhohen. Als »wahrscheinlichstes Schlacht-
feld«, auf dem die Kampfe um das »Neue Bri-
tannien« stattfinden wiirden, machte Rid-
ley wenig iiberraschend den Bergbau aus. Er
empfahl hier zusatzlich die Kohlereserven
langfristig aufzustocken, Importabkommen
abzuschlielen, gegen eventuelle Solidaritdts-
streiks der Eisenbahner gewerkschaftlichun-
organisierte Lkw-Fahrer anzustellen und frith-
zeitig die Kraftwerke so umzuriisten, dass sie
notfalls auch auf den Betrieb mit Erddl umge-
stellt werden kénnten.

Andie Macht gekommen, begannen die Kon-
servativen umgehend mit den Umsetzungen
ihrer Vorhaben. Nachdem im Herbst 1979
trotz regionaler Solidaritdtsstreiks der NUM
die Stahlarbeiter gemessen an der Inflations-
rate Lohneinbulen von iiber 20 Prozent und
den Abbau von etwa 150.000 Arbeitsplatzen
hatten hinnehmen miissen und vor allem die
Sozialleistungen im grofRen Malstab einge-
schrankt worden waren, kiindigte das Natio-
nal Coal Board (NCB), die staatliche Bergbau-
aufsicht, 1981 die SchlieRung von 23 Gruben
an. Noch aber bekam die Regierung den sofort
einsetzenden landesweiten Streik der NUM
nicht in den Griff. Auf rechtlicher Basis aller-
dings schuf sie mit dem Employment Act eine

der Grundlagen ihres spateren Sieges.Das Ver-
bot gewerkschaftlicher Organisierung im 6f-
fentlichen Dienst und von Solidaritdtsstreiks,
die Begrenzung auf sechs Streikposten pro Be-
trieb, die Verpflichtung der Gewerkschaften
zu Schadenersatzzahlungen an bestreikte Be-
triebe, die schliefilich zur Pfandung der Kassen
der NUM fiihren sollte, und die Absage an das
Prinzip des »Closed Shop«, also des Vetorechts
der Betriebsrate bei der Einstellung nicht ge-
werkschaftlich organisierter Arbeiter, waren
MaRnahmen, die es allesamt der Regierung
und dem spateren NCB-Chef, [an MacGregor,
ermoglichen sollten, ihren historischen Sieg
iber die NUM zu erringen.

Nach dem gewonnen Falklandkrieg, in ei-
nemKlima eines aufgeheizten Nationalismus,
war es dann 1984 so weit. Nun blies Thatcher
zum Sturm auf den »inneren Feind«, wie sie, se-
kundiert von fast allen Massenmedien, die Ge-
werkschaften nunmehrbezeichnete. Die Koh-
lehalden, die zu Beginn dieses Jahres bereits
38 Millionen Tonnen gelagert hatten, wurden
in wenigen Wochen auf 57 Millionen Tonnen
aufgestockt und vier Atomkraftwerke vorzei-
tig ans Netz genommen, um die Stromversor-
gung von der Kohle unabhangiger zu machen.
Vertrage mit den USA, Australien, der Bundes-
republik und sogar der Volksrepublik Polen
sorgten dafiir, dassim Falle eines Streiks grofie
Kontingente von Kohle nach Grofbritannien
geliefert werden wiirden. Am 1. Mérz schliels-
lich verkiindete McGregor die Schliefung von
25 »unrentablen Minen« und die Einsparung
von insgesamt 25.000 Arbeitspldtzen. In ei-
nem weiteren Schritt sollten weitere 45.000
Jobs gestrichen, Privatisierungen vorgenom-
men und langfristig alle Subventionen, vor al-
lem die 1,1 Milliarden Pfund fiir den Bergbau,
zugunsten der Forderung des Nordseedls und
der Weiterentwicklung der Atomenergie ab-
geschafft werden.

Diesmal gelang es der NUM nicht, einen lan-
desweiten Streik dagegen zu organisieren. In
Nottinghamshire, dem nach Yorkshire zweit-
groliten Bezirk der Gewerkschaft, verweiger-
ten wie schon 1926 die dort traditionell kon-
servativeren Bergarbeiter mehrheitlich dem
Ausstand, auch gelockt durch die bereits un-
ter der Labour-Regierung eingefiihrten Pra-
miensysteme in den produktiveren Minen und
die Garantie, dass die dortigen Minen von den
Schliefungen nicht betroffen sein wirden.

Auch unterblieben jenseits kurzer Ausstande
der Liverpooler Docker, der Eisenbahner und
der eigenstandig organisierten Steiger langer-
fristige Unterstiitzungsstreiks der anderen
Gewerkschaften des TUC, des Dachverbandes
der britischen Gewerkschaften. Vor allem die
Verweigerung der machtigen Stahlarbeiterge-
werkschaft ISTC, der die NUM 1979 ausgerech-
net gegen den damals noch an der Spitze von
British Steel stehenden MacGregor zu Hilfe
geeilt war, verringerte die Handlungsmaglich-
keitenderbritischen Arbeiter:innenklasse ge-
gen die Sektor fiir Sektor abraumenden Re-
formplane der Regierung. Und auch die Labour
Party, deren Vorsitzender Neil Kinnock beim
Parteitag im Herbst die »Gewalt der Streik-
posten« aggressiv diffamierte, stellte sich
demonstrativ nicht an die Seite der 170.000
Streikenden.

Die Hunderttausenden Unterstiitzer:innen
aus sozialistischen Organisationen, Frauen-
oder Umweltinitiativen und autonomen Grup-
peniiberallim Land konnten diese Liicke letzt-
lichnicht schlieRen. Denn trotz derlegendaren
Opferbereitschaft der hdufig in den finanzi-
ellen Ruin getriebenen Miners, deren Dorfer
in einem standigen Belagerungszustand lagen
und von denen 300 zu langen Haftstrafen ver-
urteilt und Tausende verletzt wurden, deren
Kindern zeitweise sogar die Schulspeisung ver-
weigert wurde, konnte die relative Schwache
der britischen Bergarbeiter kaum verborgen
werden. Das galt zunachst quantitativ. Vonden
1,25 Millionen Bergarbeitern GroRbritanniens
der 1920er Jahre und denimmer noch 700.000
im Jahre 1947 waren bei Regierungsantritt
Thatchers nur noch 270.000 iibrig geblieben.
Und auch deren gesellschaftliche Macht war
verringert, da sowohl Labour als auch die Kon-
servativen zunehmend auf die Umstellung
der Energieversorgung auf Ol und Kernener-
gie setzten. Diese veranderten »energiepoliti-
schen Konzepte«waren letztlich die »Basis fiir
eine entschlossene konservative Regierung, die
Gewerkschaftspolitik im Kohlesektor zuihren
Gunsten zuverandern«und die Bergarbeiterin
die Knie zu zwingen, wie Gero Fischer in seiner
bis heute mafgeblichen Untersuchung »United
We Stand - Divided We Fall« folgerte.

Letztlich war es aber vor allem die Globa-
lisierung der Produktion als Antwort auf die
sinkenden Profitraten, die der von der NUM
in ihrem »Plan for Coal« vorgesehenen kon-

zeptionellen Mischung aus Importkontrollen
und Subventionen im vom IWF mitverwalte-
ten Grofbritannien genauso wie in den ande-
renIndustriestaatendie Grundlage entzog. Der
Ubergang von der Labour Party des Klassen-
kompromisses zu New Labour, der sich bereits
inder Lohnstopp-Politik der Labour-Regierun-
gender 1970er Jahre abgezeichnet hatte, von
Kinnock weitergetrieben und schlieflich von
Tony Blair endgtiltig vollzogen wurde, hatte
hier seinen Ursprung. Weder die NUM in ih-
rem letzten Gefecht der alten Arbeiter:innen-
bewegung noch die nach ihr kommenden Be-
wegungen der Arbeiter:innen haben auf die
Standortkonkurrenz mit ihrer permanenten
Infragestellung des bisher giiltigen »histo-
risch-moralischen Elements« (Marx) der Lohn-
hohen eine adaquate Antwort finden kénnen.

Im Ergebnis ist nicht nur die 1994 endgiil-
tig privatisierte britische Kohleindustrie, wie
viele andere traditionelle Industriezweige
auch, annahernd verschwunden - aktuell gibt
es gerade noch 6.000 Bergarbeiter in GroRk-
britannien -, auch die Streikbereitschaft
sank dramatisch, wie iiberall in den OECD-
Landern. Hatte es in den 1970er Jahren noch
durchschnittlich 12,9 Millionen Streiktage pro
Jahr gegeben, waren es in den 1990er Jahren
lediglich noch 660.000. Der von Scargill nach
der Niederlage angekiindigte »permanente
Guerilla-Krieg der Arbeiterklasse« blieb nur
ein Wunsch. Direkt nach der Niederwerfung
des »langsten, hartesten und wahrscheinlich
bittersten Streiks, den die Welt gesehen hat«
(Scargill) wurden so die Eisenbahner, Drucker
und Hafenarbeiter fast kampflos zur Schlacht-
bank gefiihrt. Fiir die herrschende Klasse woll-
tendie Feste dagegen gar nicht mehraufhéren.
Die Vermogensverteilung hat sich, auch dank
der von Thatcher, ihrem Nachfolger John Ma-
jor und Blair betriebenenregressiven Lohnpo-
litik und der groRziigigen Steuersenkungspro-
gramme, seit Mitte der 80er Jahre permanent
zuungunsten der Lohnabhangigen verschoben.
Allein in den drei Jahren nach der Niederlage
der Bergarbeiter sank die Lohnquote in Groi-
britannien um 5 Prozent. Auch dies ein inter-
nationales Phdnomen, fiir das neben den USA
auch GroRbritannien stilbildend war. MacGre-
gor hatte dies alles bereits im Marz 1985 im
konservativen »Sunday Telegraph« triumphie-
rend und martialisch angekiindigt: »Jetzt ma-
chen wir sie alle fertig.«
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Adam Elliott-Cooper hat
Politikwissenschaft studiert
und engagiert sich in zahl-
reichen antirassistischen
Organisationen Grof3britan-
niens, unter anderem bei
»The Monitoring Group,
einer Basisgruppe, die sich
seit rund 40 Jahren fir die
Opfer rassistischer Gewalt
einsetzt (www.tmg-uk.org).
Tahir Della ist seit der
Griindung 1987 Aktivist der
Initiative Schwarzer Men-
schen in Deutschland ISD
(www.isdonline.de) und
mittlerweile deren Presse-
sprecher sowie Fachrefe-
rent Dekolonisierung im
Berliner Promotorenpro-
gramm »Eine Welt« fiir
Postkolonialismus und Anti-
rassismus.

Sigrun Matthiesen hat
mit den beiden Aktivisten
gesprochen.

»|ch wurde der Existenz einer
Schwarzen Mittelklasse nicht zu
viel Bedeutung beimessen«

Adam Elliott-Cooper und Tahir Della im Gesprdch iber Kdmpfe gegen institutionellen Rassismus
in GroBbritannien und Deutschland

Sie sind beide fiir Organisationen
aktiv, die sich schon lange mit
Rassismus in den jeweiligen
Gesellschaften auseinanderset-
zen. Welche Schwerpunkte gibt
gegenwartig in Ihrer Arbeit, und
wie hangt das mit der aktuellen
politischen Situation zusammen?
Adam Elliott-Cooper: Ich beschaf-
tige mich gegenwartig vor allem
mit Polizeiarbeit. Schon seit 30
oder 40 Jahren sind Polizei und
Justizvollzug immer machtiger
geworden, aber in den letzten
Jahren hat es sich noch einmal
massiv ausgeweitet: Migration und
Bewegungsfreiheit werden zuneh-
mend kriminalisiert. Verstarkt
werden auch Angestellte des
Gesundheitswesens, Lehrer:innen,
Vermieter:innen oder einfach
Vorgesetzte zur Uberwachung von
verdachtigten Menschen ohne
Ausweispapiere herangezogen.
AuRerdem bauen die Behérden
umfangreiche Datenbanken von
Personen ohne Ausweispapiere
oder mit unklarem Immigrations-
status auf. Wir erleben auch eine
Ausweitung des Spielraums der
Polizei fiir Vorladungen, Haus-
durchsuchungen, Verhaftungen bis
zur Anwendung potenziell todli-
cher Gewalt gegeniiber diesen
Personen. Mit genau den gleichen
Methoden erweitert die Polizei ihre
Macht auch im Bereich der soge-
nannten »Banden- bzw. Clankrimi-
nalitat« und nicht zuletzt bei
sogenannten »Anti-Terror-MaR-
nahmen«sowie der Kriminalisie-
rung von Rom:nja und Sinti:zze. Was
all diese Formen zunehmender
Polizeimacht eint, ist dass sie sich
gegen Gruppen richten, die in
GroRbritannien in unterschiedli-
chem MafRe rassifiziert werden.
Tahir Della: Die ISD besteht jetzt
seit 36 Jahren und seitdem versu-
chen wir deutlich zu machen, wie
tief Rassismus in allen gesellschaft-
lichen Strukturen verankert ist.
Das schlieft natiirlich Polizei und
Justiz ein, aber auch den Bildungs-
bereich oder das Gesundheitswe-
sen. Es gab in der Vergangenheit ja
reihenweise Félle - Stichwort NSU,
rassistische Morde in Hanau, die
Ermordung von Oury Jalloh -, die
deutlich machen, dass Rassismus
vor allem ein systemisches Problem
ist. Dieser ist nicht davon abhangig,
ob es dort eine bewusst rassistische
Agenda oder einzelne rassistische
Personen gibt. Genau das wird aber
suggeriert, wenn jedes Mal von
»Einzelfdllen«die Rede ist. Was
dieses Bewusstsein fiir strukturel-
len Rassismus angeht, ist Grofbri-
tannien, glaube ich, weiter als
Deutschland.

Adam Elliott-Cooper: In Grofbri-
tannien ist der Anteil postkolonia-
ler Migrant:innen an der Bevolke-
rung deutlich groRer als in
Deutschland, und das hatte wahr-
scheinlich einen gewissen zivilisie-
renden Einfluss. Aus den karibi-
schen, afrikanischen, asiatischen
und arabischen Communitys heraus
hat sich im Verlauf des 20. Jahrhun-
derts eine anti-rassistische Bewe-

gung entwickelt. Die hat das
britische Establishment gewisser-
malen gezwungen, die Existenz
von institutionalisiertem Rassis-
mus zuzugeben. In Deutschland gab
es zwar diese Art der antirassisti-
schen Bewegungen nicht, aber zum
Erbe des Nationalsozialismus
gehorte die Auseinandersetzung
mit einer anderen Art des staatli-
chen Rassismus. Das bedeutet
vielleicht, dass Deutschland
antimuslimischen, antischwarzen
oder antimigrantischen Rassismus
vernachlassigt hat. Obwohl es
gezwungen ist, sich mit dem Erbe
des Antisemitismus und Faschis-
mus zu beschaftigen. Grofbritan-
nien wiederum hat sich zwar in
einem gewissen Mafie dem Rassis-
mus gegeniiber Schwarzen und
anderen Gruppen, aber noch langst
nicht wirklich den Folgen seiner
imperialen Ambitionen und
Geschichte gestellt. Darin ahnelt es
Deutschland wahrscheinlich.

Tahir Della: Da stimme ich zu,
wobei man auch sagen muss, dass
die Geschichtsschreibung in
Deutschland die Kolonialepoche
lange weitgehend ausgeblendet hat.
Dazu gehdren auch Aktivist:innen
aus den Kolonien die in den 1920er
Jahren beispielsweise in Hamburg
oder Berlin politisch tatig waren.
Kolonialmigration hat auch in
Deutschland eine Rolle gespielt,
wenn auch nicht im gleichen
Ausmal wie in England, allein
schon aufgrund der Dauer der
kolonialen Bestrebungen. Trotzdem
werden die Kontinuitat zwischen
Kolonialepoche, deutschem
Faschismus und Nachkriegsepoche
ganz klar, wenn man sich etwas
griindlicher damit beschaftigt. Der
ISDist es sehr wichtig, unsin der
Erklarung rassistischer Verhalt-
nisse auf die koloniale Epoche zu
beziehen. Zu zeigen, dass sich
bereits in den 1920er Jahren
Aktivisten aus den Kolonien gegen
Polizeikontrollen zur Wehr gesetzt
haben, oder sich fiir ein erweitertes
Staatsbiirgerschaftsrecht einge-
setzt haben, fiir die Méglichkeit zu
arbeiten, sich frei zu bewegen.
Diese Themen sind noch immer
aktuell und machen deutlich, dass
diese Einordnung »Schwarz gleich
fremd gleich nicht dazugehorig
gleich Gefahrder« sich tiber ganze
Epochen hinweg erhalten hat. Das
erklart vielleicht auch noch mal,
wie Rassismus in Deutschland
etwas anders angelegt ist alsin
GroRbritannien.

Aus der unterschiedlichen
Kolonialgeschichte und dem
anderen Umgang mit kolonialer
Migration resultiert auch, dass es
in GroRbritannien schon ldnger
eine sichtbare Schwarze Mittel-
schicht gibt. Welche Rolle spielt
die fiir Ihre Arbeit Herr Elliott-Co-
oper?

Adam Elliott-Cooper: Diese
Mittelschicht existiert bei uns
genau wie in den USA und ist
iiberwiegend Teil des britischen
Establishments. Die konservative

Partei hat mittlerweile zahlreiche
Schwarze und Asiatische Abgeord-
nete oder gar Kabinettsmitglieder.
Aktuell haben wir einen Premier-
minister, dessen Vorfahren aus
Stdasien kommen - was ihn nicht
daran hindert, eine Politik zu
betreiben, die Menschen ohne
Papiere deportiert oder an der
Uberquerung des Armelkanals
hindert. Da unterscheidet sich
seine Politik in keinster Weise von
der seiner weilen Amtsvorgan-
ger:innen. Ich glaube, die Integra-
tion einer verhdltnismaRig kleinen
Gruppe Schwarzer oder asiatischer
Personen in die Mittelschicht
erzeugt die Illusion von Fortschritt.
Darin waren die Briten schon
immer gut, auch in ihren Kolonien
in Indien oder Afrika vergaben sie
Machtpositionen in der Polizei, der
Justiz oder als Steuereintreiber an
lokale Personen. Dadurch schufen
sie die [llusion, das Britische
Empire funktioniere weniger
rassistisch als andere Kolonial-
machte. Etwas Ahnliches sehen wir
meines Erachtens heute. Ange-
sichts der weiterhin bestehenden
tiefgreifenden Ungleichheiten
wiirde ich der Existenz einer
Schwarzen Mittelklasse nicht zu
viel Bedeutung beimessen.

Tahir Della: Wir haben aktuell jetzt
einige Parlamentarier:innen in Lan-
desparlamenten und im Bundestag
sowie Minister:innen. Die stehen
natiirlich vor der Herausforderung,
einerseits der kritischen Zivilge-
sellschaft Gehor zu verschaffen
und sich andererseits einer
Struktur anpassen zu miissen, die
nicht sonderlich offen fir Kritik ist.
Das trifft noch starker auf Men-
schen zu, die sich im Wirtschaftsle-
ben bewegen, wo sie kleinere
Spielraume haben, als ich jetzt
beispielsweise als Aktivist. Aber
—auch wenn ich persdnlich den
Aktivisten der Kommunistischen
Internationale in den 1920er Jahre
naher stehe als jemandem, der im
Management von BMW oder
Siemens arbeitet - auch diese Leute
machen sichtbar, dass wir in
Deutschland eine wachsende und
starke Schwarze Community
haben. Wir sind inzwischen, glaube
ich, bei 1,2 Millionen afrodiaspori-
scher Menschen, die potenziell zu
einer sukzessiven Veranderung
gesellschaftlicher Verhaltnisse
beitragen. Das heifft nicht, dassich
erwarte, dass sie mit uns auf die
Stralse gehen und politische
Kampfe austragen. Aber sie
konnten dazu beitragen, in Struk-
turen, wo wir als Aktivist:innen gar
nicht reinkommen, Debatten
anzustofen - beispielsweise iiber
die Frage, wer gehort dazu und wer
muss gehort werden wenn es darum
geht, in welcher Gesellschaft wir
leben wollen.

Adam Elliott-Cooper: Einverstan-
den, Pragmatismus ist wichtig und
dazu gehort es auch, den Main-
stream und die parlamentarische
Politik so gut wie moglich zu
nutzen. Aber wir diirfen uns auch
nichts vormachen: Viele Schwarze

haben die britische Staatsbiirger-
schaft und gelten als Briten, wenn
sie beispielsweise fiir das Amt des
Premierministers kandidieren
wollen. Doch wenn sich jemand
bestimmte Straftaten zuschulden
kommen lasst, wird ihr oder ihm
diese »Britishness« wieder abge-
sprochen. Man kann ihnen die
Staatsbiirgerschaft aberkennen
und sie in ein Land deportieren, in
dem sie zwar nie gelebt haben,
dessen Staatsangehdrigkeit aber
ihre Eltern oder GroReltern
vielleicht mal besalken. Zu dieser
»bedingten Britishness« passt eine
bestimmte Terminologie der
Medien, die jemanden als »in
GroRbritannien geboren«bezeich-
nen, was einen sehr subtilen
Unterschied zu einfach nur »bri-
tisch« darstellt. Es steht fiir »ja,
diese Person wurde zwar hier
geboren, aber sie ist trotzdem nicht
wirklich eine von uns«. Ich glaube,
die Zugehdrigkeit ist weiterhin an
eine bestimmte Loyalitat zur
britischen Nation gekniipft oder
mindestens an die Anpassung an
bestimmte Normen.

Ich m6chte noch mal auf den
Zuwachs rassistischer Polizei-
maRnahmen zuriickkommen.
Womit erkldren Sie das, und
inwieweit hangt es mit der
okonomischen Situation beider
Lander zusammen?

Adam Elliott-Cooper: Stuart Hall
hat dazu 1979 ein hervorragendes
Buch mit dem Titel »Policing the
Crisis« veréffentlicht. Darin erklart
er, dass in einer Krise des Kapitalis-
mus, die von der Regierung nicht
gut bewaltigt wird, diese Regierung
in den Augen der Wahler:innen an
Legitimitat verliert. Weil sie nicht
fiir die erwarteten Renten, Arbeits-
platze oder die nétigen sozialstaat-
lichen Maknahmen sorgt, oder was
die Bevolkerung ansonsten erwar-
tet. Wenn der Staat also nicht
willens oder in der Lage ist, die
okonomische Krise zu bewaltigen,
muss er zum Erhalt seiner Legitimi-
tdt eine andere Krise in den Fokus
riicken. Statt einer Krise des
Kapitalismus also eine Krise bei
Sicherheit und Ordnung. Indem
eine Regierung die bewdltigt,
verschafft sie sich die nétige
Legitimierung bei den Wahler:in-
nen und sichert ihren Machterhalt.
Ich finde, das beschreibt exakt die
gegenwartige Situation: Wir haben
eine Krise der Sozial- und Gesund-
heitssysteme, eine Pandemie, eine
drastische 6kologische und Klima-
krise - eigentlich multiple Krisen,
mit denen die Regierungen nicht
umgehen kénnen oder wollen.
Deshalb versuchen sie, eine reale
oder imaginierte Krise bei Sicher-
heit und Ordnung fiir ihre Legitima-
tionszwecke auszunutzen. Ich
finde, das ist in den westlichen
Demokratien inzwischen zu einem
der machtigsten Wahlkampfinstru-
mente iiberhaupt geworden.

Tahir Della: Das finde ich span-
nend, denn obwohl die konkreten
Krisen und Debatten und ihre
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Anldsse in unseren beiden Landern
unterschiedlich sind, beobachten
wir identische Mechanismen des
politischen Umgangs. Beispiels-
weise vor dem Hintergrund des
Krieges in der Ukraine: Vor sechs,
sieben Jahren wurde in Deutsch-
land noch behauptet, der Zuzug
Gefliichteter, und Migration ganz
allgemein, stelle das Land vor
unlésbare Herausforderungen.
Jetzt ist diese Gesellschaft plétzlich
gewillt, Menschen in einer viel
hoheren Anzahl aufzunehmen,
ohne Kontrollmechanismen
einzufiihren, ohne die Menschen in
einem Lagersystem unterzubringen
oder vom Arbeitsmarkt fernzuhal-
ten. Einfach nur, weil die Markie-
rung wegfallt, es handele sich um
Menschen aus sogenannten
»anderen Kulturkreisen«, Uber die
inneren Logiken derartiger
rassistisch durchtrankter Struktu-
ren gibt es aber keine systemati-
schen Debatten. Stattdessen ist die
einzige Antwort des Staates, mit
repressiven Mafinahmen gegen
marginalisierte Gruppen vorzuge-
hen. Er etabliert ein Grenzregime,
das nicht Fluchtursachen beseitigt,
sondern Menschen auf der Flucht
bekampft und tétet. Innenpolitisch
werden Vorfalle wie die Angriffe
gegen Rettungskrafte in der

Silvesternacht in Berlin anders
eingeordnet, wenn sie von mig-
rantisch gelesenen Menschen
ausgetiibt werden. Es gibt eine vollig
andere, komplett rassistisch
durchzogene Einschatzung, welche
Konsequenzen das angeblich fiir die
Gesellschaft hat. Der Umgang mit
solchen Krisen lauft deshalb
letztlich immer darauf hinaus, die
Sicherheitskrafte noch besser
dafiir auszustatten, diese Gruppen
noch starker ins Visier zu nehmen
und ihre Rechte weiter zu beschnei-
den. Meiner Ansicht nach besteht
die alles iiberwolbende Krise darin,
dass es in der Politik gar keine
Antworten darauf gibt, wie verant-
wortlich mit Debatten, Konflikten
und Krisen umgegangen werden
kann. Darunter leiden letztlich
immer dieselben Gruppen am
starksten, was sich jaauch in der
Pandemie besonders deutlich
gezeigt hat.

Was folgt daraus fiir die Arbeit in
Thren Organisationen?

Tahir Della: Zumindest fiir
Deutschland wiirde ich sagen, wir
nutzen die konkreten Herausforde-
rungen und Konflikte zu wenig
dafiir, mal eine Systemdebatte zu
organisieren. Denn wie Adam
richtig sagt, haben wir es ja mit
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multiplen Krisen zu tun. Die haben
aber alle ihre Ursache darin, dass
wir in Systemen leben, die bis heute
von der jahrhundertelangen
globalen wie lokalen Ungleichheit
profitiert haben. Weil das aber
nicht mehr so funktioniert, stehen
wir vor der Herausforderung,
Debatten zu fiihren, die das System
mal in der Mittelpunkt stellen.
Statt immer nur auf einzelne
Vorkommnisse zu reagieren,
missten wir uns flir Zusammen-
hange und Ursachen interessieren.
Davor schreckt die Gesamtgesell-
schaft aber immer noch zuriick.
Adam Elliott-Cooper: Mein
Eindruck ist schon, dass Debatten
iiber Systeme zunehmen. Zum
Beispiel dadurch, dass wir in
Grofbritannien und Deutschland,
aber auch den Niederlanden und
Frankreich mehr Giber das imperi-
ale Erbe nachdenken und diskutie-
ren. Das zwingt Europa zuzugeben,
dass Rassismus eben nicht ent-
stand, weil Menschen mit schwar-
zer und brauner Hautfarbe im
Laufe des 20. Jahrhunderts in
betrachtlicher Anzahl hier anka-
men. Ganz im Gegenteil wurde
Rassismus seit 400 Jahren von
Europa im Zuge seiner imperialen
Ausdehnung in die Welt exportiert.
Auf diese Weise lassen sich auch die

rassistischen Strukturen der
Institutionen leichter verstehen,
die wahrend dieser imperialen
Expansion entstanden sind. Egal ob
es sich um Institutionen der
kapitalistischen Okonomie handelt
oder um politische, staatliche oder
auch kulturelle. Mit einem derarti-
gen postkolonialen Verstandnis
konnen wir uns besser auf Struktu-
ren konzentrieren statt auf
personliche Vorurteile.

Tahir Della: Ja, und damit wird auch
erklarbar, warum die europaischen
Machte sich bislang ihrer imperia-
len und kolonialen Geschichte nie
gestellt haben und fiir deren bis
heute spiirbare Folgen Verantwor-
tung tibernommen haben. Dann
hatten sie namlich zugeben
missen, dass die Strukturen und
Institutionen, die im Laufe dieser
400 oder 500 Jahre entstanden
sind, dringend durch etwas Besse-
res ersetzt werden miissen. »Post-
kolonial« ist fiir mich mittlerweile
ein bisschen zur Phrase verkom-
men. Aber wenn tatsachlich
Verantwortung tibernommen
wiirde fiir die koloniale Vergangen-
heit, hatte das ernsthafte struktu-
relle Konsequenzen fir die heuti-
gen Gesellschaften in Deutschland,
GroRbritannien und anderen
europaischen Staaten.
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LINKSVERKEHR

Von 221 Landern weltweit erkléaren 59 die
rechte Spur zur Uberhol-, die linke zur Fahr-
spur.

Man sagt, es habe an den Rechtshandern
gelegen, dass es so etwas wie Linksver-
kehr gibt. Deren entsprechende Neigung zu
Pferd oder mit Kutsche war der Linksver-
kehr. Wer sein Schwert links am Guirtel trug,
bestieg das Pferd von der linken Seite. Die
meisten steigen auch heute so aufs Fahr-
rad. Kutscher saf3en am liebsten rechts, da-
mit sie beim Ausholen mit der Peitsche die
hinter ihnen sitzenden Fahrgaste nicht aus
Versehen trafen. Unsere Vorfahrinnen und
Vorfahren fanden Linksverkehr also ziem-
lich logisch, praktisch und gut.

Die Franzdsische Revolution, nament-
lich ihr Anfiihrer Robespierre, verordnete
Rechtsverkehr. Per Gesetz. Napoleon be-
herzigte das bei seinen Feldzligen, eroberte
auf der rechten Spur und befahl den Er-
oberten ebenfalls Rechtsverkehr. Oster-
reich weigerte sich, blieb beim Linksver-
kehr bzw. einem Heidendurcheinander, bis
Adolf Hitler einheitliche Straf3ennutzung
befahl. Das Gleiche tat er in der Tschecho-
slowakei und in Ungarn.

Schweden, weder von Napoleon noch
von Hitler okkupiert, blieb bis 1967 beim
Linksverkehr. Grof3britannien wird ihn auf
alle Ewigkeit beibehalten. Vermutlich. Das
ist und bleibt eine mindestens kdnigliche,
wahrscheinlich vernlinftige Entscheidung.
Eine Umstellung auf Rechtsverkehr zoge
nicht unerhebliche Kosten nach sich. Am-
peln versetzen, Schilder austauschen. Lei-
der ist nirgendwo zu finden, wie teuer das
Schweden im Jahre 1967 gekommen ist.
Und was in der Kosten-Nutzen-Rechnung
auf der Habenseite gestanden hat. kg

Posttraumatische Storungen

Der Brexit wird den politékonomischen Degenerierungsprozess nicht beenden

HEINZ-J. BONTRUP

m 18. Juni 2016, fiinf Tage vor
dem Brexit-Entscheid in GroR-
britannien, habeichin der Zei-
tung »nd« geschrieben: »Die
Briten werden nicht aus der
Européaischen Union austre-
ten. Am 23. Juni wird auf der Insel die 6kono-
mische Vernunft siegen. Allerdings wiirde ich
auch nicht verzweifeln, sollte es anders kom-
men. Die neoliberalen britischen Regierungen
nerven einfach nur. Die Labour-Partei unter
Tony Blair reiht sich da nahtlos ein. Ob Falk-
land-Krieg oder als Anhdngsel der US-Ameri-
kaner im Nahostkrieg, die Briten scheren aus
- ohne Riicksicht auf die Europaische Union.«

Die Vernunft siegte am 23. Juni 2016 aber
bekanntlich nicht. Das Referendum war je-
doch knapp. Fiir einen EU-Austritt stimmten
51,9 Prozent der Wahler:innen (etwa 17,4 Mil-
lionen bzw. 37,4 Prozent der wahlberechtig-
ten Blirger:innen). Fiir einen Verbleib in der
EU 48,1 Prozent (etwa 16,1 Millionen bzw.
34,6 Prozent der Wahlberechtigten). Eine
Mehrheit fiir den Nichtaustritt aus der EU
gab es in London, Schottland sowie in Nord-
irland - und unter den jungen Wahler:innen,
die aber iberwiegend nicht zur Wahl gingen.
Eswar ein groRer Fehler, den aber offensicht-
lichbisheute auf der Insel keiner bemerkt hat,
das Referendum nicht an ein hoheres Abstim-
mungsvotum als an eine einfache Mehrheit zu
kniipfen, z.B.an eine Zweidrittelmehrheit, wie
esauchbeiVerfassungsanderungen iiblichist.
Selbst Gewerkschaften verlangen bei Streik-
Urabstimmungen wesentlich mehr als nur 50
Prozent, bevor ein Streik beginnen kann.

So konnte dann der damalige Premiermi-
nister, David Cameron, von den konserva-
tiven Tories, die Brexit-Abstimmung vollig
unverantwortlich fiir seinen polit-egomani-
schen Machterhaltskurs missbrauchen. Ca-
meron war ab 2013 immer mehr unter politi-
schenDruck geraten. Die Anti-EU-Partei UKIP
mit ihrem Anfiihrer Nigel Farage bekam we-
gen ihrer rassistischen Politik starken Zulauf
und auch viele erzkonservative Tories stan-
den nicht mehr hinter ihm. Deshalb verkiin-
dete Cameron, selbst EU Befiirworter, die Bri-
ten bis spatestens 2017 {iber den Verbleib in

der EUabstimmen zulassen. Nach der kassier-
ten Niederlage erklarte er dann postwendend
seinenRiicktritt und ist heute Investmentban-
ker und in Skandale verwickelt. Auch Farage
verabschiedete sich, selbst nach seinem zer-
storerischen Sieg, ohne je Verantwortung da-
fiir zu iibernehmen, sofort ins Privatleben. So
viel zum Niveau von Politiker:innen.

Der Politikwissenschaftler Albrecht von Lu-
cke von den »Blattern fiir deutsche und inter-
nationale Politik«schrieb kurz nach dem Bre-
xit:»Die Kampagne der Brexiteersbasierte auf
einemungeheuren Liigengebaude [unterstiitzt
vom Medienmogul Rupert Murdoch, HJB] - und
das ungeachtet der Tatsache, dass es sich um
eine Entscheidung handelte, die die Entwick-
lung GroRbritanniens und der EU auf Genera-
tionen bestimmen wird. Die neuen Spielerty-
pen konnen jedoch nur deshalb Erfolg haben,
weil sie auf eine infantilisierte Spalkgesell-
schaft treffen. Diese hat die Unterschiede zwi-
schen Politik und Unterhaltung weitgehend
eingeebnet. Wo aber Politik zur bloRen Unter-
haltung, zur bloRen Konsumentendemokratie
- und zum Wettbewerb der Egomanen - ver-
kommt, werden andere, genauer: keine An-
spriiche mehr an die Wahrheit gestellt.«

Nach der Wahl war der Kater auf der Insel
groR. »Das ganze Land leidet derzeit unter ei-
nem Post-Brexit-Trauma. Die britische Gesell-
schaftist nach dem Referendum tiefer gespal-
ten denn je«, so 2016 der Okonom Michael R.
Kratke von der Universitat Lancester in Groi%-
britannien. Nach 43 Jahren Mitgliedschaft in
der Europdischen Gemeinschaft kam es dann
zu einem unwiirdigen politischen Geschacher
mit der EU. Jetzt musste namlich die Frage be-
antwortet werden, wie sich denn konkret der
Brexit vollziehen sollte. Unter den Nachfol-
gern von Cameron als Premierminister, The-
resa May und Boris Johnson, beide Tories und
neoliberale Hasardeure wie Cameron, dauerte
es noch bis zum 1. Januar 2021, bis ein soge-
nannter »Partnerschaftsvertrag«zwischender
EU und dem Vereinigten Konigreich den end-
glltigen Austritt aus dem EU-Binnenmarkt
und der Zollunion besiegelte.

Seitdem kommen die Briten auch politisch
im eigenen Land nicht mehr zur Ruhe. Nach
dem Ricktritt von Johnson wurde fiir nicht
einmal 50 Tage Liz Truss, ebenfalls von den

Tories, Premierministerin, die dann aber auf-
grund ihrer wahnwitzigen Steuersenkungs-
plane und dadurch ausgeldster Unruhen auf
den Finanzmarkten zuriicktreten musste und
von einem weiteren Neoliberalen und Invest-
mentbanker, Rishi Sunak, abgeldst wurde.
Aber auch der wird im nachsten Jahr bei den
Unterhauswahlen abgewdhlt werdenund nach
kurzer Zeit Geschichte sein. Gleich zu Beginn
seiner Amtszeit musste er den wegen einer
Steueraffare belasteten Generalsekretar sei-
ner Tory-Partei, Nadhim Zahawi, aus dem Ka-
binett werfen.

Der mit der Einfiihrung des Euros in der EU
1999 vollzogenen Wahrungsunion war Grof-
britannien erst gar nicht beigetreten, man
wollte auf eine eigene Wahrung mit dem Pfund
Sterling nicht verzichten. Das kann man 6ko-
nomisch durchaus nachvollziehen. Denn: Einer
europaischen Einheitswahrung, die automa-
tisch ein festes Wechselkursregime impli-
ziert, fehlt die Mdglichkeit einer nationalen
Geldpolitik. Dies hat weitreichende Folgen. So
kann durch Ab- und Aufwertungen der Wah-
rung kein Einfluss mehr auf die wirtschaftli-
che Entwicklung im Land genommen werden.
Und aulkerdem geht auch eine ékonomische
Abstimmungsmdglichkeit mit der nationa-
len Fiskalpolitik, also der Staatsausgaben-,
Steuer- und Staatsverschuldungspolitik, ver-
loren.

Es gab fiir die Briten aber wohl auch emoti-
onale und historische Griinde: Vor dem Ersten
Weltkrieg war GroRbritannien auf der Welt die
fiihrende Handelsnation. Die Waren-, Dienst-
leistungs- und Kapitalgeschdfte, die man mit
der ganzen Welt unterhielt, wurden weitge-
hend mit dem Pfund Sterling abgewickelt.
Dies blieb auch so, bis nach dem Ersten Welt-
krieg der Goldstandard zusammenbrach und
mit dem Gold-Devisen-Standard das britische
Pfund einer Konkurrenz durch die wirtschaft-
lich stark aufkommenden USA und den US-
Dollar ausgesetzt wurde. Jetzt waren zwei Leit-
wahrungen fiir die Welt maRgebend. Und es
kam noch schlimmer fiir die Briten. In Bret-
ton-Woods (USA), wo 1944 das neue Weltwih-
rungssystem fir die Zeit nach dem Zweiten
Weltkrieg beschlossen wurde, blieb nur der US-
Dollar als weltweite Leitwahrung iibrig. Konn-
tenbis dahin auch die Briten weitgehend Geld



SCHWERPUNKT

11

drucken, so konnen seitdem nur noch die USA
mehr importieren als exportieren und die Ne-
gativdifferenz mit selbst geschaffenen (ge-
druckten) Dollars bezahlen.

Trotzdem kam es auch in Grofbritannien
nach dem Zweiten Weltkrieg zu einer pros-
perierenden ékonomischen Entwicklung. Ab
etwa Mitte der 1970er Jahre setzte jedoch im-
mer mehr ein Verfall der 6konomischen Ver-
haltnisse ein. Wie in anderen Landern, auch
in der Bundesrepublik, kam es sogar zu einer
widerspriichlichen stagflatorischen Entwick-
lung, dem gleichzeitigen Auftreten von Sta-
gnation mit Arbeitslosigkeit und Inflation.
Dies wurde in der Wirtschaftswissenschaft
von Neoklassikern und Neoliberalen zum Ge-
neralangriff, zum Rollback, auf den bis dahin
praktizierten Keynesianismus benutzt. Seit-
demwird eine mehr oder weniger weltweit ver-
heerende Austeritatspolitik praktiziert.

Das gilt insbesondere fiir die neoliberal (ra-
dikal) ausgerichtete britische Politik, die auf
derInsel seit Margaret Thatcher von allenRe-
gierungen, auch von der Labour-Partei unter
Tony Blair, umgesetzt wurde. Es kam zu hef-
tigen Umverteilungsprozessen zulasten der
Arbeiterschaft, aber auch des Mittelstands.
Profiteur war das von der Politik hofierte in-
ternational agierende Grofkapital. Die Gesell-
schaften in der EU haben sich so immer mehr
in Arm und Reich aufgespalten. Auch hier
zahlt Grofbritannien, die drittgrofite Volks-
wirtschaft in der EU nach Deutschland und
Frankreich, einen hohen Preis.

Mit der 6konomischen Segmentierung geht
gleichzeitig ein starker politischer Rechts-
rutsch einher. Die Rechtspopulisten wurden
durch den Neoliberalismus mit seinem inha-
renten Wirtschaftskriegaufgewertet und wie-
der hoffahig gemacht. Sie wettern gegen die
EU-Blackbox. Der Brexit ist nur ein Indiz fir
eine schwerwiegende Verbitterung, Wut und
Angst vor der Zukunft, schreibt der 6sterrei-
chische Okonom Stephan Schulmeister. »All
das findet sich bei den Deklassierten wie auch
bei immer breiteren Schichten der Bevoélke-
rung - und es richtet sich nicht zuletzt gegen
die Eliten einer neoliberal deformierten EU.«
Der Brexit, und das ist das besonders Fatale,
wird diesen gesamten politokonomischen De-
generierungsprozess in Grofbritannien aber
nicht beenden. Im Gegenteil: Er wird den Pro-
zess noch nachhaltig verscharfen, wozu auch
die ungeldsten politischen Probleme und Aus-
einandersetzungen um die Autonomiebestre-
bungen von Schottland und Nordirland beitra-
gen werden.

Wenn es auch heute noch schwierig ist,
die kausalen Zusammenhange der 6konomi-
schen Auswirkungen des Brexits zubeziffern,
so diirfte die langfristige Prognose aber eher
negativ ausfallen. Das britische Pfund ist in
Relation zum Euro, ohne Binnenmarktabsi-
cherung, seit dem Brexit allerdings nicht so
stark gesunken wie erwartet. Im Trend aber
immerhinvon 1,27 Euro fiir ein Pfund Sterling
imJuni2016auf 1,14 Euroim Januar 2023, um
gut 10 Prozent. Der niedrigste Kurs wurde im
August 2019 mit 1,09 Euro erreicht. Das war
einRiickgang um gut 14 Prozent. Ahnlich sieht
die Entwicklung im Verhdltnis zum US-Dol-
lar aus. Ein schwaches Pfund Sterling verteu-
ert die eh schon zu hohen britischen Importe
und heizt so die Inflation im Land an. Der Vor-
teil: Die Abwertung fordert den Export. Dies
wird aber das viel zu hohe Leistungsbilanz-
defizit GroRbritanniens kaum verbessern. Ob
hier das Ausland zukiinftig den Briten weiter
ein Leben iiber ihren 6konomischen Verhalt-
nissen erlaubt und sie mit Kapital versorgt,
das man dringend zur Finanzierung der bin-
nenwirtschaftlichen Nettoinvestitionen be-
notigt, kann stark bezweifelt werden. Denn
neben dem Leistungsbilanzdefizit ist zusatz-
lich der Staatssektor hoch verschuldet. Er ab-
sorbiert bereits einen Grofteil der gesamt-
wirtschaftlichen Ersparnis. Hinzu kommt ein
fehlender (weil neoliberal zerstorter) Indust-
riesektor und eine weitgehend abgeschriebene
offentliche Infrastruktur. Verknappte Arbeits-
markte werden zudem das Wirtschaftswachs-
tum belasten.

In GroRbritannien wird man in Zukunft mehr
produktiv und innovativ arbeiten miissen und
gleichzeitig weniger konsumieren kénnen. Die
zusatzlichen Ersparnisse werden im Inland be-
notigt, wasbedeutet, das Leistungsbilanzdefizit
istdrastisch zureduzieren. Kommt es dazu, wird
es auf der Insel noch viel ungemiitlicher, als es
heute schon ist. Jedenfalls fiir die breiten Mas-
sen der Briten. Es sei denn, die vermdgenden
Briten geben von ihrem Reichtum einen Grof&-
teil ab. Aber wer glaubt schon daran.
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Ine Quadratmeile pure
Wirtschaftskraft

Die Finanzdienstleister in der City of London strukturieren die britische Okonomie
intern wie extern

PHILIP BLEES

ben den Ton an: Die City of London im

243.610 Quadratmeter grofien Verei-
nigten Konigreich gilt als weltweiter Kno-
tenpunkt des Finanzsystems. Im globalen
Finanzzentren-Index steht sie auf Platz 2 di-
rekt hinter New York. Die Bank of England
hat hier ihren Sitz, auf dem Parkett der Lon-
doner Borse handeln Tausende Banken, Ver-
sicherungsunternehmen und Investor:innen.
Dafiirlegte die Politik schon frith die Grund-
lage: Die britische Krone verlieh der Gebiets-
korperschaft iiber die Jahrhunderte im-
mer mehr Privilegien, spatestens Margaret
Thatchers Deregulierung der Finanzindust-
rie Mitte der 1980er machte sie als entspre-
chendes globales Zentrum attraktiv. Heute
regieren die Finanzunternehmen die City of
London. Sogar buchstablich: Die eigenstan-
dige Regierung der »Square Mile«, wie sie mit
Blick auf ihre GréRe auch genannt wird, be-
steht zur Mehrheit nicht aus britischen Biir-
ger:innen, sondernansassigen Unternehmen
und Kérperschaften, und verfiigt unter ande-
rem liber eine eigene Polizeibehdrde.

Diese politische Besonderheit hangt mit
der 6konomischen Position der City of Lon-
don im Vereinigten Konigreich zusammen:
Mit der groRflachigen Deindustrialisierung
desLandesim Zuge von Thatchersneolibera-
lem Feldzug und der Verlagerung ckonomi-
scher Aktivitdtin den Dienstleistungssektor
gewann das traditionsreiche Zentrum der
Weltmacht Grofbritannien noch einmal an
Bedeutung. Diesen Prozess der Agglomera-
tionum die nationale Hauptstadt kann man
in beinahe allen europaischen Okonomien
und sogar weltweit beobachten. Paris stellt
beispielsweise unangefochten das wirt-
schaftliche Zentrum Frankreichs dar. Inder
Bundesrepublik hingegen wurde der Pro-
zess, der sich auch hierzulande vor den bei-
den Weltkriegen abzeichnete, durch diese
und die nachfolgende Teilung unterbrochen.

Wirtschaftsgeografische Theorien der
Agglomeration sehen zwei Krafte wirken:
Agglomerationskrafte, welche einen 6ko-
nomischen Kern herausbilden, und Disper-
sionskrafte, welche eine gleichmaRige Ver-
teilung begiinstigen und der Agglomeration
entgegenwirken. Vondenleidigen Faktoren
in geografischen Zentren haben die meis-
ten schon gehort: Mieter:innen protestie-
ren gegen hohere Mieten, die von eine ho-
hen Nachfrage getrieben werden, wahrend
auchinanderenBereichendas Lebeninder
GroRstadt einfachteurerist. Das Gleiche gilt
auch fiir Unternehmen. Diese miissensichin

i i weikommaneun Quadratkilometer ge-

Wirtschaftszentren gegen eine grofere Kon-
kurrenz durchsetzen, was weniger konkur-
renzfahige Firmen dazu verleitetin die Peri-
pherie abzuwandern. Auf der anderen Seite
sprechen jedoch Nachfrage- und Kostenvor-
teile fiir die Agglomeration. Bei steigendem
Anteil an Unternehmen und Arbeiter:innen
aneinem Ort vergroRert sich auch der lokale
Markt, was wiederum neue Firmen anzieht,
da sie so nah wie moglich an den groRtmaog-
lichen Markten sein mdchten. Der Prozess
verstarkt sich selbst. Zudem sinken auch die
Kostenbei einer grofferen Ansammlung von
Unternehmen. Transportwege werden kur-
zer, die Auswahlmoglichkeiten an Zwischen-
produkten nehmen zu. Das lohnt sich.

Dieser Prozess zeigt sich beispielhaft am
Grofraum London. Zwischen 1995 und 2005
stieg der Anteil der Metropole am gesamten
Bruttoinlandsprodukt des Vereinigten Ko-
nigreichs um 0,3 Prozent, wahrend erin den
nordlichen Regionen abnahm. Zeitgleich
lasst sich eine Landflucht aus dem Norden
in die GroRstadt beobachten.

Doch welche Rolle spielt darin die wie-
derum kleine City of London mit ihren etli-
chenFinanzdienstleistern? Sieist das Tor zur
Welt, verbindet den wirtschaftlichen GroR-
raum der Metropole mit den internationa-
len Finanzmadrkten und strukturiert soneben

der internen Agglomeration, deren finanz-
ialisierter Wasserkopf sie ist, die britische
Wirtschaft auch nach aufien. Nur durch die
massiven Zahlungszufliisse indie City of Lon-
don kann das Vereinigte Konigreich seinen
Importiiberschuss finanzieren. Die Brit:in-
nen geben anders als die Deutschen mehr
aus, alssie produzieren. Dasresultiert aus ei-
ner schwachen ProduktionimLand und dem
Import grundlegender Waren aus dem Aus-
land. Der wirtschaftliche Fokusliegt auf dem
Dienstleistungssektor, im Besonderen auf
den Finanzdienstleistern. Das ist das Ergeb-
nisvon Thatchers Vorstol gegen die keynesi-
anische Industriepolitik, der bis heute nach-
wirkt. Somit ist das Vereinigte Kénigreich
abhangig vom Rest der Welt und anfalliger
fiir Schwankungen. Nicht ohne Grund entfal-
tete die sogenannte »Cost of Living«-Krise vor
allenanderen europaischen Landernin GroR-
britannien ihre Wirkung. Eine industriepo-
litische Antwort auf diese Krise, wie sie bei-
spielsweise der in London lehrende Okonom
Costas Lapavitsas jiingst mit ahnlicher Ar-
gumentation begriindet, wiirde Produktion
im Inland starken, die Handelsbilanz ausglei-
chenund griininvestieren. Doch das ware ein
Angriff auf grundlegende Struktur der briti-
schen Wirtschaft: Ein Angriff auf die City of
London und ihre Finanzdienstleister.
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Potenzial nicht
ausgeschopft

Die politische Krise, die in Nordirland auf den Brexit folgte,
schadet der Region mehr als der Brexit selbst

DIETER REINISCH

aut Berechnungen des Unterneh-

mensberaters Grant Thornton

wird die nordirische Wirtschaft
in diesem Jahr um 1,3 Prozent

schrumpfen. Daran ist nicht di-
] rektderBrexitschuld. Denn lange
Zeit stand die Provinzbesser daalsandere Re-
gionen des Vereinigten Kénigreichs nach dem
Brexit. Doch dieser hat Nordirland in eine tiefe
politische Krise gestiirzt: Seit {iber einem Jahr
hat die Provinz keine Regierung - und wahr-
scheinlich wird sie auch in den kommenden
zwolf Monaten keine bekommen. Denn der
Nordirland-Staatssekretdr hat erstim Februar
die Frist fiir Neuwahlen zum dritten Mal - dies-
malbis 2024 - verschoben. Aufgrund der politi-
schenKrise der Region konnte Nordirland sein
wirtschaftliches Potenzial nicht ausnutzen.

Dabei hdtte alles ganz anders kommen kon-
nen: Der damals fiir den Brexit zustandige bri-
tische Kabinettsminister Michael Gove ver-
kiindete am 8. Dezember 2020 nach langen
und zdhen Verhandlungen zwischen London
und Briissel, dass Nordirland am Ende der Bre-
xit-Ubergangszeit das »Beste aus beiden Wel-
ten« erhalten werde.

Dem war der Abschluss einer Sonderrege-
lung vorausgegangen: das Nordirland-Pro-
tokoll. Damit blieb Nordirland nach dem EU-
Austritt GroRbritanniens im europaischen
Binnenmarkt. Die Regelung war notwendig ge-
worden, da das EU-Mitglied Irland durch die
auf der gleichen Insel liegende britische Pro-
vinz Nordirland die einzige EU-Landgrenze mit
dem Vereinigten Kénigreich aufweist.

Durch das Nordirland-Protokoll wurden Wa-
renkontrollen in der Irischen See notwendig.
Doch Nordirland hatte von nun an Zugang zu
beiden Mérkten: EU und GrofRbritannien. Auf
der erwahnten Pressekonferenz sagte Gove,
das Abkommen stelle sicher, dass es keine zu-
satzlichen Zélle fiir Unternehmen im Land
und »unbeschrankten Zugang fiir Waren gibt,
die von Nordirland nach GroRbritannien kom-
menx.

Zundchst sah es ganz gut aus: Das Centre
for European Research in London behauptete
im Dezember 2022, dass die britische Wirt-
schaftaufgrund desBrexitsum 5,5 Prozent ge-
schrumpft sei. Wahrend das die Regierung be-
ratende Biiro fiir Budgetverantwortung ebenso
davon ausgeht, dass der Brexitindenersten 15
Jahrennach dem Austrittsbeschluss 2016 das
britische Bruttoinlandsprodukt um 4 Prozent
schmalere, schien die nordirische Wirtschaft
davon nicht betroffen.

Laut den Daten des nationalen Statistik-
amtes wuchs diese um 1,4 Prozent im dritten
Quartal 2021, wogegen jene in Schottland und
England nur um 0,9 beziehungsweise 0,6 Pro-
zent zulegte. In Wales sanken die wirtschaft-
lichen Aktivitdten im selben Zeitraum sogar
um 0,3 Prozent. Im zweiten Quartal 2022 be-
trug das Wirtschaftswachstum Nordirlands
2,1 Prozent im Vergleich zum Vorjahr, die Re-
gion wurde aber von Schottland und England
iberholt.

Dies lag laut dem Internet-Portal Invest-
ment Monitor aber daran, dass die nordirische
Wirtschaft wahrend der Pandemie weniger ge-
schrumpft war als jene der anderen Regionen:
England, Wales und Schottland holten also le-
diglich auf.

Der Grund fiir die besseren Wirtschaftsdaten
in Nordirland ist der Zugang zum europaischen
Binnenmarkt: Seit dem Inkrafttreten des
Nordirland-Protokolls stieg der Handel zwi-
schen Nordirland und der Republik im Stiden
monatlich auf neue Héchststande an, ebenso
wie der zwischen der Republik und GroRbri-
tannien: In den ersten neun Monaten des Jah-

res 2022 stiegen die Warenexporte von Irland
nach GroBbritannien um 2,4 Milliarden Euro
auf fast 13 Milliarden Euro, wahrend die Im-
porte um 7 Milliarden Euro auf 17,5 Milliar-
den Euro im Jahresvergleich zulegten. Auch
die Lebensmittelexporte stiegen um 400 Mil-
lionen Euro auf 2,86 Milliarden Euro. Die Re-
gierung in Dublin war daher von Beginnan ein
starker Unterstiitzer desin Briissel ausgehan-
delten Nordirland-Protokolls.

Seit 2019 ist Nordirland nach London die
Region mit den hochsten auslandischen Di-
rektinvestition im Vereinigten Konigreich.
Die nordirische Wirtschaftsagentur Invest NI
kommentierte, der duale Marktzugang der Re-
gion habe grofies Interesse bei ausldndischen
Unternehmen geweckt und deren Investitions-
angebot gestarkt. Schon zuvor habe man iiber
einenPoolan qualifizierten Arbeitskraften, re-
lativniedrige Betriebskosten und ein investiti-
onsfreundliches Umfeld verfiigt, so Invest NI.

Doch seit die republikanische Partei Sinn
Féin (SF) die Wahlen im Mai 2022 gewonnen
hat, boykottiert die probritische Democratic
Unionist Party (DUP) das Parlament. Eine Frist
fiir Neuwahlen lie London mehrmals verstrei-
chen. Losgetreten hatte die Krise die DUP, als
sieim Februar 2022 aus der Koalition mit Sinn
Féin austrat. Die DUP, die jede Sonderstellung
Nordirlands ablehnt, fordert die Aufhebung
der Regelungen, nach denen die Provinz trotz
des EU-Austritts des Vereinigten Kénigreichs
im EU-Binnenmarkt verbleibt. Die Neuwahlen
im Mai verscharften die Situation weiter, da
beidiesen Sinn Féin erstmals in der Geschichte
Nordirlands starkste Partei wurde. Den Re-
publikaner:innen steht nun das Amt des Re-
gierungschefs zu. Die DUP setzt ihren Boykott
seither fort.

Laut einer neuen Studie, der »Cost of Living«
Pulse Survey, fiel der Anteilnordirischer Haus-
halte, die ihre Rechnungen ohne Verzogerung
zahlen kénnen in den vergangenen sechs Mo-
natenvon 56 auf 45 Prozent. Mittlerweile gibt
ein Viertel der Nordiren an, dass ihnen nach
Zahlung der Rechnungen monatlich nur noch
50 Pfund oder weniger zum Leben bleiben.

Nordirland hatte von der Sonderregelung
profitieren konnen, doch der von den pro-bri-
tischen, unionistischen Brexiteers provozierte
politische Stillstand verhindert dies. Im Feb-
ruar verhandelten London und Briissel eine
modifizierte Adaptierung des Nordirland-Pro-
tokolls: Waren, die von GroRbritannien iiber
Nordirland in die Republik ein-, aber nicht auf
den Kontinent weitergefiihrt werden, sollen
von den Kontrollen in der Irischen See ausge-
nommen werden. Auch werden London und
Briissel in Zukunft eine gemeinsame elektro-
nische Datenbank fiir die Waren verwenden,
die durch Nordirland gefiihrt werden, wodurch
der administrative Aufwand fiir Unternehmen
minimiert wird.

Der DUP und anderen Hardlinern wird dies
nicht ausreichen: Sie fordern weiterhin eine
ganzliche Abschaffung des Nordirland-Proto-
kolls. Dafiir haben sie weder in London noch
bei der Mehrheit der nordirischen Bevdlke-
rung Unterstiitzung. Dennoch boykottiert die
DUP die politische Arbeit im Regionalparla-
ment Stormont weiter. Die politische Krise
fithrt daher zu weiterem wirtschaftlichem Nie-
dergang. Statt der besten von zwei Welten ist
Nordirland trotz zwei Jahren Brexit-Sonderre-
gelung weiterhin die armste Region des Verei-
nigten Kénigreichs.

Dieter Reinisch forscht zur Geschichte und
Politik Irlands und Grof3britanniens und lebt
in Galway und Wien. Zuletzt erschien von ihm
»Learning behind bars: How IRA Prisoners
Shaped the Peace Process in Ireland« bei
University of Toronto Press (2022).
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Das Ende Grof3britanniens,
wie wir es kannten

Empire und wirtschaftlicher Liberalismus: Die Insel lebt von Mythen, doch Linke hoffen

auf etwas Neues

HOWIE RECHAVIA-TAYLOR™

ie niedrigsten Reall6hne, die
héchsten Immobilienpreise,
der am wenigsten regulierte
Mietmarkt, die hochsten Ener-
gierechnungen seit einer Gene-

— ration sowie eine wieder erstar-
kende und militante faschistische Rechte: Es
istder perfekte Sturm fiir die Bewohner:innen
jener Insel, die als GroRbritannien bekannt ist,
und auf den die Linke zu reagieren versucht.
Zu Lebzeiten habe ich keine groRere Verelen-
dung erlebt.

Welche Antwort hat unsere Regierung aufall
das parat? Der reichste Mann im Parlament,
unser Premierminister, versucht ein Gesetz zu
verabschieden, das Streiks ganzlich verbietet.
Die Grenzen werden gesichert und Asylbewer-
ber:innen nach Ruanda geschickt. Offentliche
Proteste sollen mit drakonischen Gesetzen ge-
stoppt werden, die es potenziell verbieten, sich
zuversammeln. Und die Mieten steigen weiter
umbis zu 70 Prozent, ohne dass versucht wird,
sie einzufrieren.

Wir leben also anscheinend mit einer Re-
gierung, die die Lebensqualitat der Bevolke-
rungsmehrheit stark einschranken, die Arbei-
ter:innenklasse massiv vergrofern und zum
Aufstieg des Faschismus beitragen will. Was
unsere Regierung jedoch nicht zu verstehen
scheint, ist das Politisierungspotenzial, das
sich aus der Senkung des Lebensstandards im
ganzen Land ergibt. Wie Amardeep Singh Dhil-
lon in einem Bericht fiir die Friedrich-Ebert-
Stiftung darlegt, bedeutet die »Krise der Le-
benshaltungskosten« materiell gesehen »die
Ausweitung von Prekaritdat und Armut auf
Teile der Mittelschicht« Damit unterlaufe sie
»unbeabsichtigt die Entpolitisierung von Ar-
mut im Mainstream-Diskurs«.

Die Arbeiter:innenklasse wachst, und mit
ihr eine Linke, die Klassenpolitik intersekti-
onal angeht. Viele verstehen, dass es in Groi-
britannien keinen fortschrittlichen Wandel
geben wird, wenn man sich nicht mit dem
Erbe des Empire und dem Fortbestehen des
Rassismus in unser aller Leben auseinander-
setzt. Mehr Ricksichtnahme auf die »vernach-
lassigten« weillen Arbeiter schreibt sich fast
niemand mehr auf die Fahne, selbst ein Ge-
werkschaftsfiihrer wie der Eisenbahner Mick
Lynch nicht.

Infolgedessen sind wir alle im Streik: Leh-
rer:innen, Krankenpfleger:innen, Postange-

stellte, Akademiker:innen, Grenzbeamt:innen
sowie Mieter:innen. Hatten sich die Progres-
siven nach der Niederlage der Labour Party
bei den letzten Parlamentswahlen noch zer-
stort und ziellos gefiihlt, gibt es jetzt ein Mo-
mentum, das die Linke wiederbelebt. Selbst
wenn die Biiros linker Organisationen im Os-
ten Londons aufgrund steigender Mieten rau-
mungsbedroht sind, Krankenpfleger:innen so-
wie Lehrer:innenvor den Lebensmittelbanken
Schlange stehen und trans* Menschen von Fa-
schist:innen ermordet werden.

Unsere Regierung regiert also in einer kol-
lektiven Illusion, mit der sie sich womoglich
ihr eigenes Grab schaufelt. Denn die britische
Regierungsklasse, einschlieflich eines Teils
der Labour Party, hat immer geglaubt, dass
ihr Sieg tiber die Achsenmadchte den iiberle-
genen moralischen, wirtschaftlichen und po-
litischen Wert britischer Institutionen und
Kultur beweist. Das ist natiirlich eine [llusion.
GroRbritannien war nie dazu in der Lage, die
angestrebte Lebensqualitat aus eigener Kraft
aufrechtzuerhalten. Vor dem Krieg hatte GroR-
britannien das weltweit grofSte Empire gebil-
det und konnte sich in den 1950er und -60er
Jahren trotz einiger Verluste weiterhin auf
seine »imperiale Gemeinschaft« verlassen,
die es mit Wohlstand und wirtschaftlicher
Starke ausstattete. So konnte Grofbritannien
sich der 1952 gegriindeten Europaischen Ge-
meinschaft fiir Kohle und Stahlund den mit ihr
verbundenen Wiinschen der liberalen Kapita-
list:innenklasse Europas verweigern.

Doch nach dem Ende des Kolonialreichs
musste GroRbritannien anderswo nach Reich-
tum und Arbeitskraften suchen, die es aus-
beuten konnte. Die teilweise Verschmelzung
mit den westeuropaischen Volkswirtschaf-
ten, insbesondere nach der Griindung der Eu-
ropaischen Union 1993 (vier Jahre vor der
Ubergabe Hongkongs), verschaffte GroRbri-
tannien erneut Zugang zu einem Pool von
Arbeitskraften. Margaret Thatcher verwan-
delte das britische Kolonialreich in ein briti-
sches Finanzimperium (nicht, dass Ersteres
tot wére) und in eine Eigentumsdemokratie,
die dann im Dienste der Eliten finanzialisiert
werden konnte. Nachfolgende Generationen
von Tories und Thatcher-Sympathisanten wie
Tony Blair haben versucht, den letzten Nagel
in den Sarg des britischen Wohlfahrtsstaates
zu schlagen und die ewige Herrschaft des Fi-
nanzkapitalsin GroRbritannien zubestatigen.
Der Mythos beziehungsweise die kollektive

Vorstellung von einem Grofbritannien, das
die Achsenmachte allein aufgrund seines li-
beralen Charakters besiegt hat, wurde durch
den Mythos erganzt (nicht ersetzt), das Land
konne aufgrund seiner neoliberalen Wirt-
schaft auch innerhalb einer Europaischen
Union »allein dastehen«.

Diese kollektive Tauschungbrockeltim Zuge
von Brexit, Coronapandemie und der Regie-
rung Truss. Nicht nur hat sich gezeigt, dass die
staatlichen Institutionen im Neoliberalismus
nicht in der Lage sind, sich um die Biirger:in-
nen und Einwohner:innen zu kiimmern. Auch
die Idee, GroRbritannien sei irgendwie natio-
nal iiberlegen, zerbricht.

Worauf konnen wir als Progressive im heuti-
gen GroRbritannien also hoffen? Wahrschein-
lich auf eine ganze Menge: Wie uns antikapi-
talistischen Denker:innen von Karl Marx bis
Rosa Luxemburg immer wieder gesagt haben,
schaffen die Verarmung und das Wachstum der
Arbeiter:innenklasse die Voraussetzungen fiir
einen Kampf, der zuvor aufgrund der Bequem-
lichkeit der Mittelklasse unmdglich war. Da-
riiber hinaus haben uns antikoloniale Denker
von Frantz Fanon bis Stuart Hall gesagt, dass
einImperium nicht ohne Kampf endet. Dasbri-
tische Imperium ist nicht einfach am Ende. Es
ist einrassistisches/koloniales System und ein
Finanzimperium.

Der Lebensstandard, den unsere Eltern hat-
ten und von dem einige Progressive nostal-
gisch schwarmen, war das Ergebnis der Um-
verteilung des aus den britischen Kolonien
gestohlenen imperialen Reichtums und nicht
etwa einer besseren Politik. Heute stellen sich
viele Linke eine Zukunft vor, die nicht auf die-
ser Art von Ausbeutung beruht. Von Bewegun-
gen, die Reparationen fiir den britischen Ko-
lonialismus und die Sklaverei fordern, bis hin
zum Wachstum Hunderter Mieter:innenge-
werkschaften, die sich der Idee verweigern,
wir missten alle zu Hausbesitzer:innen wer-
den - viele von uns hoffen, dass der unwieder-
bringliche Verlust der Mythen zu etwas vollig
Neuem fiihren wird: dem Ende GrofRbritanni-
ens, wie wir es kannten.

Der Kulturanthropologe Howie Rechavia-
Taylor lebt in London und ist dort in der
Mieter:innengewerkschaft aktiv. Er hat an der
Columbia-Universitat New York promoviert
und beschéaftigt sich vor allem mit den
Zusammenhangen von Eigentum, Rassismus
und Imperien.
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PLANWIRTSCHAFT IS POSSIBLE

Kulinarisch ist Eipulver moglicherweise
eine etwas zweifelhafte Angelegenheit.
Aber, Trekking-Fans konnen es bestati-
gen, verglichen mit echten Eiern hat es
eindeutige Pack-Vorteile. Exakt aus die-
sem Grund wurde es wahrend des Zwei-
ten Weltkriegs erfunden, und zwar in Grof3-
britannien. Dort, wo zuvor 70 Prozent der
Lebensmittel importiert worden waren, be-
nétigte man zwischen 1939 und 1945 den
Schiffsladeraum Uberwiegend fiir Waffen
und Militarausristung. Also verlegte sich
die britische Regierung auf Planwirtschaft
in einem heute kaum vorstellbaren Aus-
maf3 und mit Grindlichkeit. Der Bedarf
der Bevolkerung wurde kalkuliert — 2.800
Kalorien pro Kopf und Tag -, dann berech-
nete man wie der verfiighbare Laderaum
der Schiffe dafiir optimal genutzt werden
konnte. Hierbei stellte sich heraus: In 1.000
Kubikfuf3 Schiffsraum konnten 83.000 Zu-
ckerkalorien, Uber 100.000 Fettkalorien
und 56.000 Getreidekalorien transportiert
werden — aber nur 12.000 Kalorien, wenn
frische Eier verschifft werden sollten. Also:
Eipulver. Um daraus und aus den anderen
nahrhaften platzsparenden Rohstoffen
Nahrung herzustellen, verlief3 sich die bri-
tische Planwirtschaft auf das existierende
privatwirtschaftlich organisierte Produkti-
ons- und Handelssystem. Das allerdings
vermochte sie eben durch die staatliche Zu-
weisung nicht nur der knappen Rohstoffe,
sondern auch der ebenso knappen Arbeits-
krafte ziemlich effektvoll zu steuern. Wenn
auch mit einigem Personalaufwand: 1943
waren 39.000 Menschen im neu geschaf-
fenen Ernahrungsministerium beschaftigt.
Neben den rationierten, aber auch garan-
tierten kalkulierten Mindestkalorien gab
es flr die Konsument:innen ein Punkte-
konto, mit dem sie nach eigenem Gutdun-
ken umgehen konnten — im Rahmen der
standardisierten, weil auf Materialeinspa-
rung angelegten Produktion von Kleidung
oder Mobeln. Altere Brit:innen, vor allem
aus den armeren Schichten, erinnern sich
bis heute mit Wehmut an diese Zeit. Sie und
ihre Familien hatten namlich oft mehr zu
essen als in der Vorkriegszeit, wo fast ein
Drittel der Bevélkerung als dauerhaft un-
terernahrt gegolten hatte und von so et-
was wie der nun eingeplanten wdchentli-
chen 500-Gramm-Fleischration nur hatte
trdumen konnen. sim

Material fur Theoriearbeit

Was Karl Marx und Friedrich Engels in England suchten und fanden

INGO STUTZLE

nEngland istimmer Wales eingeschlos-
sen, in GroRbritannien England, Wales
und Schottland, im Vereinigten Ko-
nigreich jene drei Lander und Irland.«
(Karl Marx: »Das Kapital«, Bd. 23,
S.683,Fn. 107)

Im Vorwort zur Erstauflage des »Kapitals«
von 1867 schreibt Karl Marx, dass die »klassi-
sche Statte«der kapitalistischen Produktions-
weise England ist. Dies sei der Grund, warum
er es zur »Hauptillustration« seiner »theoreti-
schen Entwicklung« herangezogen habe. Wer
glaube, mit den Achseln zucken zu miissen, so
Marx weiter, dem rufe er zu: »Uber dich wird
hier berichtet!« Sein Hauptwerk »Das Kapital«
erschien fast 20 Jahrenachdem er auf die Insel
gefliichtet war; die englische Ubersetzung des
ersten Bandes des »Kapitals« sollte er jedoch
nicht mehr erleben. Sie erschien vier Jahre
nach seinem Tod im Jahr 1883. Warum fand
Marx England so zentral fir die Analyse des
Kapitalismus, stellte diese aber auf Deutschan?

England war nicht Marx’ Wahlheimat, son-
derndasLand, dasihnnochaufnahm, nachdem
er aus einigen europaischen Landern ausge-
wiesen wurde. Seit Ende 1845 war er staaten-
los. Die Muttersprache seiner jlingsten Toch-
ter, Eleanor, 1855 in London geboren, lernte er
spat: Englisch. Inder Schule wurde sie nicht ge-
lehrt und im Gegensatz zu seiner Frauy, Jenny
Marx, hatte er keinen Privatunterricht. Fran-
zosisch war seine Passion. Selbst die Klassiker
der Politischen Okonomie, Adam Smith und
David Ricardo, las und exzerpierte Marx zu-
nachst in franzosischer Ubersetzung - im Pa-
riser Exil. Bis zu einem Studienaufenthalt im
Sommer 1845 findet sich in seinen Exzerpten
kein einziges englischsprachiges Buch. Diese
Studienreise unternahm Marx mit Friedrich
Engels - nach dem Verbot der »Rheinischen
Zeitung, die Marx leitete und vor den Revolu-
tionen und demokratischen Massenbewegun-
gen, die 1848 fast ganz Europa erfassten. Was
man sich heute kaum mehr vorstellen kann:
Der Aufenthalt galt der Lektiire. Viele Biicher
gab es auf dem Festland weder kauflich zu er-
werben noch in Bibliotheken. Kopiergerate
existierten nicht, also lasen und exzerpierten
Marx und Engels gemeinsam iiber mehrere
Wochen Biicher aus diversen Bibliotheken und
Leihgaben sozialistischer Kampfgefahrten.

Engels hatte einen anderen Werdegang,
wenngleichauch ernach der gescheitertenRe-
volution nach England emigrierte. Aber nicht
in Armut und Ungewissheit wie Marx, sondern
in die Chefetage einer Fabrik. Auch konnte er
schon flieRend Englisch. Schonlange schwebte
Engels’ Vater vor, dass »Ermen & Engels« ein
geachtetes deutsch-englisches Familienunter-
nehmen werden sollte, geleitet von den Soh-
nen. Bereitsim Frithjahr 1840 hatte Engels' Va-
ter den angehenden Kaufmann Friedrich auf
eine Reise nach England mitgenommen. Ende
Marz 1841 beendete dieser zwar seine Lehreim
Handelshaus Heinrich Leupold in Bremen, aber

sie war fiir die ihm zugedachte Zukunft nicht
ausreichend. Er sollte in Manchester »English
commercial methods«erlernen: Kalkulationen,
Preise, Geschaftspraktiken, Maschinenparks,
Technologien, um diese recht schnell nach En-
gelskirchen zu bringen - so die Idee des Va-
ters. Der junge Friedrich Engels sollte als »Ge-
neral Assistent« Peter Ermen in Manchester
zur Seite stehen, davor jedoch Land und Leute
kennenlernen. Von Anfang Dezember 1842 bis
Mitte August 1844 lebte er in England. Die Be-
richteausdieser Zeit sind weniger schmeichel-
haft. Peter Ermen gab zu Protokoll: »Er arbei-
tete so wenig fiir die Firma, wie er sich leisten
konnte, und verbrachte seine meiste Zeit auf
politischen Versammlungen und mit dem Stu-
diumder sozialen Zustande Manchesters.«Das
stimmt natiirlich nicht ganz, denn nach zehn
Stunden Arbeit besuchte er sogar noch die
Nachtschule, um sein Englisch zu verbessern.
Diesen Aufenthalt nutzte er aber auch, seine
Sozialstudie »Die Lage der arbeitenden Klasse
in England« auszuarbeiten, die 1845 erschien,
eine Arbeit, die Marx immer wieder in hochs-
ten Tonen lobt. In einem zu Lebzeiten nicht
publizierten Manuskript heiflt es: »Die beiden
Schriftenvon Dr.Ure und Friedrich Engels sind
unbedingt die besten iiber das Fabriksystem
und beide dem Inhalt nach identisch, nur das
Ure als Knecht dieses Systems ausspricht, als
innerhalb des Systems befangner Knecht, was
Engels als freier Kritiker.«

Was Engels in seinem Buch dokumentierte,
war jedoch keine Analyse des Kapitalismus,
sondern Material, das Marx fiir die Illustration
seiner »theoretischen Entwicklung«im »Kapi-
tal« verwendete, wie er sich ausdriickt. Den-
noch war es nicht nur Engels' Buch, das Marx
fiir sein »Kapital« zu Rate zog, sondern er pro-
fitierte iiber Jahre auch von dessen Praxiswis-
sen. In den vielen Briefen, die sie austausch-
ten, erkundigte sich Marx immer wieder nach
Praktiken in der Buchhaltung oder nach Be-
rufsbezeichnungen und maschinellen Vorgan-
gen. Aber nicht nur das: Marx besuchte sogar
einen Kursan der »Royal School of Mines«, bei
Professor Robert Willis, um mechanische Pro-
zesse im Bergbau besser zu verstehen.

England war jedoch nicht nur industrieller
Vorreiter, sondern die koloniale Weltmacht
und kapitalistische Avantgarde auch in ande-
ren Bereichen. Nicht zuletzt aufgrund des ent-
wickelten Bankensystems, in dessen Zentrum
die Bank of England stand, mit dem britischen
Pfund als Weltgeld, was wiederum Kapital an-
zog, das sich dank der modernen englischen
Industrie optimal verwerten lieR. England war
umdie Mitte des 19.Jahrhundertsalsoderide-
ale Ort, um dariiber nachzudenken, was den
Kapitalismus eigentlich kapitalistisch macht.

England war auch Ursprungsland der kapita-
listischen Logik. Damit ist nicht die Erfindung
der Dampfmaschine gemeint. Damit diese neue
Antriebstechnik iiberhaupt ihren Zweck er-
fillen konnte, bedurfte es zweier Vorausset-
zungen: des modernen Eigentums und einer
Produktionstechnik, an der man die industri-

elle Revolution tatsdchlich festmachen kann.
Modernes Eigentum ist nicht allein durch das
Recht bestimmt, Dritte von Nutzungsrechten
ausschlieBen zu kénnen, sondern Eigentum
ist zentrales Moment des 6konomischen Re-
produktionsprozesses, der Akkumulation. Die
Spezifik des kapitalistischen Eigentums ist,
dass sich auf seiner Grundlage die Bewegung
G-G'vollzieht, dass aus vorgeschossenem Geld
mehr Geld wird, sich Kapital verwertet. Dafiir
bedarf es jedoch Eigentumslose, die gezwun-
gen sind, im Dienst des neuen Eigentums zu
arbeiten - als Lohnabhangige.

Der Scheidungsprozess vollzog sich im Be-
reich der Agrikultur, auf dem Land, schaffte
Grundeigentimer auf der einen und doppelt
freie Lohnarbeiter auf der anderen Seite. Die-
ser Prozessrevolutionierte die Eigentumsver-
héltnisse.Im Zuge der Einhegung und der Zer-
stérung der Gemeingiiter, der Enteignung der
Bauernschaft von Grund und Boden, wurde die
moderne Form des Privateigentums durchge-
setzt, die 6konomische Voraussetzung dafir
organisiert, dass die eigene Arbeitskraft ver-
kaufen werden musste. Marx nannte diesen
Prozess ironisch die sogenannte urspriingli-
che Akkumulation und sah England lange als
dasLand, in dem der Prozessinidealtypischer
Weise stattgefunden hatte.

Diese Voraussetzung ermoglichte laut der
Historikerin Ellen Meiksins Wood eine Dyna-
mik, die in den spezifisch englischen Bedin-
gungen griindete, der Dreierkonstellation aus
Grundeigentiimern, Pachtern und Lohnarbei-
tern.»Pachter waren gezwungen, nicht nur auf
einem Markt um Konsumenten zu konkurrie-
ren, sondern auf einem Markt fiir den Zugang
zu Land.« Diese Konkurrenz um Land brachte
den Zwang, moglichst gute Renten zahlen zu
konnen, was durch die Erhéhung der Produk-
tivitat ermdglicht werden sollte.

Aus dem Markt als Moglichkeit wurde ein
Imperativ. Um in der Konkurrenz mithalten
zu konnen, wurde die Steigerung der Produk-
tivitat das zentrale Mittel. Sie ist aufs Engste
mit dem Begriff der industriellen Revolu-
tion verkniipft. Was macht diese aus, wenn es
nicht die Dampfmaschine ist? Der Technik-
historiker Ako$ Paulinyi argumentiert, auf-
bauend auf Marx, dass die Produktionstech-
nik den Ausschlag gibt, namlich die Ablésung
der Hand-Werkzeug-Technik durch die Ma-
schinen-Werkzeug-Technik - und zwar nicht
nur punktuell, sondern als vorherrschen-
des Prinzip. Den unmittelbaren Produzenten
wurde also das Werkzeug »aus der Hand« ge-
nommen, ihre Arbeitsqualifikationen entwer-
tet. Erst indem das Werkzeug selbst Teil einer
Maschinerie wurde, konnte die Antriebskraft
(Dampfmaschine) den Arbeitsprozessin einem
MafRe beschleunigen, die mit Handarbeit nie-
mals denkbar gewesen war - ein Prozess der
sich in England zwischen 1760 und 1860 voll-
zog. Dieser Paradigmenwechselin der Produk-
tionstechnik markiert die industrielle Revo-
lution; das Elend, das sie produzierte, zeigte
Engels in seinem Buch von 1845.
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Fir Marx hingegen war England der
ideale Ort fiir die Analyse des Kapita-
lismus, weil dort die biirgerliche Gesell-
schaft in Form der Wissenschaft »Poli-
tische Okonomie« bereits friith begann,
Anschauungen von sich selbst zu erar-
beiten. Deshalb musste Marx trotz der
Studienreise von 1845, wie er es 1859
rickblickend ausdriickte, »ganz von
vorn wieder anfangen« und sich »durch
das neue Material kritisch« durchar-
beiten, weil das »ungeheure Material
fiir Geschichte der politischen Okono-
mie, das im British Museum aufgehauft
ist« einen glinstigen Standpunkt fiir die
Beobachtung der biirgerlichen Gesell-
schaft gewahrte. In den 1850er Jahren
war Marx noch ganz eingenommen da-
von, dass England den Fortschritt in die
Welt tragt - und seiesalsbrutale Koloni-
almacht.Daslasst sichin seinen Artikeln
flir die »New York Daily Tribune« (NYDT)
nachlesen. Dieses »Zeitungsschmieren«
(Marx), mit dem er sein Lebensunterhalt
verdiente, war es auch, das ihm zuneh-
mend ein schriftliches Englisch abver-
langte. Erst ab Januar 1853 begann er,
seine Artikel fiir die NYDT auf Englisch
zu schreiben, nachdem sie Engels zuvor
iibersetzt hatte. Dieser schreibt anerken-
nend: »Je t'en fais mon compliment. Das
Englischist nicht nur gut, esist brillant.«

Marx sah lange in der englischen Ent-
wicklung die Zukunft fiir andere Lander,
die Dynamik betrachtete er als alles an-
dere als zuféllig. Das anderte sich in den
1870er Jahren, seine Aussagen waren je-
doch Anlass fiir kritische Fragen, deren
Beantwortungihmallesanderealsleicht-
fiel. So konfrontierte die russische Revo-
lutiondrin Wera Sassulitsch Marx kurz
vor seinem Tod mit seinem Satz zu Eng-
land aus dem »Kapital«und fragte, wasdas
fir Russland bedeute, einem Land, indem
etwadie Dorfgemeinde eine soziale Eigen-
tumsform darstelle, die noch nicht von
der kapitalistischen Logik vereinnahmt
sei. Marx' »Kapital« wurde bereits 1872
ins Russische tibersetzt. Es war die erste
fremdsprachige Ausgabe tiberhaupt. So-
mit pragte diese den Diskurs des radika-
len Milieus in Russland, wenn auch viele
im Exillebten und, wie Sassulitschin Genf,
das»Kapital«auch auf Deutsch oder Fran-
zOsischhéttenlesenkonnen. Die Briefean
Marx formulierte Sassulitschauf Franzé-
sisch, der wiederum in der gleichen Spra-
cheantwortete und auch die franzdsische
»Kapital«-Ausgabe zur Beantwortung der
Frage heranzog.

In der 1. und 2. Auflage des »Kapitals«
schreibt Marx noch davon, dass die Ge-
schichte der »Expropriation der Arbei-
ter von Grund und Boden«als Grundlage
der sogenannten urspriinglichen Akku-
mulation »in verschiednen Landern ver-
schiedne Farbung« annehme und nur in
England ihre »klassische Form« besitze.
Inder franzésischen Ubersetzung spricht
er nicht mehr allgemein von »verschied-
nen Landern«, sondern von den »pays de
I'Europe occidentale« (den westeuropai-
schen Landern) und vermeidet den Aus-
druck »klassische Form« fiir England.
Gegen Ende des Lebens gewinnt zudem
der sich in den USA entwickelnde Geld-
und Kapitalmarkt zunehmend fiir Marx’
Analyse an Bedeutung, wie auch die Pe-
ripherie fiir ihn nicht mehr nur defizitar
gegeniiber der kapitalistischen Entwick-
lung ist. Keine zwei Jahre vor seinem Tod
kiindigt er schlieflich an, das »Kapital«
grundlegend umzuarbeiten. England be-
richtet nicht mehr von unserer Zukunft.

Und Engels? Auf die Frage August Be-
bels, ob er nach dem Ende des Sozialis-
tengesetzes, das im Herbst 1890 der So-
zialdemokratie endlich wieder erlaubte,
legale Strukturen und Publizistik zu ha-
ben, wieder nach Deutschland komme
und der sozialistischen Bewegung zur
Seite stehe, prasentierte Engels ganz un-
gewohnte Vorteile des englischen Exils:
»Seit dem Ende der Internationale ist hier
absolutkeine Arbeiterbewegungaulerals
Schwanz der Bourgeoisie, Radikalen und
fir kleine Zwecke innerhalb des Kapital-
verhaltnisses. Also hier allein hat man
Rubhe fiir theoretisches Weiterarbeiten.«

Ingo Stiitzle ist Mitglied der PROKLA-
Redaktion und betreut die Marx-Engels-
Werke beim Karl-Dietz-Verlag.

Riff-Raff

Es gibt wenige Filmemacher wie Ken Loach, den britischen Meister des Sozialrealismus

KATHRIN GERLOF

] sther kénnte die Hauptrolle in
einem Film des britischen Re-

| gisseurs Ken Loach bekommen.
Drehte er einen Film iiber eine
Pflegerin, die aus dem Nacht-

Al dienst in ihre Erdgeschosswoh-
nung bei den Garagen kommt. Die nicht ein-
schlafenkannund deshalbnoch ein Bier trinkt.
»Sie sorgt sich heute Nacht um die Welt. Sie
sorgt sich pausenlos. Sie hat keinen Schimmer,
wie sie dasblof rausbekommt aus ihrem Hirn.«

Aber Estherist eine Erfindung der britischen
Lyrikerin und Rapperin Kate Tempest. Gebo-
ren 1985 in London, 49 Jahre jinger als Ken
Loach. Tempest hat Esther und sechs anderen
Menschen in »Let Them Eat Chaos« (Sollen
sie doch Chaos fressen) eine wiitende und zu-
gleich sehr lyrische Hommage gewidmet. Ken
Loach hat in den meisten seiner Filme Men-
schen in den Mittelpunkt gestellt, denen nur
selten die Hauptrolle zugedacht ist. Obwohlsie
die Hauptarbeit machen. Den Reichtum schaf-
fen, der anderen zukommt, den Uberfluss pro-
duzieren, den andere konsumieren, die Kohle
fordern, die andere scheffeln, die Schecks zu-
stellen, die andere einldsen, die Hauser hoch-
ziehen, die andere verscherbeln, die Kinder
grolmachen, die andere ausbeuten, wenn sie
grolk geworden sind.

Tempest lebt in einer Welt, die Loach in den
meisten seiner Filme als Missgeburt vorweg-
nimmt oder beschreibt. Er ist ein Dinosaurier.
Nicht des Alters wegen - das auch -, sondern
weil er immer noch analog Filme macht. Zum
Beispiel. Das Lineare des analogen Schnitts
gebe ihm ein besseres Gefiihl fiir Rhythmus,
sagt er. Vor allem aber, weil er immer noch
Filme macht, in denen das Proletariat, Preka-
riat ist der genauere Begriff, die Geschichte
erzahlt. In Biichern iiber Film und bei Wikipe-
dia steht, er habe denitalienischen Neorealis-
mus zu einem britischen Sozialrealismus wei-
terentwickelt.

Am Anfang, ganzam Anfang, war es sogar so,
dassdieser Sozialrealismus unmittelbar etwas
bewirkte.»Cathy Come Home«entstand 1966,
wurde im Fernsehen ausgestrahlt, und han-
delt von einem Paar, das unverschuldet erst
arbeits-, dann obdachlos wird. Die gemeinsa-
men Kinder werden von den Sozialbehdrden
in Obhut genommen. Die Emporung des Publi-
kums fiihrte tatsdchlich zu einer Gesetzesan-
derung, so dass Familienin einer solchen Situ-
ation nicht mehr getrennt werden durften. So
etwas ist heute undenkbar.

Wie auch gegenwartig undenkbar ist, dass
in Kunst und Kultur (der sogenannten erns-
tenund der zur Unterhaltung) jene Menschen,
die eine Gesellschaft und die Wirtschaft tra-
gen, das Zentrum ausmachen, den Inhalt be-
stimmen, die Ausdrucksform pragen, die He-
ros sind.

Vor knapp zehn Jahren restimierte Loach in
einem Interviewlakonisch, es seiin den Sixties
sexy gewesen, links zu sein. »Uberall liberale,

progressive Stromungen. Inden 70ern wurden
sie ausgebremst, in den 80ern kam Margaret
Thatcher. Die Radikalitat wich der Regenera-
tion des Kapitals.« Vielleicht liefen sich noch
die Briider Dardenne (Belgien) nennen, die mit
Filmen wie »Zwei Tage, eine Nacht«oder »Das
Kind« Menschen ein Denkmal setzen, die an-
sonsten unsichtbar sind.

Fiir Ken Loach kam der Durchbruch mit dem
Film »Kes«-aber dies soll keine Filmerzdhlung
sein. Der 15-jahrige Billy Casper ist trotzdem
immer ein Topos geblieben. In armlichen Ver-
héltnissen aufgewachsen, Aufienseiter, die Zu-
kunft im Bergwerk scheint schon festzuste-
hen, durchbricht der Junge die Trostlosigkeit
des Seins mit Hilfe eines jungen Falken, den
er raubt und abrichtet und dem er den Namen
Kes gibt. Kein Happy End. Wie auch?

Inden Augenvieler sind die Hauptfiguren bei
Ken Loach »Riff-Raff«(Gesindel). Titelgebend
flir den 1991 entstandenen Film iiber Arbeiter
auf einer Baustelle am Rande Londons. Alle-
samt Underdogs, die einander andauernd ein
Bein stellen und zu iibervorteilen versuchen
und gleichzeitig zusammenhalten wie Pech,
weil sie den Chefs stinken wie Schwefel. Wird
als Komddie gehandelt, was ein wenig krassist,
aber Schubladen taugen eh nicht fiirs Leben.
Am Ende jedenfalls fackelt Stevie, die Haupt-
figur, die Baustelle (ein einstiges Krankenhaus,
das zu Luxuswohnungen umsaniert wird) ab.

Im Januar 2023 erschien beim Verlag S. Fi-
scher ein schmales Bandchen mit dem Titel
»Gesprach iiber Kunst und Politik«. Darin re-
den der Autor Edouard Louis (55 Jahre jiin-
ger als Ken Loach) und der Regisseur tiber die
Moglichkeiten der Kunst, ins Politische einzu-
greifen. Der Junge widmet sich in seinen Bii-
chernauto-und familienbiografisch der Frage,
wie sehr Herkunft aus und Aufwachsen in so-
zial prekdren Lebenswelten pragt, der Alte be-
schreibt in seinen Filmen vor allem, wie sich
Ausbeutungsverhaltnisse in die Korper ein-
schreiben und welche Kraft den Ausgebeute-
tenund Verfemteninnewohnt. Beide stellendie
Frage, welche Auswirkungen der Sieg des Neo-
liberalismus in ihren jeweiligen Landern hat.

Hat man die Biicher gelesen und die Filme
gesehen, ist dies kein iiberraschendes Ge-
sprach. Die Befunde der beiden sind fast de-
ckungsgleich. All die Bemiithungen, der Ar-
mut zu entfliehen oder in und trotz Armut um
Wiirde zu kampfen, sind ihnen Symptome ei-
ner Systemfrage.

Im 6ffentlichen Diskurs, sagt Ken Loach,
kdmen die Probleme, denen Menschen im All-
tag begegnen, nicht mehr vor, denn der politi-
sche Raum sei vergiftet. Und der immer noch
lebendige Trotzkist in Loach sagt: »Ich denke,
wir missten uns diejenigen, die an der Macht
sind, vom Hals schaffen. Sie werden sich nie
andern.«

Diese Haltung wohnt den Filmen inne. Die
damit auf ihre Art schwarz-weil sind, obwohl
sie einer Verklarung jener Ausgebeutetenund
Ausgegrenzten abhold bleiben. Dasist kein Wi-
derspruch. Denn »Moral ist Gliickssache und

setzt die Deckung der wichtigsten Lebensbe-
dirfnisse voraus«, schrieb Dietmar Dath in
»Maschinenwinter«. Das stimmt in die Ewig-
keit.

Und so beginnt einer der schonsten Filme
von Ken Loach, »Raining Stones«, auch damit,
dass zwei Arbeitslose, von denen der eine sich
inden Wunsch verbissen hat, seiner siebenjah-
rigen Tochter ein nagelneues Kommunions-
kleid zu kaufen, damit sie schén aussieht und
gliicklich sein kann wie alle anderen, versu-
chen, ein Schaf zu stehlen, um es spater an ei-
nen Schlachter zu verkaufen, der ihnen klar-
macht, dass sie sich einen alten Schafbock
geschnappt haben, den wohl niemand wird
essen mogen.

Ken Loach ist altmodisch. Auf eine Art, die
wirklich fehlt und Teil des Dilemmas ist. »Em-
pathie entsteht aus Solidaritat, oder? In dem
Augenblick, wo Sie imstande sind zu sagen:
»Dieser Kampf ist nicht unbedingt meiner, er
betrifft mich nicht direkt, aber ich trete aus
Solidaritat mit dieser Bewegung in Streik.c
In dem Augenblick, wo Sie zu anderen sagen:
»Okay, euer Streik, ihr habt absolut recht, die
Probleme, die ihr angeht, werden uns irgend-
wannalle betreffen, es seidenn, wir schliefen
uns euch und eurem Kampf an. Und dann kén-
nen wir unsere Kraft als Klasse einsetzen.«

Invielen seiner Filme halt mindestens einer
eine Rede dariiber, warum es so wichtig ist, in
die Gewerkschaft zu gehen. Nachdem Marga-
ret Thatcher die Gewerkschaften Grofbritan-
niens hingerichtet hat, klang dies zugleich wie
ein Abgesang und eine Beschworung. In spate-
ren Filmen ist die Resignation spiirbar. 2016
kommt »Ich, Daniel Blake«in die Kinos. Blake,
ein Zimmermann mit kaputtem Riicken, dem
die Sozialhilfe verweigert wird, stirbt am Ende
in den Toilettenrdaumen des Sozialamtes. Das
funktioniert als Gleichnis, denn in den Sozial-
amtern der einstigen Wohlfahrtsokonomien
istman immer allein. Keine Gewerkschaft, die
fiir einen kampft, schlieflich ist man arbeits-
los. Best friends sind die Ehrenamtlichen bei
der Tafel und in der Suppenkiiche.

Dievorbereitete Rede kann Blake dem Mann
oder der Frauhinter dem Schreibtisch des Am-
tes nicht mehr halten. Sie wird die Grabrede,
die eine Freundin spricht.

»[ch bin ein Mensch und kein Hund. Als sol-
cher verlange ich mein Recht. Ich verlangere-
spektvollen Umgang. Ich, Daniel Blake, bin ein
Birger. Nicht mehr und nicht weniger.«

Und Kate Tempest ldsst Esther sagen: »So
lauft das: Schufte zeitlebens fiir einen Hunger-
lohn, wenn's gut lauft, wirst du Abteilungslei-
ter, bettle um eine Gehaltszulage und streich
die gehaltlosen Tage aus deinem Playmate-Ka-
lender.«

Louis, Edouard; Loach, Ken: »Gesprach tber
Kunst und Politik«, S. Fischer 2023.

Tempest, Kate: »Let Them Eat Chaos. Sollen
sie doch Chaos fressen, edition suhrkamp
2018.
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PRIVILEGIEN-BRUTSTATTEN

Antonyme sind Worter, die das Gegenteil
dessen bedeuten, was logischerweise zu
erwarten ware. Wenn also beispielsweise
die elitarsten Bildungseinrichtungen eines
Landes als »offentliche Schule« bezeich-
net werden, wie es in England und Wales
mindestens seit zweihundert Jahren tiblich
ist. »Public Schools«, diese irreflihrende
Bezeichnung fiir die Kaderschmieden der
herrschenden Eliten, bezog sich urspriing-
lich wohl lediglich auf ihr Einzugsgebiet:
Die Internate Charterhouse, Eton, Harrow,
Rughy, Shrewsbury, Westminster und Win-
chester sowie die htheren Schulen Mer-
chant Taylors' und St. Paul's waren nicht
an Schuldistrikte gebunden. Daflir aber
umso stérker an Einkommen und sozialen
Status der Eltern. Dienten sie urspriing-
lich vorrangig der Ausbildung des milité&ri-
schen Fuhrungspersonals, waren und sind
sie bis heute die richtige Adresse flr alle EL-
tern die sicherstellen wollen, dass ihr Nach-
wuchs so friih wie maglich Herrscher-Habi-
tus lernt. Kollateralschaden an Koérper und
Seele sind dabei in Kauf zu nehmen, wie so
mache Leidensgeschichte aus dem Jungs-
schlafsaal dokumentiert. Selbstverstand-
lich gab es auch immer mal Versuche, tiber
die Schulgesetzgebung Einfluss zu nehmen
auf die staatlich anerkannten Privatschu-
len. Die erfanden dann auch pflichtschul-
dig ein paar Stipendien fur besonders be-
gabte Habenichtse, oder fiihrten, wie
mittlerweile alle auf3er Eton und Harrow,
die Koedukation ein. Was seit dem »Pub-
lic School Act« von 1868 niemals ernst-
haft versucht wurde, war die Abschaffung
dieser Privilegien-Brutstatten. Wie auch,
wenn knapp 30 Prozent der Parlamenta-
rier eine Privatschule besucht haben (bei
den Tories 41 Prozent) und die Quote bei
denjenigen, die Ministeramter bekleiden
oder gar Premierminister werden, seit Ende
des Zweiten Weltkriegs bei gut 75 Prozent
liegt. Das lasst sich auf der schonen Wi-
kipedia-Seite »List of Prime Ministers by
Education« nachlesen, wo Eton seit drei
Jahrhunderten unangefochten fuhrt. Rishi
Sunak war Internatschiler in Winchester,
und Tony Blairim schottischen »Fettes Col-
lege«, gegen jahrliche Schulgeblhren, die
im mittleren flinfstelligen Bereich liegen.
In Schottland nennen sie diese Einrichtun-
gen allerdings unabhangig statt 6ffentlich,
also »Independent Schools«. Wenigstens
kein Antonym sim

Rule, Britannia!

Wie englische Handelshduser und Reedereien den globalen Seehandel

unter ihre Kontrolle brachten

ANDREAS WASSERMANN

er die Wurzeln des globa-

len Kapitalismus sucht,

beginnt in London, und be-

ginnt lange vor der Indust-

rialisierung, der Dampfma-

schine, Friedrich Engels’
Fabrik-Erfahrungen in Manchester und Karl
Marx' Lesestunden im ehrwiirdigen British
Museum. Genau genommen beginnt die Su-
che in einem kleinen Kaffeehaus in der Tower
Street zu einer Zeit, als der bittere Aufguss aus
zerstampften Bohnen des enzianartigen Rote-
gewachses zum ersten Mal hip war, ein Schiffs-
ausriister mit 27 Fassern Schwarzpulver ver-
sehentlich die halbe City in die Luft jagte, und
vermdgende Kaufleute einen Putsch gegenden
englischen Konig finanzierten ,um einen fiirs
Geschaftsklima freundlicheren Throninhaber
zuinstallieren.

Jenes Londoner Café, benannt nach seinem
Griinder Edward Lloyd, war Ende des 17. Jahr-
hundert einbeliebter Treffpunkt von Kaufleu-
tenund Reedern, Gliicksrittern und Spekulan-
ten - eine Bihne fiirs frithe Finanzkapital. Den
Londoner Geldadel zog es vor allem in Edward
Lloyds Kaffeestube, weil hier die brandneues-
ten Nachrichten iber Schiffsungliicke, sichere
Atlantikrouten oder gefahrliche Piratennester
kursierten. Bald wird der Kaffeebrauer seinIn-
siderwissen nutzen fiir den Einstieg ins mari-
time Business. Edward Lloyd und seine Nach-
fahrenwerdenmit dazubeitragen, den frithen
Welthandel zu revolutionieren.

Lloyd wurde mit der Versicherung von Schif-
fenundihrer Fracht steinreich und ein Symbol
des Aufstiegs Englands zu einer der fithrenden
Wirtschaftsnationen. Denn jener Aufstieg ba-
sierte auf Schiffen, die alle Weltmeere kreuz-
ten; auf Handelsflotten, die nach England
transportierten, was der Neuen Welt auf der
anderen Seite des Atlantiks abgeluchst, abge-
presst oder schlichtweg geraubt wurde; und
auf Seestreitkraften, die die Schiffe der Mit-
bewerber auf diesen neuen Mérkten versenk-
tenoderihre Hafenin Schuttund Aschelegten.

Die Herrschaft zu Wasser sollte schnelle Pro-
fiteauf derbritischenInsel sichern. Die Moder-
nisierung von Produktion, Vertrieb und Rech-
nungswesen beschleunigten die maritimen
Geschafte ebenfalls. Und nicht zuletzt legte
der schrankenlose Seehandel den Grundstein
fiir den Finanzplatz London und jeneriden Me-
thoden der Profitmaximierung, die angelsach-
sische Finanzinvestoren so gewandt hinter ge-
diegener Herrenclub-Smartness zukaschieren
wissenund die 2008 schlieRlich die globalen Fi-
nanzmarkte kollabieren lieRBen.

Bereits im 18 Jahrhundert wurde der glo-
bale Seehandel in einer Art und Weise zum
Geschaft, die ein wenig an absurde Zins-Wet-
ten aus der Hochzeit des Kasinokapitialismus
erinnert. Das Zauberwort damals hief8 »Bod-
mereivertrag«. Investoren liehen Reedereien
oder Handelshausern Geld fiir aufwendige und
lange Seereisen, die nach erfolgreicher Riick-
kehrund lukrativen Geschaften entsprechend
hoch verzinst wurden. Allerdings profitier-
ten die Investoren auch dann, wenn die Reise
scheiterte, das Schiff sank oder von Piraten
iberfallen wurde. Denn die Darlehensvertrage
waren in Regel riickversichert.

Die Versicherung musste zahlen, wenn das
Schiff und die Ladung verloren gingen. Die
Kosten fiir die Versicherungspolice waren da-
beiindenDarlehenbereits eingepreist. Fiirden
Geldgeberrentierte sich das Geschaftaufjeden
Fall. Investoren, die besonders clever waren,
liehen sich das Geld dort, wo die Zinsen deut-
lich niedriger waren alsin England, und konn-
ten so ihren Deal machen, ohne eigenes Geld
und Vermogen angreifen zu miissen. »Wir ha-
ben es hier mit einer Ubertragung der damali-
gen Borsenpraktiken, deren Quintessenz da-
rin bestand, ohne einen eigenen Pfennig Geld
inder Tasche zu spekulieren, auf die Reederei
zutuns, schrieb der franzdésische Wirtschafts-

und Sozialhistoriker Fernand Braudel in seiner
»Sozialgeschichte des 15.-18. Jahrhunderts«.

Wie viele Geschichten, auf die Englédn-
der stolz sind, beginnt auch diese im Elisabe-
thanischen Zeitalter, der zweiten Halfte des
16. Jahrhunderts, als Elisabeth I, Tochter des
frauenmordenden Heinrich VIII, begann, aus
der feuchten Insel zwischen Nordsee und At-
lantik ein Weltreich zu formen. Und wie die
ProtagonistenihresZeitgenossen, des Drama-
tikers William Shakespeare, kannte auch diese
Queen da wenig Skrupel. Die Verwandte Ma-
ria, katholische Konigin von Schottland, en-
dete unter dem Hackebeil auf dem Richtklotz
und spanische Handelskoggen ausgepliindert
in den Tiefen des atlantischen Ozeans. Elisa-
bethIliel Schiffe von Auftragspiraten tiberfal-
lenundihre wertvolle Frachtrauben, vor allem
Gold aus Siidamerika. Sir Francis Drake war so
ein Auftragspirat. Der bankrotte Schiffer hatte
die koniglichen Lizenz zum Morden, Pliindern
Brandschatzen und Versklaven. Einen Teil der
Beute durfte der royale Korsar behalten, der
Rest fiel an die Krone. Britanniens Einstieg in
den neuen Markt erinnert an die Gepflogen-
heiten eines Mafiaclans, der vom Zigaretten-
schmuggelin den weitaus gewinntrachtigeren
Kokainhandel wechselt. Die Queen und ihr gie-
riger Adel professionalisierten zudem das Ge-
schaftsmodell so, dassihmauf denersten Blick
nichts Anriichiges mehr anhaftete. Am 31. De-
zember 1600 driickte Elisabeth ihr Siegel auf
ein Pergament, das einer Gruppe von 125 Kauf-
leute, die meisten davon aus angelsachsischen
Adelsgeschlechtern, das Monopol fiir den ge-
samten Handel zwischen England, dem Indi-
schen Ozean und dem Pazifik bis zur Magellan-
Strale an der Siidkiiste Chiles sicherte.

Eswar die Geburtsstunde der British East In-
dia Company, einer Aktiengesellschaft mit ei-
nem Grundkapital von damals 72.000 Pfund,
eine Summe, die heute etwa einem Wert
22 Millionen Pfund entspricht. Die erste In-
vestition war der Bau einer kleine Flotte von
finf Schiffen, die unter dem Kommando von
Kapitdan James Lancaster 1602 nach Sumatra
segelten und vor allem Gewtirze zuriick nach
England brachten.

In den darauffolgenden Jahren gab es meh-
rere solche Handelsexkursionen in den Indi-
schen Ozean, und schlieflich vereinbarte eine
Delegation der Company mit dem Grofmogul
Jahangir die Grindung von Handelsnieder-
lassungen auf den indischen Subkontinent.
Es sollte dann aber noch mehrere Jahrzehnte
dauern, bis die East India Company in Indien
wirklich Ful} fassen konnte. Zuerst mussten
die leidigen Konkurrenten aus Portugal ver-
trieben, dann die niederldndische Ostindien-
Gesellschaft ausgeschaltet werden. 1639 gin-
gendie ersten Schiffe der Companyinder Ndhe
von Madras vor Anker.

Innerhalbweniger Jahre entstand in Madras
ein Handelszentrum der Company mit eigenem
Warenlager, bewehrt mit 4 Meter dicken Mau-
ern. Und bald darauf eine Kolonialmacht, die
absichern sollte, dass sich die Geschéfte fiir die
Companyrechneten. 1661 hatte Konig Charles
II das Monopol der Company fiir das Mittel-
asien-und Fernostgeschaft nicht nur bestatigt,
sondern die Handler mit Befugnissen ausge-
stattet, die sonst nur Fiirsten und Staaten zu-
gestanden wurden. Die Company konntein In-
dien nun Recht in ihrem Sinne sprechen, eine
eigene Armee aufstellen und Krieg fithren, um
neue Markte zu erschlieRen: gegen Inder, Fran-
zosen, Portugiesen Niederldander, ganz wie es
beliebte und den Profiten dienlich war. Und
von diesem Recht machte die Company in den
folgenden zwei Jahrhunderten reichlich Ge-
brauch, wie sich in der British Library nach-
lesen lasst.

Dort, in der Nahe des Londoner Bahnhofs
St. Pancras in der Euston Road, lagern nicht
nur das Original der Magna Carta oder Song-
texte der Beatles, sondern auch interne und
personliche Dokumente der British East In-
dia Company. Insgesamt 100.000 Manuskripte,

Schriftstiicke, Briefe und Tagebuchaufzeich-
nungen von Kapitanen, S6ldnern, Buchhal-
tern, Handlern, Gliicksrittern und Abenteuern
.Die Unterlagen fiillen rund 14.000 Regalme-
ter. Der britische Historiker Robert Hutchin-
son hat sie iiber sechs Jahre lang ausgewer-
tet. Es sind Zeugnisse aus einer eigenen Welt
mit eigenen Gesetzen, die viel aussagen iiber
die britische Gesellschaft des 18. und frithen
19. Jahrhunderts - der Zeit, als die heimliche
Nationalhymne entstand: Rule, Britannia! Bri-
tannia, rule the waves. Der Zeit, als sich das In-
selreich am Rande Europas als Zentrum der
Welt fiihlte.

Fir die Company zu arbeiten, war in GroRk-
britannien eine attraktive Sache: Die Lohne
waren ordentlich und wer sich nicht ganz bléd
anstellte, konnte nebenbei kraftig dazuver-
dienen. Kapitdne der Company-Flotte durften
ganzoffiziell einen Teil der aus Indien fiir Eng-
land bestimmten Waren auf eigene Rechnung
verticken. Buchhalter in Madras oder Bombay
konnten Edelsteine, Gold und seltene Gewtiirze
zu Company-Konditionen kaufen und mit Ge-
winn privat verkaufen. Das Leben in der Kolo-
nie konnte schon sein - Tausende von Kilome-
tern entfernt von zugigen Landhdusern und
der anglikanischen Priiderie. Viele der Com-
pany-Mitarbeiter hatten indische Matressen
oder fronten gleich der landestypischen Poly-
gamie.Kapitan Thomas Williamson hielt in sei-
nem Tagebuch fest: »Einer meiner Gastgeber,
einalterer Offizier, hatte sage und schreibe 16
Frauen -jeden Typs und GréRe.« Doch die Her-
ren Wirtschaftskolonisatoren haben nicht nur
wild geliebt, sondern auch viel gesoffen. Hek-
toliterweise wurde per Schiff Wein aus Europa
herangeschafft. Und wenn die Importware
ausgetrunken war, stiegen die Kolonialher-
ren auf landestypische Alkoholika um, Palm-
wein und Arrak. Ein Anonymus notierte Mitte
des 18.Jahrhunderts siiffisant: »In Hindustan
sterben mehr Englander durch gepanschten
Schnaps als durch das Schwert.« Beim Kir-
chenmann James Cordine heillt es angewidert:
»Viele Briten pflegen ein ausschweifendes, al-
les andere als gottgefalliges Leben.«

Zugleichlittendie BriteninIndien fiirchter-
lich. Die Hitze, die hohe Luftfeuchtigkeit, die
Miicken und unbekannte Bakterien machten
den Company-Mitarbeitern arg zu schaffen.
Die Sterberate war hoch, als durchschnittli-
che Lebenserwartung fiir Mitteleuropder gal-
ten zwei Regenzeiten. Wer die iiberlebt hatte,
dem konnte in Indien nicht mehr viel passie-
ren. Viele aber iiberlebten sie nicht. Aus den
Unterlagen in der British Library geht her-
vor, dass allein in Kalkutta wahrend einer Re-
genzeit Ende des 18. Jahrhunderts ein Drittel
der gesamten britischen Bevdlkerung starb.
Ein Company-Kapitan notierte: »Das ist der
schrecklichste Ort, an dem ich jemals war, die
Hoélle auf Erden.«

Am 1.Januar 1874 wurde die British East In-
dia Company schlieflich liquidiert. 274 Jahre
nach ihrer Grindung war Indien nun nicht
mehr Privatgeschaft, sondern Staatsaufgabe.
Die Krone und die Regierung tibernahmen die
Kontrolle und die Ausbeutung der Kolonie. Die
Company war schon Jahrzehnte vorher bei Po-
litikern und Monarchen in Ungnade gefallen.
Sie galt in London inzwischen vor allem als
korrupt und ineffizient. Der globale Seehan-
delallerdings blieb bis zu Beginn des 20. Jahr-
hunderts unter der Kontrolle von britischen
Unternehmen. An jeder zweiten Fracht, die
iber die Weltmeere geschippert wurde, ver-
dienten die Briten. Es gab im 19. Jahrhundert
kaum eine der lukrativen Handelsrouten,
die nicht von Schiffen mit dem Union Jack
am Heck befahren wurden. Und wie schon
im Indiengeschaft kampften die Reedereien
und Handelshauser mit harten Bandagen. I1-
legale Preisabsprachen, Kartellbildung und
Schmiergeld-Fonds gehdrten zum britischen
Geschéftsmodell im Uberseehandel - gedul-
det und oft auch geférdert von Regierung und
Monarchie.
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Gut, aber mitV

JOHN MALAMATINAS

as Papier riecht wie immer
gut und liegt angenehm in der
Hand. Das Cover bringt die
Weltlage asthetisch pragnant
auf den Punkt. Das Logo mit

- den weilen Lettern auf feuer-
wehrrotem Hintergrund ist schon von Weitem
zu erkennen. Fiir den erfahrenen Leser, der in
der U-Bahn auf dem Weg zur geistig erfiillen-
den Lohnarbeit sitzt, ein Ausdruck von Pres-
tige und 6konomisch-politischem Intellekt, fiir
die anderen ein Hinweis, dass die Person Eng-
lisch kann. Und Freunde stellen immer wie-
der die Frage: Liest du ihn wirklich jede Wo-
che komplett durch?

Fir alle, die des hektischen taglichen Nach-
richtenrhythmus iiberdriissig sind, ist »The
Economist« wie Frischluft. Das in London an-
sassige Wochenmagazin (obwohl es sich selbst
als Zeitung bezeichnet) berichtet iiber globale
politische und wirtschaftliche Themen. Es gilt
alsmoderat, schrulligund unkonventionell. Die
Vorstellung, dass man iiber das Weltgesche-
hen genaudanninformiert sein muss, wennes
passiert, ist eine Marketingkreation von Medi-
enmarken, die hier nicht gepflegt wird. Diese
Haltung hat dem Magazin nie geschadet, ihm
stattdessen eine treue Leserschaft und konti-
nuierlich steigende Auflage beschert - aktuell
iiber 1,6 Millionen Print- und Onlineabonne-
ments und bist zu 60 Millionen Follower. »The
Economist«rihmte sich sogar einst mit seiner
geringen Auflage: In den frithen 1990er Jahren
verwendete er den Slogan: »Noch niein der Ge-
schichte des Journalismus wurde so vielund so
lange von so wenigen gelesen.« Klingt elitar —
aber die Spracheist einfach und der Inhalt ein-
steigerfreundlich.

Die »Zeit«fragte dennauch: »Mal angenom-
men, jemand wiirde alles zusammentragen,
was Medienberater Zeitungsmachern so emp-
fehlen. Angenommen, die Ratschlage wiirden
auf einer Liste stehen, jemand wiirde sich diese
Liste schnappen und dann das genaue Gegen-
teilmachen. Was fiir eine Zeitung kame dabei
heraus?« Genau: »The Economist«macht alles

anders. Dazu gehort zum Beispiel, dass keiner
der Artikelnamentlich signiert wird, alle Texte
in der Redaktion von allen kritisiert werden
konnen und jede Ausgabe als kollektives Pro-
jekt erscheint. Im Laufe der Jahrhunderte ha-
ben sich allerdings feste Regeln im Sinne von
Stil und Asthetik entwickelt.

Andererseits macht genau Letzteres mog-
lich, dass sich das Magazin als Vertreter einer
bestimmten Doktrin inszenieren kann. Und
genau die Diffusitat ermdglicht viele Allian-
zen: Es geht um nichts anderes als den Geist
des Liberalismus, der die westliche Welt seit
der Entstehung des Kapitalismus pragt. »The
Economist«reiht sich stolz in diese kampferi-
sche angloamerikanische Tradition ein und be-
hauptet seit seiner Griindung energisch, die li-
berale Sache voranzutreiben. In »Liberalismus
inseiner Ganze«(»Liberalism at Large«, Verso-
Verlag) erzahlt der Historiker Alexander Zevin
nicht nur die Geschichte des Magazins selbst,
sondern auch dessen Wirkung auf das Weltge-
schehen. Seine Untersuchung der Verlautba-
rungen des »Economist«und der Politik derje-
nigen, die sie befolgten, ergibt eine Studie iber
verschiedene Liberalismen, wie sie im Laufe
von hundertachtzig Jahren praktiziert wurden.
»Das Magazin entpuppt sich als eine Kraft, von
der man sagen kann, dass sie - dank der mi-
litdrischen, kulturellen und wirtschaftlichen
Macht Grofbritanniens und spater Amerikas
-die moderne Welt geschaffen hat, wennauch
nicht auf die Art und Weise, die viele Liberale
vermuten wiirden.« (»New Yorker«)

Der klassische Liberalismus britischer Pra-
gung, wie er im 19. Jahrhundert entstanden
ist, kombiniert 6konomische Freiheiten -
das Recht auf Privatbesitz, geringe Steuern
oder freien Handel - mit politischen Freihei-
ten - Gleichheit vor dem Gesetz, verantwor-
tungsvolles Regieren, Presse- und Versamm-
lungsfreiheit. Allerdings beantworten diese
grundlegenden Werte bis heute nicht weiter-
gehende und entscheidende Fragen des Kapi-
talismus: Wie weit geht staatliches Eingreifen?
Wie frei darf das Finanzkapital agieren? Und
wie soll der Umgang mit langfristigen Krisen
aussehen?

Das erste Pamphlet von »The Economist«-
Griinder James Wilson beschaftigte sich mit
dem Gesetz zur Beschrankung von Kornim-
porten und war somit Teil der grofen Kam-
pagne der Anti-Korngesetz-Liga fir Freihan-
del, nach dem Motto »Freie Kommunikation
mit all den Teilen des britischen Empires ist
gut, aber freier Handel mit allen Teilen der
Welt noch besser«. Die theoretischen Paten
waren politische Okonomen von Adam Smith
bis David Ricardo. Der Wirtschaftshistoriker
Scott Gordon glaubte, in einem Portrat Wil-
sons, das ein Jahr vor seinem Tod entstand,
die Kraft einer Idee zu erkennen, die bestan-
dig, wenn auch nicht gemalRigt ist: »Er sitzt
stur in seinem Stuhl, die Hande in Endgiltig-
keit gefaltet. Sein rundes Gesicht ist wohl-
wollend, aber in seinen Augen, die fest und
unbeweglich sind, und in seinem schmalen,
festen Mund ist das unverkennbare Zeichen
der Doktrin zu sehen. Es gibt keinen Unsinn
beimir, sagen sie. Ich weill, wasrichtigist,ich
arbeite hart, undich tue meine Pflicht. Was ist
die Leidenschaft dieses Mannes? Man fragt
sich, denn er hat sicher eine: gute Portrats 1i-
gen nicht. Ist es MaRigung? Abschaffung der
Sklaverei? Verhinderung von Tierquédlerei?
Bildung? Ist es all das und noch viel mehr,
denn es ist die eine Sache, das eine Prinzip,
dasdie ganze Welt zu einer harmonischen und
segensreichen Ordnung machen wird. Es ist
das Laisser-faire.«

So widerspriichlich die Facetten des Libe-
ralismus sind, so sind es auch die Meinun-
gen der Gegner iiber das Magazin. Es sei das
»Zentralorgan der besitzenden Klasse«, ein
anderer betitelte es als »Ecommunist«, weil
es ihm offenbar zu links war. Das erste Zitat
stammt von Karl Marx (genauer gesagt be-
nutzt er im »Achtzehnten Brumaire des Louis
Bonaparte« das Wort »Finanzaristokratie«),
das zweite von Silvio Berlusconi. Angriffe auf
den Liberalismus sind nichts Neues. Im Jahr
1843, dem Griindungsjahr von The Economist,
schrieb Karl Marx: »Die glorreichen Gewan-
der des Liberalismus sind abgefallen, und der
abstoRendste Despotismus steht offen vor al-
ler Welt.«

orsicht zu genieflen

Real existierender Liberalismus seit 180 Jahren und eine interessante Erfolgsgeschichte: »The Economist«

Der kanadische Auto John Ralston Saul be-
schreibt »The Economist«als eine »...[Zeitung],
die die Namen der Journalisten, die ihre Ar-
tikel schreiben, verbirgt, um die Illusion zu
erwecken, dass sie eine unparteiische Wahr-
heitund keine Meinung verbreiten. Diese Ver-
kaufstechnik, die an den vorreformatorischen
Katholizismus erinnert, iiberrascht nicht bei
einer Publikation, die nach der Sozialwissen-
schaft benannt ist, die sich am meisten fir
wilde Vermutungen und imagindre Fakten in-
teressiert, die unter dem Deckmantel der Un-
vermeidlichkeit und Genauigkeit prasentiert
werden. Die Tatsache, dass es sich um die Bi-
bel der Unternehmensleitung handelt, zeigt,
wie sehr die Weisheit der Vergangenheit das
tagliche Brot der Managerzivilisation ist.«
Dieses eher diistere Bild wird verstarkt durch
die tatsachlichen Eigentumsverhaltnisse: »The
Economist« gehort vor allem der bekannten
Fiat-Autobauer Familie Agnelli, die 2015 ih-
ren Anteilvon 4,7 Prozent auf 43,4 Prozent er-
hohte. Zuden kleineren Aktiondren des Unter-
nehmens gehéren neben der Agnelli-Familie
auch Cadbury, Rothschild, Schroder und Lay-
ton.

Das Magazin hat immer liberale Anliegen
wie die Anerkennung der gleichgeschlechtli-
chen Ehe und die Legalisierung von Drogen un-
terstlitzt und kritisiert offen den Brexit. Es
beflirwortet aulerdem konsequent Arbeits-
migration, Amnestie oder die Waffenkontrolle.
Die Positionen zu den wichtigsten aktuellen
Themen zeigen, wo es langgeht: Real existie-
render Liberalismus at its best - immer schon
pragmatisch bleiben!

DasMagazinist eininteressantes Werkzeug
- aber mit Vorsicht zu genieRen. Manchmal
wirkt »The Economist« wie ein Artefakt aus
einer Zeit, da alles noch in Ordnung schien (in
der Realitét jedoch nicht war) und das Gefiihl
vorherrschte, die Welt noch im Griff zu haben.
Die grofie Frage fiir das Magazin lautet: Wird
esihm gelingen, jetzige und kommende Gene-
rationen zu umgarnen und ihnen seine Theo-
rieund seinen Blick auf die Welt zu vermitteln?
Davon hangt nichts Geringeres als die Weiter-
existenz des liberalen Empires ab.
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Im Jahr 2014 feierte der britische Film
»Pride« des Regisseurs Matthew War-
chus bei den Internationalen Filmfestspie-
len in Cannes Premiere. Er geht zurlck in
das Jahr 1984. Die britische Premierminis-
terin Margaret Thatcher ist dabei, die strei-
kenden Bergarbeiter plattzumachen. Tote
werden billigend in Kauf genommen. Eine
Schwulen- und Lesbengruppe aus London
solidarisiert sich mit den Streikenden, sam-
melt Spenden fuir deren Familien. Die Man-
nergewerkschaft ist nicht amusiert. Aber
ein walisisches Bergarbeiterdorf empfangt
die Gruppe. Kitsch und Ernst halten sich
die Waage, die Geschichte hat schlief3lich
stattgefunden. 1985 kommen Bergarbei-
ter zum Gay Pride und bilden die Spitze des
Zuges. epd Film schrieb: »Ein schillerndes
Schauspielensemble st grof3e Themen
wie Freundschaft, Toleranz und Solidaritat
in eine Fulle intimer, wahrhaftiger Momente
auf, die auch die Klippen von Kitsch und
Sentimentalitat sicher umschiffen.« Das
mit der Sentimentalitat kann man anders
sehen und was soll an ihr schlecht sein?

Wertkonservativ trifft Queer, Welten, die
sich sonst kaum Utberschneiden - zu grof3
die Ressentiments, zu wenig Berihrungs-
punkte. Die Eiserne Lady hat es mit ihrem
Vernichtungsfeldzug gegen britische Ar-
beiterkultur moglich gemacht. »Pride«
gewann zu Recht den Publikumspreis des
Filmfestivals in Gent/Belgien und wurde
mit anderen Preisen bedacht.

Die Niederlage der Streikenden nach ei-
nem langen Jahr des Widerstands war to-
tal. Gleichzeitig jedoch ist dieses Jahr ein
Hohelied auf die Solidaritat in Zeiten der po-
litischen Pest. Die handelnden Personenim
Film sind zum grof3ten Teil historisch ver-
birgt. »Pride« ist auf jeden Fall ein auch
heute sehr sehenswerter Film. kg

Ein Spiel, ein Geschaft

Die Aufkiindigung des Solidarprinzips beim Fuball korrespondierte
mit dem neoliberalen Zeitgeist des Thatcherismus

DIETRICH SCHULZE-MARMELING

nEngland wurde FuRball deutlich eher
professionell gespielt und auch als Ge-
schaft verstanden als in Deutschland.
Auch waren die Vereine schon sehr
friith Unternehmen und befanden sich
in Privatbesitz.

Englands Rekordmeister Manchester Uni-
ted begann als Team von Arbeitern einer Ei-
senbahngesellschaft. 1878 wird im Nordos-
ten der Stadt der Newton Heath Lancashire
and Yorkshire Railway Company (LYR) Football
Club - kurz: Newton Heath FC - aus der Taufe
gehoben. Gefithrt wird der Klub aber nicht von
einfachen Arbeitern, sondern sogenannten Ei-
senbahnbeamten. Als der Newton Heath FCvor
dem Bankrott steht, kommt die Rettung in
Gestalt des wohlhabenden Brauereibesitzers
John Davies. Dieser investiert 60.000 Pfund in
den Bau des im ersten Industriekomplex der
Welt gelegenen Old-Trafford-Stadions. Aus
dem Stadtteilklub wird der Manchester Uni-
ted Football Club. Unter den FuRballfans fir-
miert er bald als »Moneybag United«.

Der Fulball und das Bier — das ist die dlteste
kommerzielle Verbindung in diesem Sport. Den
FC Liverpool wiirde es ohne Bier moglicher-
weise gar nicht geben. Denn der Klub wurde
gegriindet, um die kommerziellen Interessen
eines Bierbrauers zu befriedigen, der zwar ein
Stadion besal, aber keine Mannschaft. In den
1890ernwaren mindestens 15 Prozent der An-
teilseigner bei den Profiklubs Leute, die ihr
Geld mit dem Verkauf alkoholischer Getranke
verdienten. Bierbrauer, Hoteliers und Wirts-
hausbesitzer entdecken im Profiklub eine Brii-
cke zuihrem wichtigsten Markt - der trinken-
den Industriearbeiterschaft.

1885ist England das erste Land, das den Pro-
fifufball legalisiert. Drei Jahre spater wird in
Manchester mit der Football League die erste
nationale Fulballliga der Welt gegriindet. Die
Klubs der ersten Stunde kommen ausnahms-

losausden Industrieregionen des Nordens und
der Midlands und Stadten, die durch die Eisen-
bahn miteinander verbunden sind.

Als Vorbild dient der League die 1876 in den
USA gegriindete National League of Professio-
nal Baseball Clubs (NLB). Die USA waren ge-
wissermalfen das Geburtsland des Profisports,
der sich dort nicht mit dem ideologischen Bal-
last einer aristokratischen Sportphilosophie
herumschlagen musste. Die NLB ist die welt-
weit erste Profiliga und das erste Sportunter-
nehmen und -biindnis der Welt. Anders als bei
der Football League geht es bei der Baseball-
liga aber nicht nur um die Organisation und
Finanzierung eines professionellen Spielbe-
triebs, sondern - wie bei sonstigen Unterneh-
men des Wirtschaftslebens - um das Erwirt-
schaften von Gewinnen.

1991 bringt der englische Verband einen
Vorschlag mit dem Titel »The Blueprint for
the Future of Football«in die Diskussion, des-
sen Kernstiick eine finanziell komplett eigen-
standige Premier Leagueist, die nur noch tiber
die Aufstiegs- und Abstiegsregelung mit dem
Rest der League verbunden bleibt und folglich
nicht mehr langer mit den Klubs der anderen
drei Profi-Ligen TV-Einnahmen und Sponso-
rengelder teilen muss. Das Dokument gibt auch
die soziale Richtung an, die der Fulgball einzu-
schlagen habe. Die Klubs sollten sich »upmar-
ket«orientieren, um sich die »wohlhabenderen
Konsumenten aus den Mittelklassen zu er-
schliefen«. Die Ausrichtung auf ein »nicht-pro-
letarisches« Publikum, das andere Komfort-
anspriiche und Konsumgewohnheiten pflegt
und zahlungskraftiger ist, reflektiert den so-
zialen Wandel in den Gesellschaften Westeuro-
pas, zumal in England, wo sich die traditionelle
Industrie samt ihrer Belegschaften im Riick-
zugbefindet, wahrend der Dienstleistungssek-
tor expandiert. In den Augen der konservati-
ven »Sunday Times« hatte sich der Fulball zu
einem »Slum-Sport« entwickelt, »gespielt in
Slum-Stadien und verfolgt von Menschen aus

den Slums«. Fiir Margaret Thatcher war er ein
soziales Argernis.

Am 20. Februar 1992 kiindigen die Klubs
der 1. Division ihre League-Mitgliedschaft
auf. Drei Monate spater wird die FA Premier
League (seit 2007 nur noch Premier League)
als »Limited Company« etabliert. Das traditi-
onsreiche League-System, das wie kein ande-
resinEuropaden Solidargedanken pflegte, ist
nun Geschichte. Die Aufkiindigung des Solidar-
prinzips korrespondiert mit dem neoliberalen
Zeitgeist des Thatcherismus und wird durch
neue technische Moglichkeiten wie Satelliten-
fernsehen und das sich anbahnende Pay-TV
unterstiitzt. So gehen die TV-Rechte fiir die
neue Liga an den Satelliten- und Pay-TV-Sen-
der BSkyB, womit zundchst viele Haushalte
von der Ubertragung der Premier-League-
Spiele ausgeschlossen sind. Die 6ffentlich-
rechtliche BBC erhalt nur den Zuschlag fir
das Highlights-Paket.

Im Jahr der Griindung der Premier League
betragt der Durchschnittspreis fiir ein Ti-
cket etwa 8 Pfund. Bis 2005 steigt er auf fast
40Pfund, auch durch die »Versitzplatzung«der
Stadien. Aber trotz der Explosion bei den Ein-
trittspreisen steigt die Zuschauerzahlin allen
Ligen des englischen Profifuiballs auf ein Ni-
veau, das seit den 1960ern nicht mehr erreicht
wurde. 2004 melden einige Premier-League-
Klubs Auslastungsquoten von iiber 99 Prozent.
Fiir die gesamte Liga betragt die Quote iiber
95 Prozent.

Mit den Eintrittspreisen verandert sich die
soziale Zusammensetzung der Massen in den
Stadien, entsprechend dem auch anderswo
sichtbaren Wandel in der gesamten Gesell-
schaft. Zwar sind auf den Rangen weiterhin
alle sozialen Klassen vertreten, aber es findet
eine deutliche Verschiebung weg von den Ar-
beiternund hin zu den Mittelschichten statt -
insbesondere in der Hauptstadt London. 2002
verdient mehrals ein Drittel der Chelsea-Dau-
erkarteninhaber mehr als 50.000 Pfund pro
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Jahr, das Zweifache des Durchschnittsver-
dienstes in England.

Der bemerkenswerte Imagewandel, den der
FuRballnach der WM 1990 erfuhr, veranderte
die Haltung der Politik gegeniiber dem Spiel.
Ende der 1980er Jahre, als sich der englische
Fulballin seiner schwersten Krise befand und
mehr durch verrottete Stadien, Hooligans und
Katastrophenals durch sportliche Glanztaten
von sich reden machte, kam kein englischer
Politiker auf den verwegenen Gedanken, sich
seinem Wahlvolk als FuRballfan zu prasentie-
ren. In mittelstandisch gepragten Wahlkrei-
sen ware dies einem politischen Selbstmord
gleichgekommen. Aber beiden Unterhauswah-
len 1997 tbertreffen sich Labour- und Tory-
Kandidaten gegenseitig in ihren Bekenntnis-
sen zum »people’s game«. Vor allem Labours
Tony Blair, von Haus aus Newcastle-United-
Fan, strapaziert das Spiel.

Die Attraktivitat der Premier League lockt
nichtnurauslandische Spieler und Trainer, son-
dernauchauslédndischesKapitalan. Den Anfang
machte Chelsea. Im Sommer 2003 iibernimmt
der russische Oligarch Roman Abramowitsch
denKlubausdem gediegenenLondoner Bezirk
SWB6. Bis zu seinem Ausscheiden in Folge des
russischen Angriffs auf die Ukraine investiert
der Oligarch etwa 1, 5 Milliarden Pfund in den
Klub, der auch als »FC Chelski« firmierte. Die
Fans mdgen den Russen. Aus welchen Quellen
sich sein Reichtum speist, interessiert sie so
wenig wie seine Nahe zu Wladimir Putin. An der
Stamford Bridge singen sie: »Wennihr die Bes-
tenwollt, dann stellt keine Fragen, denn Roman
ist unser Mann. Wo's herkommt, ist ein Ratsel.
Sind es Waffen? Oder Drogen? Ist es Olaus demn
Meer?«ImMai 2022 erwirbt ein US-amerikani-
schesKonsortium den Klub zum Preis von etwa
4,6 Milliarden Euro.

2005 kauft der US-amerikanische Sportun-
ternehmer Malcolm Glazer Manchester Uni-
ted. Die Fans gehen auf die Barrikaden, einige
vonihnengrindensogar einen neuen Klub. Der
Unterschied zwischen Abramowitsch und Gla-
zer: Wahrend der Russe in den Verein Geld hi-
neinpumpt und dessen Mannschaft personell
verstarkt, holt der US-Amerikaner aus dem
Verein Geld heraus. Jahrelang investiert er
nur wenig in die Mannschaft, wahrend die Ein-
trittspreise steigen. Ein Grofteil der Summe,
die Glazer fiir den Kauf des Klubs aufbringen
muss, wird von Banken und Hedgefonds gelie-
hen. Die Schulden werden auf den Klub umge-
schrieben. Mittlerweile steht United zum Ver-
kauf. Der Kaufpreis: 5 Milliarden Euro.

Der FCLiverpoolgehort seit 2010 der Fenway
Sports Group (FSG), ebenfalls ein US-amerika-
nisches Sportunternehmen, das aber deutlich
sensibler agiertals die Glazer-Familie. Arsenal
Londons Eigentiimerist der US-amerikanische
Unternehmer Stan Kroenke. Manchester City
gehort der City Football Group (CFG), die sich
mehrheitlich im Besitz der Herrscherfamilie
des arabischen Emirats Abu Dhabi befindet.
Newcastle Uniteds Eigentiimerist ein vom sau-
dischen Staatsfonds Public Investment Fund
angefiihrtes Konsortium. Manchester City und
Newrcastle sind »state owned clubs«, die, an-
dersalsdie von Sportunternehmern gefiihrten
United und Liverpool, markwirtschaftliche Ge-
setze ignorieren diirfen. Nicht finanzielle Ge-
winne sind das Ziel. Es geht um »sportwashing«
und politische Einflussnahme. Fiir die Fansin
Manchester und in Newcastle sind die Men-
schenrechtsverletzungen in den Vereinigten
Arabischen Emiraten und in Saudi-Arabien
kein Thema. Im Gegenteil: Die neuen Besitzer
wurden bei ihrer Ankunft frenetisch gefeiert.

Vonden prominenten Namen des englischen
FuRballsbefindet sich einzig und allein Totten-
ham noch in »englischen Handen«, namlich in
denen der Investmentgesellschaft ENIC des
Milliardars Joe Lewis.

Die Premier League ist heute de facto eine
Weltliga. Der als »the Greatest Show on Earth«
(groRte Show der Erde) beworbene Wettbewerb
wird heute in insgesamt 195 Landern gezeigt
undist seit 2001 die weltweit am meisten ver-
folgte Sportliga. Die Einnahmen aus der Aus-
landsvermarktung iibersteigen mittlerweile
die aus den Vertragen mit den einheimischen
TV-Anstalten. In der Rechteperiode 2022 bis
2025 kassiert die Premier League 6,2 Milliar-
den Euro von internationalen Networks und
etwa 6 Milliarden aus der nationalen Fernseh-
vermarktung. Das »Mutterland des FuBballs«
stelltnur noch die Biihne. Das Sagen haben an-
dere.

Dietrich Schulze-Marmeling ist Sachbuch-
autor und schrieb zahlreiche Fuf3ballbicher.
https://www.schulze-marmeling.com/

Alter Machtglauhe

Gewalt gegen Frauen gehdrt noch immer zum Alltag. Es mangelt an
bedarfsgerechten Hilfen und politischem Willen, das zu dndern

PAULA HANSEN

igentlich mochte man so etwas weder lesen noch
sich wirklich vorstellen: In den Kopf geschossen.
Erstochen. Erstickt. Erwiirgt. Erdrosselt. Erschla-
gen. Uberfahren. So werden Frauen getdtet. Jahr
fir Jahr. Nicht von Fremden, sondern vom eige-
nen Mann, dem Lebenspartner, dem Ex-Gatten
oder einem Stalker. In Deutschland und Frankreich, so sagt
die Statistik, totet fast an jedem dritten Tag ein Mann die Frau
an seiner Seite. Das sind im jeweiligen Land jahrlich 120 geto-
tete Frauen. Abrupt abgebrochene Leben. In der Tiirkei sind es
fast viermal so viele. Doch das Phdnomen Femizide - Frauen
und Madchen werden getdtet aufgrund ihres Geschlechts - ist
global. Es reicht von Lateinamerika tiber Afrika und Europa
bis hin nach Asien. Und es ist auch nicht so, dass die Taten ver-
steckt oder ausschlieRlich hinter den Tiiren privater Rdume
stattfinden, sondern mitten unter uns. An 6ffentlichen Orten,
auf Straken und Platzen. Auch ist es nicht so, dass nichts dart-
ber zulesen, zu horen oder zu sehen ist. Ganz im Gegenteil, me-
dial werden diese Grausamkeiten sehr wohl aufgegriffen. Von
Boulevardmagazinen und -zeitungen gern auch ausgeschlach-
tet und als »Familiendrama« ausgeschmiickt.

Nattrlich ist es eine menschliche Tragddie, aber es steckt so
sehr viel mehr dahinter, so Christina Clemm. Seit 1996 steht
die Strafverteidigerin Frauen, denen Gewalt angetan wurde,
die diese tiberlebt und angezeigt haben, zur Seite. Im Gerichts-
saal erlebt sienicht selten, dassimmernoch vonseiten der Rich-
ter:innen den korperlich und seelisch verletzten Frauen die
Frage gestellt wird, warum sie denn in der Gewaltbeziehung aus-
geharrt hatten. Aullerdem wiirde »den Frauen nicht geglaubt«.
Dabei leben sie, so Clemm, »in starken, nicht zuletzt auch 6ko-
nomischen Abhangigkeiten«. Fiir die Frauen seies »einriesiges
Problem«, nach der Flucht vor dem gewalttatigen Partner eine
eigene Wohnung und fir die Kinder einen Kita- oder Hortplatz
zu finden. Das jedoch sei eine der »Voraussetzungen, um sich
von einem gewalttdtigen Partner auf Dauer zu 16sen«. Die an-
haltende Wohnungsnot, die kaum noch bezahlbaren Mieten, die
Verdrangung - gerade in Ballungsgebieten - machen es denbe-
troffenen Frauen fast unmaglich, eine raumliche Trennung aus
eigener Kraft zu schaffen. Dariiber hinaus bleibt die Frage fiir
sie: Wie stemme ich allein das Leben danach finanziell?

Birgit Sauer, Professorin fiir Politikwissenschaft mit Schwer-
punkt Governance und Geschlecht an der Universitat Wien, ist
davon iberzeugt, dass Gewalttaten gegeniiber Frauen nur dann
erfolgreich bekampft werden kénnen, wenn auch die gesell-
schaftlichen Strukturen und Vorstellungen hinterfragt wer-
den. Kaum ein europaisches Land, so die Expertin in einer EU-
weiten Studie des Europaischen Instituts fiir Gendergleichheit
(EIGE), arbeite wirklich gut praventiv zum Schutz der Frauen
vor Gewalt.

Ausgenommen Spanien. In der Prdambel des dortigen Gewalt-
schutzgesetzes heillt es: »Es ist Gewalt, die sich gegen Frauen
richtet, weil sie Frauen sind, weil sie von ihren Angreifern als
rechtlos angesehen werden: ohne Recht auf Freiheit, Recht auf
Respekt, Recht auf eigene Entscheidung.« Erstaunliche Fest-
schreibungenin einem Land, das tief katholisch gepragt ist. Im
Jahr 1997 gab es allerdings einen unvorstellbaren Anlass. Da-
nach ging dasbisherige Wegsehen, wenn esum Gewalttaten ge-
genFrauen ging, nicht mehr. Ana Orantes hatte in einer Fernseh-
sendung offentlich gemacht, dass ihr Ex-Mann sie 40 Jahre lang
geschlagen und vergewaltigt hatte. Zwei Wochen danach iiber-
goss er sie mit Benzin und ziindete sie an. Sie, die sich endlich
getraut hatte, aus der ehelichen Gewaltspirale auszubrechen,
verbrannte bei lebendigem Leib. Es war eine Hinrichtung. Da-
nach gingen die entsetzten und empdrten Spanierinnen nicht
mehr von der Stralle, und es anderte sich vieles. Beispielsweise
wurde das landesweite Hilfetelefon rund um die Uhr besetzt. Im
2004 beschlossenen Gesetz gegen hausliche Gewalt wurde die
besondere Schutzbedirftigkeit von Frauen festgehalten. Man

[ L]

liest dort, Frauen werden Opfer mannlicher Gewalt, weil sie
eben nicht gleichgestellt sind. Auch kérperlich unterlegen und
vielfach von den Partnern 6konomisch abhdngig sind. Die linke
Regierungrichtete eigene Staatsanwaltschaften zu Verfolgung
hauslicher Gewalt ein. Ein Punkt, denauch Christina Clemm als
Juristin schonlange fiir die Bundesrepublik fordert. Richter:in-
nen in Spanien miissen bei einer Gewalttat innerhalb von drei
Tagen entscheiden, ob der Tater praventiv in Gewahrsam ge-
nommen wird. Die betroffenen Frauen mitsamt ihren Kindern
erhalten bei Bedarf Polizeischutz. Und enorm wichtig: Im Fall
einer Trennung und einer bestehenden 6konomischen Abhan-
gigkeit erhalten die Frauen vom Staat Sozialhilfe. Priigelnde
Vater laufen Gefahr, das Sorgerecht fiir ihre Kinder entzogen
zu bekommen. Staatliche, juristische und soziale Mafnahmen
laufen hier zusammen. Und diese Koordination zeigt Wirkung.
Die Femizide in Spanien gingen zurtick.

Der Schutz der Frauen vor Gewalt braucht politischen Wil-
len.Dann flieRen auch Gelder in Strukturen, in Personal, in Un-
terstiitzungssysteme. Birgit Sauer, die dsterreichische Frauen-
forscherin, spricht von »tolerierter Totung«, wenn staatliche
Institutionen keine Gesetze und Mechanismen schaffen bzw.
MafRnahmen ergreifen, um Femizide und andere Gewalttaten
zu verhindern. Dann werde hingenommen, dass Frauen auf-
grund ihres Geschlechts ermordet werden. Das alte Glaubens-
muster, Manner hatten das Recht, iiber Frauen zu bestimmen,
muss gebrochen werden. Auch die wie in Stein gemeilelten Vor-
stellungen, was Médnner diirfen und wie Frauen zu sein haben.
Es geht um Macht, um Kontrolle, um Besitz, um Verfiigungsge-
walt. Wenn Frauen den Schritt wagen und sich trennen, verlie-
ren die Manner das alles. »Ausschlaggebend ist der Moment,
in dem der Mann das unwiderrufliche Ende der Beziehung und
damit auch den endgiltigen Kontrollverlust iber die Ex-Part-
nerinrealisiert«, schreibt Rechtspsychologin Luise Greuel. Aus
der Gewaltstudie von Monika Schrottle 1dsst sich erkennen,
dass Mannergewalt zwar alle Frauen in der Gesellschaft trifft,
zweiGruppen aber besonders haufig betroffen sind: »Frauen mit
gar keinen Ressourcen und Frauen, die hoch gebildet sind und/
oder materiell mit ihrem Partner auf Augenhohe oder iiberle-
gen sind.« Zur ersten Gruppe gehoéren Frauen, die sich schlecht
wehren kénnen und oftmals, auch in finanzieller Hinsicht, voll-
kommen abhangig von ihren Mannern sind. Die Griinde fiir die
Gewalt der Partner in der zweiten Gruppe sieht Schroéttle da-
rin, dass »er frustriert ist und nicht ertragt, dass seine Frau er-
folgreicheristalserundsichnicht vonihm kontrollieren lasst«.

In Deutschland existieren Ankiindigungen, um Frauen zu
schiitzen. Der jetzige Koalitionsvertrag der Ampelregierung
verspricht eine Regelfinanzierung der Frauenhauser. Auch eine
professionelle Arbeit mit den Tatern, bedarfsgerechte Hilfesys-
teme. Im Sommer 2022 kiindigte Bundesjustizminister Marco
Buschmann an, das Strafgesetzbuch dndern zu wollen, damit
Gewalttaten gegen Frauen kiinftig strenger bestraft werden
konnten. Was fehlt, ist ein den Gegebenheiten entsprechendes
Gewaltschutzgesetz. Es liegt nach wie vor auf Eis. Deshalbnoch
einmal zur Erinnerung: Jahrlich sterben in Deutschland mehr
als 100 Frauen durch Femizide. Noch einmal so viele werden
verletzt. Die betroffenen Kinder noch gar nicht mitgezahlt. Ge-
walt gegen Frauen, so Christina Clemm in ihrem Buch »Akten-
Einsicht«, seiseit Langem ein Problem, und doch ist die Dimen-
sionin der Offentlichkeit bzw. auBerhalbvon Expert:innen-und
Fachkreisen kaum bekannt. Es ist hochste Zeit, das zu andern.
Wir brauchen ein Hinschauen. Dringend

Clemm, Christina: »AktenEinsicht. Geschichten von Frauen und
Gewalt«, Miinchen 2020.

Cruschwitz, Julia; Haentjes, Carolin: »Femizide. Frauenmorde in
Deutschland«, Stuttgart 2021.

Zimmer, Gisela: »Femizide in Deutschland —
(k)ein Einzelfall. Fakten und Hintergriinde zur Gewalt gegen
Frauen«, Dezember 2022, Rosa-Luxemburg-Stiftung.
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»Der Staat ist Schutzengel
des Finanzkapitals«

Fabio Vighi Giber die Rettung der Wirtschaft durch Covid und die damit einhergehenden

sozialen Verwistungen

Wéahrend der Pandemie schien
der Kapitalismus pldtzlich ein
menschliches Antlitz zu bekom-
men: Wir retten Menschenle-

ben, selbst wenn es der Wirtschaft
schadet! Sie sagen: Es war genau
umgekehrt. Die Lockdowns haben
die Wirtschaft gerettet und
menschlich eine Verwiistung an-
gerichtet. Wie kommen Sie
darauf?

Der Grund ist ganz einfach: Der
eigentliche Patient in dieser Krise
ist der Kapitalismus. Unmittelbar
bevor Covid auftauchte, standen wir
vor einer weiteren groflen Finanz-
krise, deren Ausmalk die Krise von
2008 zu iibertreffen drohte. Im
Sommer 2019 verdffentlichten die
Bank fiir Internationalen Zahlungs-
ausgleich und der Vermdgensver-
walter Blackrock mehrere Berichte
und Arbeitspapiere, in denen sie vor
einem Crash warnten. Sie forder-
ten »beispiellose Maknahmen«und
eine »unkonventionelle Geldpoli-
tik«. Die Idee war, den Finanzsektor
mit ungeheuerlichen Mengen

Geld zu fluten, um einen Kollaps zu
verhindern, wenn die Blasen an-
fangen zu platzen. Blasen entstehen,
wenn die Vermogenswerte, nichts
mehr mit dem tatsachlichen Wert
zu tun haben. Man wettet blok die
ganze Zeit mit billigen Krediten auf
kiinftige Gewinne. Irgendwann
fliegen diese leeren Wetten auf. Der
folgende Dominoeffekt reilt dann
alles in den Abgrund. Es gentigt ein
kleiner Vorfall, zum Beispiel eine
kleine Erhéhung der Zinsen, also
der Kreditkosten, um die Blasen
zum Platzen zu bringen. Im Septem-
ber 2019 geschah genau das.

Die Zinsen im Repo-Markt - einem
wichtigen Markt fiir sehr kurz-
fristige Kredite - stiegen sprung-
haft an. Der Patient lag sozusagen
schon auf der Intensivstation. Die
Zentralbanken begannen sofort,
riesige Summen Geld in den Finanz-
sektor zu pumpen. Zentralbanken
haben dieses Privileg, Geld zu er-
zeugen, indem sie einfach eine Zahl
in einen Computer tippen. Es war
klar, dass keine Summe zu hoch sein
wiirde, um den Patienten zuretten.

Aber was hat das alles mit den
Lockdowns zu tun?

Wenn man so viel Geld per Maus-
klick aus dem Nichts in die Finanz-
okonomie pumpt, entsteht die
Gefahr einer Hyperinflation in der
Realdkonomie mit unabschatzba-
ren Folgen. Diese Gefahr kann man
kontrollieren, wenn man die
Realtkonomie drosselt. Je weniger
produziert und konsumiert wird,
desto weniger Geld ist im Umlauf
und desto geringer die Inflation.
Die Lockdowns hatten genau diesen
Effekt. Sie zogerten die Inflation
hinaus, die man durch die monetare
Flutung der Finanzmarkte ver-
ursacht hatte. Die Folgen der Geld-
schwemme lieen sich so besser
kontrollieren. In dieser Hinsicht
kam Covid mehr als gelegen. Man
konnte die tickenden Bomben im
Finanzsektor entscharfen und
gleichzeitig den Inflationsschub
hemmen.

Gleichzeitig hat der Staat aber
auch viele Unterstiitzungspro-
gramme auf den Weg gebracht.

Da ging es weder um die Rettung
der Finanzindustrie, noch machte
man sich allzu viele Sorgen um
die Inflation.

In der Tat dachten viele Menschen,
vor allem auch viele Linke, der
Staat stehe in dieser Krise schiit-
zend an ihrer Seite. Diese Vor-
stellung impliziert aber, dass der
Staat irgendwie unabhangig vom
Kapital sei. Das ist eine falsche und
sehr naive Einschatzung, gerade-
zu eine Fetischisierung des Staates.
Unter Linken ist das leider kein
neues Phanomen. In Wirklichkeit
ist der Staat schon seit langer

Zeit eine Art Schutzengel des Kapi-
tals, insbesondere des Finanzka-
pitals. Der Staat und das Finanzka-
pital sind heute lediglich zwei
Seiten derselben Medaille. Wir nen-
nen das dann euphemistisch Pri-
vate-Public-Partnership. Das ist be-
reits eine ideologische Verdrehung.
Ihren Hohepunkt hat diese ideolo-
gische Manipulation aber in dem
Kunststiick gefunden, die Leute da-
von zu Uberzeugen, dass die Pan-
demiepolitik ethisch gut und im In-
teresse der Bevdlkerung gewesen
sel.

Und die Rettungspakete?

Man darf nicht vergessen, dass
parallel zu diesen Hilfen kleine und
mittlere Unternehmen dauerhaft
pleitegingen. Ich spreche auch von
einer kontrollierten Zerstérung.

Da wurde nichts gerettet. Die Hilfen
fiir die Bevolkerung sind ein paar
Kriimelchen, wenn man sie mit den
gigantischen Summen vergleicht,
die in den Finanzsektor gepumpt
wurden. Es war also ein grofzer
Fehler, vor allem der Linken, eine
solche Hoffnung in den Staat zu
setzen.

Die Linken haben versagt, weil

sie die Krise falsch interpretiert
haben?

Nicht nur das. Wir miissen auch

zur Kenntnis nehmen, dass parado-
xerweise die Finanzindustrie
beziehungsweise die Politik, die ihr
in Krisenzeiten zu Hilfe eilt,
ideologisch auf ehemals linke Slo-
gans und Forderungen zuriickgrei-
fen. Solidaritat, Schutz der Schwa-
chen, Opfer bringen fiir das Gute -
all diese Selbstbeschrankungen,
moralischen Erpressungen und die
Erzeugung von Schuldgefiihlen
weisen eine grofle Schnittmenge
zur zeitgenodssischen Linken auf. Es
braucht diese humanitare, ethische
Rhetorik, um solch drastische Maf-
nahmen wie einen Lockdown
durchzusetzen. In diesem Sinne
haben die Linken nicht einfach

nur etwas falsch verstanden, son-
dern sie spielten das kapitalis-
tische Spiel, und zwar oft noch bes-
ser als die Rechten. Die Linken

sind zu Komplizen einer neuen Form
des Kapitalismus geworden, die ich
Notfall-Kapitalismus nenne. Dieser
Notfall-Kapitalismus hangelt sich
von Katastrophe zu Katastrophe.
Das gegenwartige System bekampft
diese allgegenwartigen Katastro-
phen nicht, es braucht sie.

Katastrophen waren seit jeher
eine lukrative Angelegenheit fiir
den Kapitalismus. Auch Krisen
sind so alt wie der Kapitalismus

selbst. Was ist soneuan dem,
was Sie »Notfall-Kapitalismus«
nennen?

Dazu missen wir uns anschauen,
was seit den 1970er Jahren
passiert ist. Hier wurde das Ende
der Arbeitsgesellschaft und des
Konsumkapitalismus eingeldutet.
Aus zwei Griinden: Erstens waren
die Grenzen der Profitsteigerung
erreicht, die lukrative Kombina-
tion aus Massenproduktion, Mas-
senkonsum und Wohlfahrts-

staat rentierte sich nicht mehr,
das Wachstum stagnierte.
Zweitens begann zu diesem Zeit-
punkt die Dritte industrielle
Revolution. Die sogenannte Digita-
lisierung fiihrte zu einer sukzessi-
ven Ersetzung menschlicher Ar-
beitskraft. Diese Entwicklung
trifft uns heute mit voller Wucht.
Es stehen immer weniger Men-
schen am Fliefband. Die Arbeit
wird von Maschinen gemacht.

Sie montieren Autos in Fabriken,
fithren Operationen in Kranken-
hausern durch, sortieren Biicher
in Bibliotheken oder kassieren

in Supermarkten. Das ist ein Pro-
blem, nicht nur fiir die Leute, die
ihre Jobs verlieren, sondern auch
fiir das Kapital. Denn Profite im
klassischen Sinne entstehen nur
dort, wo menschliche Arbeitskraft
verwertet wird und das Kapital
Mehrwert abzwacken kann. Ma-
schinen sparen zwar Lohnkosten,
erzeugen aber keinen Mehrwert.
Es findet keine Wertschopfung
statt. Das Kapital kann also in der
Realdkonomie keine Profite
mehr machen und fliichtet sich in
die Finanzspekulation.

Und dort entstehen dann die
Notfalle?

Sozusagen. Der heutige Kapitalis-
mus investiert nicht in Arbeit,
sondern in Finanzprodukte. Aber
die Spekulation erzeugt nattir-

lich auch keinen »echten Wert«.
Stattdessen bilden sich Blasen.
Drohen sie zu platzen, intervenie-
ren die Zentralbanken mit einer
Geldschwemme. Aus der Geld-
schwemme folgt die Gefahr einer
Hyperinflation, die sich nur mit
irgendwelchen NotfallmaRnahmen
oder Ausnahmezustanden be-
waltigen lasst. Es geht nicht darum,
punktuell aus irgendwelchen Not-
standen Profit zu schlagen. Vielmehr
muss der Notfall méglichst durch
immer neue Katastrophen auf Dauer
gestellt werden, um den Finanz-
marktkapitalismus kiinstlich am
Leben und die Inflation im Zaum

zu halten. Das ist eine Verlangerung
der Agonie, ein Kollaps in Zeitlupe.
In einer solchen Situation sind Kata-
strophen, Ausnahmezustande und
Lockdowns keine wirtschaftliche
Gefahr, sondern niitzlich fiir

das Inflationsmanagement. In den
1960er Jahren, als der Konsum-
kapitalismus noch boomte, hatte
man sich angesichts einer Gesund-
heitskrise niemals entschlossen,
eine florierende Wirtschaft zu
gefahrden. Das Virus konnte eine
solche Wirkung nur im Finanz-
marktkapitalismus entfalten.

Manche sagen, Big Data biete
einen Ausweg aus der leeren
Finanzmarktspekulation. Die

Digitalisierung, so das Argument,
schaffe neue Branchen, die

auch der Realékonomie zu einem
Aufschwung verhelfen konnten.
Ich denke, die Bewirtschaftung
von Daten hatte im Konsumkapita-
lismus sehr gut funktioniert. Die
ganze Datenverwertung hangt von
Konsumgewohnheiten und Wer-
bung ab. Das heift, man braucht
eine Bevolkerung, die viel kon-
sumiert. Genau das ist heute aber
nicht mehr der Fall. Die Leute
werden immer drmer und kénnen
sich immer weniger Produkte
leisten. Warum dann viel Geld fiir
personalisierte, zielgenaue Wer-
bung ausgeben? Aus meiner Sicht
geht esbei der Digitalisierung
nicht so sehr ums Geschaft, son-
dern eher um Uberwachung. In
einer digitalisierten Gesellschaft
lasst sich die Bevolkerung sehr
viel leichter kontrollieren - und
das wird notig sein, wenn sie
immer weniger Jobs und Konsum-
gliter in Aussicht hat und immer
mehr verelendet. Es kann allerdings
auch sein, dass sich die Leute mit
Freude ihre eigenen Fesseln anle-
gen, wenn sie das Gefiihl haben,

es diene einer guten Sache. Man
sieht ja, wie begeistert sich viele
in die Selbstisolation begeben
haben, die Heizung runterdrehen
oder die eigene Armut als nach-
haltige Selbstgeniigsamkeit gut-
heiRen.

Das sind diistere Aussichten.

Ja, wir befinden uns in einer Sack-
gasse. Aus kapitalistischer Sicht
gibt es keinen Ausweg. Wenn man
noch mehr Geld in den Finanzsek-
tor pumpt, hat man ein Problem mit
der Inflation oder sogar Hyper-
inflation und muss irgendwie die
Real6konomie runterfahren.
Wenn man hingegen die Zinsen
erhoht, also Geld teurer macht,
wie es derzeit vorsichtig versucht
wird, riskiert man einen Crash,
denn das ganze System basiert auf
billigen Krediten. Es ist also eine
Lose-lose-Situation. Der Patient
kann sich lediglich aussuchen,
welchen Tod er sterben will. Falls
man in einer solchen Lage tber-
haupt noch etwas tun kann, gilt es
zu verstehen, was vor sich geht.
Erst dann kann man sich der grofRen
Frage widmen, wie das gesell-
schaftliche Leben anders organi-
siert werden konnte - jenseits

der kapitalistischen Kategorien,
die obsolet geworden sind.
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»Wer die Wirtschaft kontrolliert,
Ist letztlich eine Klassenfrage«

In den USA haben sich im Kalten Krieg die militdrische Agenda und keynesianische ldeen zum
Militarkeynesianismus verbunden

Herr Barker, Sie haben zum Mili-
tarkeynesianismus promoviert.
Konnten Sie IThre Definition des
Keynesianismus erlautern? Wie
unterscheidet er sich von anderen
Wirtschaftstheorien?

Der Begriff Keynesianismus bezieht
sich auf den britischen Wirtschafts-
wissenschaftler John Maynard
Keynes. Ich verwende jedoch eine
umfassendere Definition des
Keynesianismus, die sowohl ein
Verstandnis der Funktionsweise
der Wirtschaft als auch eine
politische Idee zur Losung wirt-
schaftlicher Probleme beinhaltet.
Dem Keynesianismus zufolge sind
die grundlegenden makrodkonomi-
schen Variablen wie Beschéftigung,
Produktion und Wirtschaftswachs-
tum mit der aggregierten Nach-
frage verbunden. Dies steht im
Gegensatz zu der dlteren, in der
konservativen Wirtschaftswissen-
schaft immer noch vorherrschen-
den Vorstellung, dass sich Angebot
und Nachfrage auf lange Sicht
automatisch ausgleichen. Der
Keynesianismus geht von der
Pramisse aus, dass es den Fall geben
kann, dass die Nachfrage nicht
ausreicht, um alles zu konsumieren,
was produziert wird oder produ-
ziert werden konnte. Als Reaktion
auf dieses Nachfrageproblem
befiirwortet der Keynesianismus
eine politisches Nachfragemanage-
ment, bei dem der Staat entweder
direkt fiir Nachfrage durch staatli-
che Investitionen oder Konsum
sorgen und Anreize fiir Investitio-
nen der Privatwirtschaft schaffen
kann.

Was ist die Beziehung zur Vollbe-
schaftigung?

Der Keynesianismus kann nur als
Reaktion auf die globale Krise des
Kapitalismus in den 1930er Jahren
verstanden werden, die zu einer
anhaltenden Massenarbeitslosig-
keit fiihrte. Diese Arbeitslosigkeit
konnte mit der bestehenden
Wirtschaftstheorie einfach nicht
erklart werden. Die Krise fiihrte zu
einer neuen Politik, in deren
Mittelpunkt die Notwendigkeit
stand, Vollbeschaftigung notfalls
mit politischen Mitteln zu garantie-
ren. 1946 iibernahm die US-Regie-
rung mit dem Employment Act
offiziell die Verantwortung fiir die
Schaffung maximaler Beschafti-
gung, was den Beginn der Regie-
rungsverantwortung fir die
Steuerung der Gesamtwirtschaft
iiber die Nachfrage markierte.
Dieser Zeitpunkt war auch deshalb
von Bedeutung, weil er mit dem
Beginn des Kalten Krieges zusam-
menfiel, mit der Truman-Doktrin
fir Griechenland und die Tirkei,
dem Marshallplan, der Grindung
der NATO und dem Koreakrieg. All
das hatte einen grofRen Einfluss auf
die Wirtschaft. Diese historische
Verflechtung der keynesianischen
Nachfragesteuerung und des
Kalten Krieges war der Ausgangs-
punkt fiir mein Forschungsprojekt.

Beeindruckt hat mich das Zitat
eines Generals der US-Luftwaffe,
der sagte: »Solange wir unter der
Vollbeschéftigung liegen, kann ein
Defizit positive Auswirkungen
haben.«Ich war {iberrascht, ein

Mitglied des Militdrs so offen iiber
die Wirtschaftspolitik sprechen
zu horen.

Ich liebe dieses Zitat! Generale
haben in der Geschichte schon
immer mehr Geld gewollt, aber
dieses Zitat ist ein spezifischer
theoretischer Bezug zu keynesiani-
schen Ideen. Ich habe mich gefragt,
wie es sein kann, dass ein General
der Luftwaffe nicht nur mehr Geld
fordert, sondern dafiir auch diese
spezielle keynesianische Argumen-
tationsform verwendet. Ich glaube,
dass sich die Griinder der Air Force
in den spaten 1940er Jahren, als die
USA eine unabhangige Luftwaffe
schufen, sehr bewusst waren, dass
die Luftstreitkrafte eine breite
Basis von Unterstiitzern brauchten.
Zu diesem Zeitpunkt schloss die
Luftwaffe Biindnisse mit der
Flugzeugindustrie. Innerhalb der
Regierung vertraten die Wirt-
schaftswissenschaftler, die eine
starke Aufriistung des Militars
anstrebten, das keynesianische
Argument, dass sich die USA eine
Aufriistung leisten und sogar davon
profitieren kénnten, solange es
ungenutzte Ressourcen gebe. So
fanden verschiedene Gruppen, die
ihre eigenen Ziele verfolgten, in
diesem Argument eine gemeinsame
Basis.

Ist Militdrkeynesianismus also
nur die Verbindung zwischen
einer militarischen Agenda und
keynesianischen Ideen? Oder
verschmelzen beide zu einem
neuen Ganzen?

Das ist die knifflige Frage. Es
handelt sich nicht um eine einfache
Verschworung, wie einige radikale
Linke meinen. Niemand hat sich in
einem Raum zusammengesetzt und
das alles gemeinsam geplant. Es ist
auch kein reiner Zufall, wie in der
liberalen Sichtweise, in der all diese
Ausgaben nur aufgrund unkontrol-
lierbarer internationaler Ereignisse
entstanden sind. Der Kalte Krieg
wurde nicht begonnen, um Arbeits-
platze in den USA zu schaffen, aber
seine Auswirkungen wurden als
starkes Argument fiir ihn aner-
kannt. Das Dokument NSC 68 (Anm.
d.Red.: ein geheimes US-Strategie-
papier aus dem Jahr 1950) ist ein
Beispiel dafiir, wie ausdriicklich mi-
litarisch-keynesianische Argu-
mente vorgebracht und verwendet
wurden, um Unterstiitzung fir den
Kalten Krieg zu gewinnen. Dies
zeigt, dass der Kalte Krieg eine
wirtschaftliche Dimension hatte
und dass sich die Beteiligten dessen
bewusst waren.

Sie sind Historiker. Geben Sie mir
ein paar Daten.

Die Geschichte des militarischen
Keynesianismus lasst sich bis in die
spaten 1930er Jahre zuriickverfol-
gen, als das Konzept der Militaraus-
gaben als Wirtschaftsanreiz Gestalt
annahm. John Maynard Keynes
schrieb 1940 einen Aufsatz, in dem
er feststellte, dass eine kapitalisti-
sche Demokratie das, wovon er
spricht, nur unter Kriegsbedingun-
gen tun wiirde. Die totale Mobilisie-
rung wahrend des Zweiten Welt-
kriegs bewies, dass seine Theorien
im GroBen und Ganzen zutrafen.
Nach dem Krieg wollte man jedoch

zu Friedensbedingungen zuriick-
kehren. So kam es erst 1950 zu
einem Konsens iiber eine grofe
Aufristung im Kalten Krieg, die
den Militarkeynesianismus zu
einem dauerhaften Aspekt der
US-Wirtschaft machte. Von 1950
bis 1970 waren die Militdrausgaben
der dominierende makrodkonomi-
sche Einfluss. Nach dem Vietnam-
krieg und den wirtschaftlichen
Turbulenzen der 1970er Jahre
wurden sie zuriickgefahren.
Dennoch ist der US-Militarhaus-
halt, gemessen an verschiedenen
Faktoren, auch heute noch hoher
alsim Jahr 1948. Er ist nie wirklich
auf das Niveau von vor 1950
zuriickgegangen.

Doch die Umsetzung der keynesia-
nischen Ideen verlief nicht chne
Reibungen. Das Bretton-Woods-
System war nicht wirklich in
Keynes'Sinne.

Ich stimme mit [hnen zu. Die
Vorstellung, dass es wahrend der
Bretton-Woods-Periode einen
breiten Konsens iiber die keynesia-
nische Politik gab, ist ein Missver-
standnis. Keynes' eigene Ideen
wurden nicht in vollem Umfang
ibernommen, und das internatio-
nale Wahrungssystem, das sich
herausbildete, war starker von den
USA bestimmt, als er es sich
vorgestellt hatte. Dariiber hinaus
glaubte Keynes an eine wichtigere
Rolle 6ffentlicher Investitionen,
wahrend die entstandene Form des
Keynesianismus privaten Investiti-
onen mehr Gewicht verlieh. Der
Einsatz von Militarausgaben zur
Unterstitzung privater Unterneh-
men und des Arbeitsmarktes war
eine Moglichkeit, staatliche Gelder
in den privaten Sektor zu leiten.
Aufgrund der méglichen Auswir-
kungen auf die Wirtschaft, wie
niedrige Arbeitslosigkeit, Inflation
und staatliche Biirokratie, war sie
allerdings umstritten. Obwohl es
sich um die am meisten privati-
sierte Version des Keynesianismus
handelte, stief sie sowohl bei den
Republikanern als auch bei einigen
Demokraten auf Widerstand, was
zu wiederholten Versuchen fiihrte,
den Militarhaushalt zu kiirzen.
Kapitalistische Geschéaftsleute
standen oft hinter diesen Bemi-
hungen, da sie einen starken Staat
firchteten.

Ist der Keynesianismus heute
noch mit Militdrausgaben verbun-
den?

Ich denke, dass in den USA und
weltweit das Interesse an der
Industriepolitik wieder auflebt.
Industriepolitik hat groe Uber-
schneidungen mit dem Keynesia-
nismus, aber sie sind nicht genau
dasselbe. Beim Keynesianismus
geht es darum, sich von einer
Rezession zu erholen oder die
Vollbeschéftigung wiederherzu-
stellen, wahrend die Industriepoli-
tik eher von einer Strategie geleitet
wird, wie die Wirtschaft aussehen
soll. Sie erganzen sich jedoch, da die
Industriepolitik eine Form 6ffentli-
cher oder privater Investitionen ist,
die makrodkonomische Auswirkun-
gen hat. Diese Wiederbelebung der
Industriepolitik wurde durch die
zunehmenden Spannungen mit

China ausgeldst und durch den
Einmarsch Russlands in der
Ukraine verstarkt. In den USA
wurden Ideen, die zum Beispiel im
Zusammenhang mit einem Green
New Deal vollig inakzeptabel
waren, akzeptabler, wenn sie im
Rahmen eines militarischen
Wettbewerbs prasentiert wurden.
In den USA herrscht das Gefiihl,
dass die Regierung die Wirtschaft
fiir kein anderes Ziel als die globale
militdrische Vorherrschaft gestal-
ten sollte.

Glauben Sie, dass ein linker
Keynesianismus ohne die Verbin-
dung zu Militdrausgaben moglich
ist?

Ich versuche immer, mich im Raum
zwischen marxistischen und

keynesianischen Ideen zu bewegen.

Theoretischist es moglich, einen
zivilen und sozialen Keynesianis-
mus zu haben. Es gibt jedoch starke
Hindernisse, die nicht nur im
allgemeinen Sinne politisch sind,
sondern in der Klassenpolitik
wurzeln. Ein dauerhafter ziviler
Keynesianismus wiirde vorausset-
zen, dass denjenigen, die es ge-
wohnt sind, die Wirtschaft durch
private Investitionen zu kontrollie-
ren, viel Macht entzogen wird. Dies
wirde nicht nur einen ideologi-
schen Kampf oder politische
Manoéver erfordern, sondern einen
Kampf darum, wer die Wirtschaft
kontrolliert, was letztlich eine
Klassenfrage ist.

Tim Barker, Historiker und
Autor, lebt in New York.
2022 promovierte er an der
Harvard-Universitat. Er ist
Mitglied der Redaktionen
von »Dissent« und des
Blogs »Phenomenal World«.
Seine Texte erscheinen
auBBerdem in Zeitschriften
wie »The London Review
of Books«, »Harper's« und
»N+1l«,

Philip Blees sprach mit
ihm Uber seine Doktor-
arbeit.
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Magdalena Sporkmann
war gerade Mitte zwanzig,
als sie fast in eine Finanz-
falle gestolpert ware. Wa-
rum wissen Madchen und
junge Frauen so wenig Uber
Geld und 8konomische
Eigenstéandigkeit, fragte
sich die damalige Studen-
tin. Inzwischen hat sie
einen Masterabschluss in
Allgemeiner und Verglei-
chender Literaturwissen-
schaft, arbeitet als Autorin
und freie Journalistin und
lebt in Berlin. Bei dtv, im
Jugendsachbuchverlag,
verdffentlichte Magdalena
Sporkmann jetzt »Miss
Money - Was schlaue
Madchen Uber Geld wissen
sollten«. DarUber sprach
Gisela Zimmer mit ihr.

MAGRALTAE PR HAME

LASSEN SIE UNS UBER OKONOMIE REDEN ...

Finanzen? Das kann ich nicht!

AlsichIhr Buchin den Hinden
hielt und ein wenig iiber Thren
beruflichen Werdegang gelesen
hatte, dachte ich, Literatur ist ja
nicht unbedingt auf den ersten
Blick die Schwester der Okonomie.
Wie sind Sie denn aufs Geld
gekommen?

Mit Mitte 20 war ich bereits verlobt.
Sechs Wochen vor der Hochzeit
legte mir mein damaliger Verlobter
einen Ehevertrag vor. Mein
Bauchgefiihl sagte mir, irgendet-
was stimmt damit nicht. Aber
wirklich durchdringen konnte ich
den Inhalt nicht. Deshalb holte

ich mir bei mehreren Expertinnen
Rat, habe selbst viel gelesen und
am Ende hat sich dann tatsachlich
herausgestellt, dass dieser Ehever-
trag mich in einen goldenen Kafig
gesperrt und in eine extreme
finanzielle Abhdngigkeit gebracht
hatte. Letztendlich habe ich den
Vertrag nicht unterschrieben, den
Mann verlassen, geblieben aber

ist die Faszination fiir Finanzen.

Was macht die aus?

Ich habe einfach gemerkt, wie viel
man selbst tun kann. Finanzen sind
viel mehr als nur »ich studiere,
kriege einen Job und der wird schon
irgendwie bezahlt« - bei Geistes-
wissenschaftlerinnen zum Beispiel
haufig leider gar nicht so gut. Mei-
ne Mutter hat mir immer gesagt, du
musst als Frau finanziell unabhan-
gig sein. Wie existenziell das im All-
tag sein kann oder ja auch ist, habe
ich damals begriffen. Die Welt dann
auch mit vollig anderen Augen
gesehen. In unserer Gesellschaft
durchdringt die Wirtschaft alles.
Der Kapitalismus reicht bis in die
privaten Beziehungen hinein.

Oder die Abhangigkeiten insgesamt
in der Welt. Wenn hier neue Klima-
mafnahmen entschieden werden,
welche Konsequenzen hat das fiir
die Wirtschaft? Und was bedeuten
wirtschaftliche Interessen wiede-
rum fir die Politik? Meine eigene
Wirklichkeit hat eine andere Di-
mension bekommen. Das zu erken-
nen, war faszinierend.

Das Sachbuch »Miss Money« ist
gedacht fiir schlaue Mddchen

so ab 12 Jahre, nach oben hin gibt
es keine Altersgrenze. War es
dieses eigene Nichtwissen, das Sie
angetrieben hat, in Sachen Geld
speziell etwas fiir Madchen und
junge Frauen zu schreiben?

Ich selbst habe erst spat angefan-
gen, mich fiir Geld zu interessieren.
Ich hatte sogar das Gefiihl, das
grenzt eigentlich schon an Verant-
wortungslosigkeit, so kurz vor
Eintritt ins Berufsleben nichts tiber
Finanzen zu wissen. Ich wusste
nicht einmal, wie viel Zinsen ich
zahlen miisste, wenn ich mein
Girokonto Uberziehe. Seitdem habe
ich auch haufiger mit Freundinnen
iber Geld gesprochen. Das sind alles
hochgebildete Frauen, aber auf so
einer basalen Ebene wie Finanzen
trauen sie sich nichts zu. Das iiber-
lassen sie ihren Mannern. Dabei ah-
nen sie, sie miissten etwas fiir sich
selbst tun, wollen sich aber nicht
damit beschaftigen. Ironischer-
weise haben diese Freundinnen
ausschlieBlich Téchter. Ich will,
dassihre Tochter mit einem ande-
ren Bewusstsein aufwachsen. Ich
habe dann nach einem Finanzbuch
gesucht, das sich explizit an
Madchen richtet. Ich habe keins
gefunden und deshalb selbst

eins geschrieben.

Das Buch liest sich leicht, hat
eine verstdndliche Sprache. Ein-
pragsame Erlduterungen, gute
Beispiele. Was ist Ihnen wichtig?
Zuallererst die Einsicht, Finanzen
sind nicht schwierig. Ich glaube,
beivielen fallt immer noch die Klap-
pe. wenn Worter wie Aktien, Ver-
mogenswerte oder Geldanlage fal-
len. Dasist schade, denn Finanzen
sind kein Hexenwerk. Es ist wirk-
lich leicht zu verstehen, das Wis-
sen ist sogar frei und groRtenteils
kostenlos verflighar. Natiirlich
braucht man eine gewisse Medien-
kompetenz, um einschatzen zu
konnen, wie vertrauenswiirdig die
Quellen sind. Aber die wichtige
Erkenntnis ist, finanzielle Bildung
braucht kein Hochschulstudium.
Sieist fiir jeden und jede mdglich,
sogar notwendig.

Etliche Kinder in dem Alter, die
Sie mit diesem Sachbuch anspre-
chen wollen, kennen gar kein
Taschengeld. Deren Eltern arbei-
ten Vollzeit, trotzdem muss

jeder Cent umgedreht oder beim
Amt sogar aufgestockt werden.
Daist nichts mit Beiseitelegen
oder Sparen. Was sagen Sie diesen
Jugendlichen?

Es tut mir leid, dass in einem reichen
Land wie Deutschland Menschen

in Armut leben miissen. Diesen Kin-

dern sage ich, dass eine Investition
in die eigene Bildung eine Inves-
tition ist, die sich immer auszahlt.
Spater auch monetér. Das ist
natiirlich eine riesige gesellschaft-
liche Ungerechtigkeit - aktuell
lebt jedes fiinfte Kind in Deutsch-
land in Armut. Sie miissen darin
leben, weil die Gesellschaft nicht
bereit ist, den Beruf der Eltern,
auch in Vollzeit, angemessen zu
entlohnen. Da ist die Politik
gefordert. Am Ende des Buches
gibt es ein Kapitel zu Reichtum
und Armut. Da sage ich ganz klar,
die Armut, in die man hineinge-
boren wurde, allein zu iiberwinden,
ist unglaublich schwierig. Das
heilt nicht, dass es unmoglich ist.
Es gibt Anreize, Impulse und ich
denke, das Gefiihl zu haben, dass
man selbst etwas tun kann, ist
ganz wichtig dabei. Aber letztend-
lich ist es unheimlich schwer, da
rauszukommen. Da ist die Gesell-
schaft gefragt, auch diejenigen,
die nicht in Armut leben. Die es sich
leisten konnen, Giber den Teller-
rand zu gucken und etwas abzuge-
ben.

Sie sind mit diesem Debiitbuch zu
Lesungen und Vortrdgen unter-
wegs. Wie reagieren die Madchen,
die Auszubildenden, die Studen-
tinnen?

Da fallt mir sofort eine 10-Jahrige
ein. [hr Lehrer hatte mir geschrie-
ben, sie hatte innerhalb von zwei
Tagen das Buch komplett durchge-
lesen, sei total begeistert und
mochte mit mir fiir den Schulfunk
ein Interview fiihren. Sie sei
dankbar, dieses Wissen jetzt zu ha-
ben, denn in der Schule wiirde es
janicht vermittelt. Das ist iibrigens
ein Feedback, das ich immer wie-
der bekomme. So etwas Praktisches
iiber Geld lernen wir nicht in der
Schule. An der Hochschule Hamm-
Lippstadt habe ich in einem Vor-
trag dariiber gesprochen, wie man
die Kosten einer zweiten Ausbil-
dung steuerlich geltend machen
kann. Da kamen im Anschluss
unheimlich viele Fragen. Gefiihlt
hatten die Studentinnen Euro-
zeichen im Auge und tberlegten,
wie viele tausend Euro sie spater
zuriickbekamen, wenn sie im Beruf
anfingen. Wie funktioniert eine
freiwillige Steuererklarung schon
zu Studienzeiten? Ist die schwie-
rig? Wie lange brauche ich dafiir?
Sie waren dankbar fiir die Tipps,

und den Hinweis, dass sie im Prinzip
sofort anfangen kénnen, die Ab-
rechnungen von ihren Vermietern
zusammenzutragen und die
Nebenkostenabrechnungen aufzu-
listen.

Niemand dabei, die so miese
Erfahrungen gemacht hat wie Sie
noch vor gut einem Jahrzehnt?
Eine Studentin mit zweijahriger
Tochter, dazu alleinerziehend,
erzahlte von dem Studienkredit,
den sie aufgenommen hatte.
Wahrscheinlich zu horrenden Zin-
sen, sie wusste es selbst nicht

so genau. Sie hatte angefangen,
Medizintechnik zu studieren,
arbeitet nebenbei als Kranken-
schwester. Als ich ihr sagte,

ein Studienkredit sei wegen der
hohen Zinsen die ungiinstigste
Losung, ein Studium zu finanzieren,
fiel ihr gefiihlt alles aus dem
Gesicht. Das war auch fiir mich ein
unheimlich bitterer Moment.
Riickblickend, denke ich, war es
trotzdem gut, sie zu Studienbe-
ginn dariiber aufgeklart zu haben.
Noch kann sie etwas andern.
Meine Empfehlung war: Geh zum
Studentenwerk, lass dich beraten,
vielleicht kannst du BAf6G be-
kommen, eventuell ein Stipendium
beantragen, versuche auf jeden
Fall, diesen Kredit loszuwerden.
Denn das ist doch fiirchterlich -
alleinerziehend, ein kleines Kind,
irgendwann ist man mit diesem
Studium neben der Arbeit fertig,
muss aber einen Riesenkredit
abzahlen. Wie soll man da jemals
frei werden mit dieser »Schuld« im
Nacken? Mich hat das total be-
starkt, weiterzumachen und die
jungen Frauen aufzuklaren. Sie
miissen wissen, dass unter Umstan-
den bestimmte Entscheidungen
den Rest ihres Lebens bestimmen.

ANZEIGE

Vel el e a e eV aV ad eV ey e e e e a W a v a2V 4

#leavenoonebehind

Je verkauftem Liter MAZI-Dliveniil geht 1 Euro an:

» stand by me lesvos «

Jetzt kaufen unter:
www.solidaritrade.de/moria

Had e e a W a s W a ad e ey e e e e a W ad e a ¥ &



WIRTSCHAFT ANDERS DENKEN

23

KOLUMNE

Absurde Bluten der Verdrangungsgesellschaft

CHRISTIANE KLIEMANN

Gabe es eine intelligente aulerirdi-
sche Spezies, der es irgendwie gelange,
die menschliche Zivilisation wissen-
schaftlich zu beobachten, kénnte sie
wohl nur unglaubig den Kopf schiit-
teln, so sie denn einen hatte. Denn ra-
tional ist nicht zu erkldren, dass die
Menschheit sehenden Auges immer
schneller auf den ékologischen Sui-
zid zurast, ohne ernsthafte Schritte zu
unternehmen, diesen zu stoppen.

Und das, obwohl Menschen zumindest
theoretisch bestens in der Lage sind,
a) ihre Situation zu erkennen und zu
analysieren, b) zu kooperieren, wenn
esnottut, und c) kreative Losungen

zu entwickeln und zu kommunizieren.
Eine naheliegende Erklarung dafiir,
dass die grofle Mehrheit trotz dieser
verzweifelten Situation nicht schon
langst gegen die Statthalter des Sta-
tus quo aufbegehrt hat, ist psychologi-
scher Art, weshalb der Klimaaktivist
Tadzio Miiller hier sehr treffend von
»Verdrangungsgesellschaft« spricht:
das Thema Klimaschutz ist zwar in al-
ler Munde, aber gleichzeitig wird

alles getan, um zu rechtfertigen, warum
wir MaRnahmen, die wirklich zu Kli-
maschutz fithren wiirden, nicht ergrei-
fen wollen oder konnen.

Die Studie »Discourses of Climate
Delay« (Diskurse der Klimaverschlep-
pung) von 2020 hat ebendiese Recht-
fertigungen systematisch untersucht
und kategorisiert und hilft, die uns
iiberall entgegenschlagenden Ver-
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schleppungs- und Verdrangungsstrate-
gien zu erkennen und zu entlarven.
Egal ob die Argumente aus Wirtschaft,
Politik oder aus bestimmten gesell-
schaftlichen Gruppen kommen, kon-
nen sie in vier Kategorien zusammen-
gefasst werden:

Zuerst ist da die Zuriickweisung von
Verantwortung, die besonders drama-
tischist, wenn sie aus dem Mund derer
kommt, die eigentlich Verantwortung
iibernehmen sollten, z. B. Politiker:in-
nen. Gangige Argumente hierfir sind:
»Bevor andere Lander nichts tun, tun
wir auch nichts, um selbst nicht
benachteiligt zu sein«, oder: »Unsere
Emissionen machen doch global
betrachtet gar nicht so viel aus«, oder:
»Es liegt in der Verantwortung der
Einzelnen, ihren ckologischen FuRab-
druck zureduzieren.«

Dannist da die Prasentation von
Scheinlosungen, die suggeriert, dass
grundlegende gesellschaftliche und
wirtschaftliche Veranderungen nicht
notig sein wiirden. Hierzu zahlt ein
blinder Technikoptimismus, der darauf
vertraut, dass uns ein Deus ex Ma-
china in Form von noch nicht existie-
renden Zukunftstechnologien aus
der Klemme holen wird. Oder viel Bla-
bla um zukinftige Klimaziele und die
Erklarung eines Klimanotstands, ohne
tatsachlich ad hoc entsprechende
MaRnahmen einzuleiten. Dies ist gerne
gepaart mit Gerede von fossilen
Brennstoffen als »Briickentechnolo-
gien, die ja immer effizienter wiir-
den und uns auf dem Weg in eine kli-

maneutrale Wirtschaft begleiten
miissten. Schliefilich ist da die gezielte
Verunglimpfung von strikten und
sofort wirksamen Mafnahmen wie
zum Beispiel Verboten, bei der
gleichzeitigen Behauptung, positive
und freiwillige Anreize reichten aus.

Die dritte Strategie konzentriert
sich darauf, die potenziellen negativen
Seiten einer effektiven Klimapolitik
zu betonen, nach dem Motto, die da-
durch eingeleiteten Veranderungen
seien furchtbar, Klimaschutz wiirde
extrem teuer und ginge auf Kosten
der Armsten unserer Gesellschaft, und
ohne fossile Energien beraubten wir
die Armsten auf dem Planeten ihrer
Chance auf eine moderne Entwick-
lung. Bezeichnend, dass solche Argu-
mente gerne aus dem Mund derer
kommen, deren Handlungen nahele-
gen, dass ihnen die sozial Benachtei-
ligten hier und anderswo eigentlich
herzlich egal sind. Eine auf den ers-
ten Blick nicht ganz so offensichtliche
Auspragung dieser Kategorie ist das
scheinbare Streben nach den perfek-
ten politischen Losungen und die
Behauptung, erst dann effektive Malk-
nahmen einleiten zu kénnen, wenn
diese wirklich von absolut allen Betei-
ligten unterstiitzt wiirden.

Unter die letzte Kategorie fallt die
Behauptung, es sei einerseits sowieso
schon zu spat, und andererseits liefe
effektiver Klimaschutz der menschli-
chen Natur zuwider und kénne in
demokratischen Gesellschaften nicht
durchgesetzt werden. Dies ist beson-

ders zynisch, weil zum Beispiel die
Fossilkonzerne schon vor Jahrzehnten
angefangen haben, die ersten drei
Strategien anzuwenden, um es iiber-
haupt so weit kommen zu lassen.

Beispiele dafiir, dass all diese Stra-
tegien erfolgreich waren, sowohl im
Schiiren von irrationalen Angsten als
auch im Wiegen in falschen Sicher-
heiten, gab esin den letzten Monaten
leider zuhauf. Statt zu einem ratio-
nalen und faktenbasierten Diskurs
eingeladen zu werden, werden
Klimaaktivist:innen gehasst, krimina-
lisiert und bedroht, einfach weil sie
auf das vollig Offensichtliche hinwei-
sen. Die absurdeste Bliite kam vor
einigen Wochen von Verkehrsminister
Wissing, der ernsthaft behauptete,
der Bau von mehr Autobahnen fithre
zumehr Klimaschutz, da die Autos
deshalb weniger im Stau stiinden.
Hatten AuRerirdische Fernsehen mit
Satireformaten - ich bin mir sicher,
der klimapolitische Diskurs in
westlichen Gesellschaften ware ihnen
ein Fest.

Christiane Kliemann
ist Journalistin und
Degrowth-Aktivistin. Thre
Schwerpunkte sind
Postwachstum, alternatives Wirt-
schaften, Gesellschaftswandel. Sie
hat das Webportal
www.degrowth.info mit aufgebaut.

Unterschreibe nix, lies alles

ELMAR WIGAND

Leute, die Biicher schreiben, genieflen
in Deutschland ein hohes Sozialpres-
tige. Merkwiirdigerweise: Denn eigent-
lich gibt es zu viele davon; die Buch-
handlungen quellen iber, nur wenige
kénnen gut davon leben. (Und nur
Einzelne kénnen sich davon wie Giin-
ter Wallraff in KéIln-Ehrenfeld
mehrere Hauser kaufen.)

Anders als in benachbarten Landern
haben deutsche Literaten auch keine
besondere Position in der Debatte, etwa
als kritische Intellektuelle, deren
Wortmeldung aufhorchen lasst - Giin-
ter Grass und Heinrich Boll sind
lange tot. (Und Grass war in der SS.)
Was macht eigentlich Habermas?

Wen interessiert, was Ingo Schulze
iiber die Ukraine denkt? (AuRer

mir.) Oder Thea Dorn iiber den Klima-
wandel? (Mich nicht.) Und dann gibt
es diesen geschmeidigen Schlauberger
mit den langen Haaren, der im Fern-
sehen zu wohnen scheint, so oft wird
er ins Scheinwerferlicht gezerrt als
talkshow-kompatibler Intellektueller
»light«. Den Namen habe ich verges-
sen. (Wird nachgereicht.)

Woher also das hohe Ansehen? Das
Buch macht ein wenig unsterblich.
Man wird es in 500 Jahren noch lesen
konnen, anders als eine CD oder einen
USB-Stick oder den Datenmiill in der
Cloud. Der Grund fiir das hohe Sozial-
prestige ist aber vermutlich, dass viele
davon traumen, irgendwann mal eins
zu schreiben, aber es doch nie machen.
Meine Kollegin Jessica Reisner und
ich sind auch von der Sorte. Dabei hat-
ten wir es dringend nétig. Um unseren
kleinen, wackeren Verein voran zu

bringen. Mindestens alle zwei Jahre.
Solauft das Business. Siehe Sahra
Wagenknecht. (Wie schafft sie das bloR
ohne Ghostwriter?) Unsere ganze
Initiative hat sich auf einem Buch und
einer viel beachteten Broschiire
begriindet: »Die Fertigmacher«+»Un-
ion Busting in Deutschland«. Das

war 2014. Es wird also Zeit. Als kleine,
talkshow-inkompatible Lichter
werden wir damit vermutlich kein
Geld verdienen. (Die Hoffnung

stirbt zuletzt.) Aber wir kdmen ins
Gesprach, kénnten Lesereisen
organisieren, Leute kennenlernen.

Ein Buch zu schreiben ist leichter
gesagt als getan. Zunachst: Wo
anfangen? An Material mangelt es
uns als Kosmonauten der dunklen
Seite des abnehmenden Mondes na-
mens Sozialpartnerschaft weils Gott
nicht. Im Gegenteil. Stoff ist eher zu
viel vorhanden. Und wo die Zeit
finden? Seit letzter Woche haben wir
allerdings das Wichtigste: das The-
ma. Und den Ansatz. Und das Gefiihl,
gebraucht zu werden.

Es kam so: Carlo, ein junger Antifa-
schist und Handwerker von Anfang 20,
zudem ich ein freundschaftliches
Verhdltnis pflege - wir kénnen iiber
Politik, FuRball, sogar die Liebe reden
-, Carlo ist gefeuert worden. Ich hatte
es kommen sehen. Er nicht. Dariiber,
wie er sich hinauskomplimentieren
lieR, hatten wir schweren Streit. Ich
muss irgendwas gebriillt haben wie:
»Was hast du? Bist du eigentlich
bescheuert?« Und ich meinte es auch
so. Er legte mitten im Gesprach auf.
Inzwischen haben wir uns vertragen,
weil ich eingesehen habe, dass der
Bockmist, den Carlo gebaut hat, auch

meine Schuld war. Gébe es das Uber-
lebenshandbuch der Aktion gegen
Arbeitsunrecht schon, das er hatte in
der Tasche gehabt haben kénnen,
hatte er am Ende nicht noch einen Auf-
hebungsvertrag unterschrieben und
dem verdammten Arsch von Chef zum
Abschied mal eben einen halben
Monatslohn geschenkt.

Dieses Buch wird zwolf goldene
Regeln und Gebote enthalten. Dos and
Don'ts. Eine davon gilt nicht nur fir
die Arbeitswelt: Unterschreibe nix.
Schon gar nicht unter Druck. Nicht
vor Ort, nicht am selben Tag. Du hast
immer mindestens drei Tage bis eine
Woche Zeit, dir Rat zu holen. Alles
andere ist N6tigung.

Ein Aufhebungsvertrag ist bei Licht
betrachtet nichts anderes als eine
Kapitulationserkldarung. Damit gibst
du die Rechte auf, die du aus dem
Arbeitsvertrag hattest. Ein Aufhe-
bungs- oder Auflésungsvertrag ist
eine beidseitige Abmachung zwischen
Unternehmer und Beschéftigtem.
Erist das Gegenstiick zum Arbeitsver-
trag: Wahrend dieser das Arbeitsver-
héltnis einvernehmlich begriindet, 16st
der Aufhebungsvertrag es einver-
nehmlich wieder auf. Wenn der Boss
dich loswerden will, soll er halt kiin-
digen. Damit musst du nicht einver-
standen sein. Und dagegen kannst
du moglicherweise klagen. Wenn es
tatsachlich einmal sinnvoll sein
sollte, einen Aufhebungsvertrag zu
unterzeichnen - was wir zunachst
einmal bezweifeln -, dann muss der
Boss zumindest Zugestandnisse
machen, die die Aufgabe deiner Rech-
te aufwiegen. Vielleicht eine Abfin-
dung.

Carlo, der wackere Antifaschist, der
sich auf der Strafe unerschrocken
Nazis und Polizei entgegenstellt und
Biicher iiber vergangene Revolutio-
nen und Anleitungen zur Revolte liest,
hat aber tatsachlich einen Aufhe-
bungsvertrag unterzeichnet, mit dem
er auf mindestens zwei Wochen
Lohn verzichtete. Die zweiwdchige
Kindigungsfrist, die er in der Probe-
zeit hatte, wird mit seinen Urlaubs-
ansprichen verrechnet. Normaler-
weise hatte er sich fiir die zweirest-
lichen Wochen einen Krankenschein
aufgrund hoher seelischer Belastung
holen kénnen und den Resturlaub
hétte er oben drauf bekommen. Dumm
gelaufen. Offenbar hat das noch
nicht geschriebene Buch mit dem Ar-
beitstitel »Uberleben im Betrieb.

Als Arbeiter*in den aufrechten Gang
lernen, ohne gefeuert zu werden«
viel zu lange auf sich warten lassen.
Wir werden es jetzt angehen.

Lektion zwei kommt ebenfalls aus
Carlos Beispiel und greift auf Bert
Brecht zuriick: »Es hat keinen Sinn,
den falschen Leuten das Richtige zu
erzahlen«, oder: »Warum es dir nix
bringt, mit dem Chef zu streitenx.
Mehr dazu vielleicht beim nachsten
Mal.

Elmar Wigand ist
Pressesprecher der
aktion./.arbeitsunrecht
und berat Betriebsrate
und Gewerkschaften in strategischer
Konfliktforschung. Auf3erdem
erforscht er, gemeinsam mit anderen,
Organisierung am Arbeitsplatz.




Weiterhin
Wirtschaft
anders denken!
Jetzt Abo
abschliefien!




	Die Royals, die Firma, das Empire 
	Eine skandalträchtige wie reformfähige Institution zur Bewahrung der Ungleichheit
	Sigrun Matthiesen
	Märchen des Neoliberalismus Nr. 58
	»Freie Finanzmärkte führen zur effizienten Verwendung von Kapital!«
	In eigener Sache
	Liebe Lesende, Neugierige, Sympathisierende, nicht Abgeneigte
	Die als Gentlemen’s Agreement getarnte eiserne Faust
	Die gegenwärtig streikenden Berufsgruppen sind Ausdruck einer erfolgreich umgebauten Industrie und machen Hoffnung auf neue Bündnisse
	Peter Kern
	Salamitaktik der Krämerseelen
	Das öffentliche Gesundheitssystem NHS wird seit drei Jahrzehnten 
unter tätiger Mithilfe des Parlaments zugunsten der Privatwirtschaft ausgeplündert 
	Sigrun Matthiesen
	Niederlage im letzten Gefecht
	Vor fast vier Jahrzehnten endete der legendäre einjährige Streik der britischen Bergarbeiter. Die Deindustrialisierung des Mutterlandes des Kapitalismus begann
	»Ich würde der Existenz einer Schwarzen Mittelklasse nicht zu viel Bedeutung beimessen«
	Adam Elliott-Cooper und Tahir Della im Gespräch über Kämpfe gegen institutionellen Rassismus in Großbritannien und Deutschland
	Posttraumatische Störungen
	Der Brexit wird den politökonomischen Degenerierungsprozess nicht beenden 
	Heinz-J. Bontrup
	Eine Quadratmeile pure Wirtschaftskraft
	Die Finanzdienstleister in der City of London strukturieren die britische Ökonomie 
intern wie extern
	Philip Blees
	Potenzial nicht ausgeschöpft
	Die politische Krise, die in Nordirland auf den Brexit folgte, schadet der Region mehr als der Brexit selbst
	Dieter Reinisch
	Das Ende Großbritanniens, 
wie wir es kannten
	Empire und wirtschaftlicher Liberalismus: Die Insel lebt von Mythen, doch Linke hoffen 
auf etwas Neues
	Howie Rechavia-Taylor*
	Material für Theoriearbeit 
	Was Karl Marx und Friedrich Engels in England suchten und fanden
	Ingo Stützle
	Riff-Raff
	Es gibt wenige Filmemacher wie Ken Loach, den britischen Meister des Sozialrealismus
	Kathrin Gerlof
	Rule, Britannia!
	Wie englische Handelshäuser und Reedereien den globalen Seehandel 
unter ihre Kontrolle brachten
	Andreas Wassermann
	Gut, aber mit Vorsicht zu genießen
	Real existierender Liberalismus seit 180 Jahren und eine interessante Erfolgsgeschichte: »The Economist«
	John Malamatinas
	Ein Spiel, ein Geschäft
	Die Aufkündigung des Solidarprinzips beim Fußball korrespondierte mit dem neoliberalen Zeitgeist des Thatcherismus
	Dietrich Schulze-Marmeling
	Ökonomische Abhängigkeiten. 
Alter Machtglaube
	Gewalt gegen Frauen gehört noch immer zum Alltag. Es mangelt an bedarfsgerechten Hilfen und politischem Willen, das zu ändern
	Paula Hansen
	»Der Staat ist Schutzengel 
des Finanzkapitals«
	Fabio Vighi über die Rettung der Wirtschaft durch Covid und die damit einhergehenden 
sozialen Verwüstungen 
	»Wer die Wirtschaft kontrolliert, ist letztlich eine Klassenfrage«
	In den USA haben sich im Kalten Krieg die militärische Agenda und keynesianische Ideen zum Militärkeynesianismus verbunden
	Lassen Sie uns über Ökonomie reden ...
	Finanzen? Das kann ich nicht!
	Kolumne
	Absurde Blüten der Verdrängungsgesellschaft
	Unterschreibe nix, lies alles

